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Allgemeine Erlxuterungen zu § 11

A. �berblick zu § 11

§ 11 ordnet Einnahmen und Ausgaben dem maßgeblichen Besteuerungsab-
schnitt, das ist das Kalenderjahr (s. § 2 Abs. 7), zu. Er definiert nicht, was Ein-
nahmen und Ausgaben sind. Da aber jede Ermittlung der Werte in einem be-
stimmten Zeitabschnitt erfolgen muß, der Einkommensbegriff und damit auch
der Begriff von Einnahmen und Ausgaben ohne eine zeitliche Komponente
nicht denkbar sind, wird diese Periodenzuordnung auch als Bestandteil der Be-
griffsbestimmung des Einkommens gesehen (E. Becker, Die Grundlagen der
Einkommensteuer, 1940, 31; Popitz, Einkommensteuer, in: Handwºrterbuch
der Staatswissenschaften, Bd. III, 1926, 406).
Periodenabgrenzung durch das Zu- und Abflußprinzip nach Abs. 1
Satz 1, Abs. 2 Satz 1: Einnahmen werden in Abs. 1 Satz 1 dem Kj. zugeordnet,
in welchem sie zugeflossen sind (Zuflußprinzip), Ausgaben werden in Abs. 2
Satz 1 dem Kj. zugeordnet, in welchem sie geleistet worden sind. Abs. 2 Satz 1
spricht zwar nicht von „abfließen“, „leisten“ einer Ausgabe bedeutet aber „ab-
fließen“, daher die Bezeichnung Abflußprinzip (krit. Shhn/Mellinghoff, StuW
1991, 275). Abs. 1 und 2 dienen der Periodenabgrenzung zwischen den einzelnen
Veranlagungszeitr�umen.
Durchbrechung des Zu- und Abflußprinzips in Abs. 1 Sxtze 2 und 3 sowie
Abs. 2 Satz 2: Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 Satz 2 gelten f©r regelm�ßig wiederkeh-
rende Einnahmen bzw. Ausgaben kurz vor Beginn oder kurz nach Beendigung
des Kj.; sie sind Ausdruck des Prinzips der periodengerechten Zuordnung, das
vor allem der Rechnungsabgrenzung beim Betriebsvermºgensvergleich zugrun-
de liegt.
Ausschluß von Gewinneink�nften durch Abs. 1 Satz 5 und Abs. 2 Satz 4:
Die Anwendung des Zu- bzw. Abflußprinzips auf die Gewinneink©nfte (§ 2
Abs. 2 Nr. 1–3) ist ausgeschlossen, soweit diese durch Betriebsvermºgensver-
gleich gem. § 4 Abs. 1, § 5 ermittelt werden. Soweit sie hingegen durch �ber-
schußrechnung (§ 4 Abs. 3) ermittelt werden, kommt § 11 zur Anwendung.

B. Rechtsentwicklung des § 11

Durch EStG 1925 v. 10.8.1925 (RGBl. I 1925, 189) wurde erstmals in § 11 aus-
dr©cklich auf den Zu- und Abfluß der Einnahmen bzw. Ausgaben abgestellt,
dem Wortlaut nach allerdings erst in zweiter Linie. Gem. Abs. 1 Satz 1 galten
Einnahmen innerhalb des Steuerabschnitts als bezogen, in dem sie f�llig gewor-
den oder, ohne f�llig zu sein, dem Stpfl. tats�chlich zugeflossen waren.
Durch EStG 1934 v. 16.10.1934 (RGBl. I 1934, 1005; RStBl. 1934, 1261) er-
folgte die klare Hinwendung zum Zu- und Abflußprinzip, wie es heute in § 11
geregelt ist. Der Gesetzgeber hob in der amtl. Begr. zu § 11 EStG 1934 hervor,
daß das WG dem Stpfl. dann zugeflossen sei, wenn er dar©ber wirtschaftlich
verf©gen kºnne. F©r den Abfluß stellte der Gesetzgeber 1934 auf den Zeitpunkt
der Leistung ab (RStBl. 1935, 41).
Die Regelung f©r regelm�ßig wiederkehrende Einnahmen in § 11 Abs. 1 Satz 2
EStG 1934 bedeutete eine Ausdehnung der in § 11 Abs. 3 EStG 1925 zun�chst
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nur f©r den Arbeitslohn gegebenen Vorschriften (amtl. Begr. zu EStG 1934,
RStBl. 1935, 41).
F©r die Verausgabung sah § 11 Abs. 4 EStG 1925 die entsprechende Anwen-
dung der f©r Einnahmen geltenden Vorschriften vor. Ohne sachliche �nderung
regelt § 11 Abs. 2 seit dem EStG 1934 die Verausgabung selbst�ndig.
Durch EStRG v. 5.8.1974 (BGBl. I 1974, 1769; BStBl. I 1974, 530) wurde in
Abs. 1 ein neuer Satz 3 eingef©gt, der das Zuflußprinzip f©r Eink©nfte aus nicht-
selbst. Arbeit hinsichtlich laufenden Arbeitlohns durchbricht; der alte Satz 3
wurde zu Satz 4.
Das StEntlG v. 24.3.1999 (BGBl. I 1999, 402 [407]) erweiterte schließlich diese
Durchbrechung auf den Zufluß von pauschaler LSt.
Durch EURLUmsG v. 9.12.2004 (BGBl. I 2004, 3310; BStBl. I 2004, 1158)
kºnnen Einnahmen und m©ssen Ausgaben, die f©r eine Nutzungs©berlassung
von mehr als f©nf Jahren geleistet werden, auf den entsprechenden Zeitraum
gleichm�ßig verteilt werden (Abs. 1 Satz 3 und Abs. 2 Satz 3). Die bisherigen
S�tze 3 und 4 des Abs. 1 wurden ohne inhaltliche Ver�nderung zu den S�tzen 4
bzw. 5; Abs. 2 Satz 3 wurde zu Satz 4.

C. Bedeutung des § 11

Das EStG sieht eine Abschnittsbesteuerung vor und muß deshalb nicht nur eine
Entscheidung dar©ber treffen, welche Einnahmen anzusetzen sind und welche
Abz©ge vorgenommen werden d©rfen, sondern auch dar©ber, in welcher Zeiteinheit
die Saldobildung vorzunehmen ist. Diese Aufgabe erf©llt § 11.
Vereinfachungszweck: Da die �berschußrechnung im Gegensatz zum Be-
standsvergleich weitgehend ohne Aufzeichnungen der Best�nde an WG aus-
kommt, dient sie einer vereinfachten Eink©nfteermittlung.
Zu- und Abflußprinzip: § 11 behandelt die Frage, in welchem Besteuerungs-
zeitraum Einnahmen anzusetzen und Ausgaben abzusetzen sind. Ob Einnah-
men bzw. Ausgaben iSd. § 11 vorliegen, wird durch andere Vorschriften geregelt
(vgl. BFH v. 9.7.1992 – IV R 115/90, BStBl. II 1992, 948 [953]; v. 6.5.1977 – VI
R 178/75, BStBl. II 1977, 758 [759]), n�mlich f©r den Bereich der sog. �ber-
schußeink©nfte durch § 8, f©r den Bereich der Gewinneink©nfte durch die Be-
griffe Betriebseinnahmen und Betriebsausgaben (§ 4 Abs. 3). Das Zuflußprinzip
hat f©r die �berschußeink©nfte eine ebenso zentrale Bedeutung wie die bei der
Gewinnermittlung nach § 4 Abs. 1 und § 5 f©r den Gewinnausweis maßgeben-
den handelsrechtlichen Grunds�tze ordnungsm�ßiger Buchf©hrung (insbes. das
Realisations- und Imparithtsprinzip, s. § 5 Anm. 220 f.).
E Das Zuflußprinzip hat f©r den Stpfl. den Vorteil, daß er Forderungen nicht
schon im Zeitpunkt der Entstehung, sondern erst bei Eingang zu versteuern
braucht. Dabei wirkt es sich nachteilig aus, daß es nach dem Zuflußprinzip zur
Zusammenballung von Einnahmen kommen kann, zB bei selbstst�ndig T�tigen
mit langfristigen Auftr�gen (zur Tarifverg©nstigung s. § 34 Abs. 3; zu Billigkeits-
maßnahmen s. Anm. 7, 35, 100 „Umsatzsteuer“). Da die Erlangung der wirt-
schaftlichen Verf©gungsmacht (Zuflußzeitpunkt) von Zuf�lligkeiten abh�ngt,
uU auch vom Stpfl. beeinflußt werden kann, enth�lt die Besteuerung auf der
Grundlage des Zuflußprinzips etwas Zuf�lliges bzw. Willk©rliches.
E Das Abflußprinzip: Hier gilt dem Grundsatz nach Entsprechendes wie f©r das
Zuflußprinzip (s.o.). Schulden des Stpfl. bleiben außer Ansatz, solange er nicht
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tats�chlich gezahlt hat. Da der Abflußzeitpunkt (Verlust der wirtschaftlichen
Verf©gungsmacht) vom Stpfl. ebenfalls beeinflußt werden kann, kann es zu einer
Kumulation von Ausgaben in einer Veranlagungsperiode und damit zu stl. Vor-
teilen kommen. Zur Beeinflussung des Abflußzeitpunkts durch den Stpfl. s.
Anm. 10.
Maßgeblicher Zeitraum: Abs. 1 und Abs. 2 stellen auf das Kj. ab, da sich nach
§ 2 Abs. 7 die ESt. nach dem im Kj. bezogenen Einkommen bemißt (s. § 2
Anm. 5). Das gilt auch f©r Gewerbetreibende mit Einnahmen-�berschußrech-
nung, denn ein vom Kj. abweichendes Wj. setzt bei Gewerbetreibenden Ge-
winnermittlung durch Betriebsvermºgensvergleich voraus (§ 4a Abs. 1 Nr. 2
iVm. § 5). Dagegen kommt es bei luf. Betrieben mit Einnahmen-�berschuß-
rechnung auf den Zu- und Abfluß im Wj. (idR 1.7.–30.6., § 4a Abs. 1 Nr. 1) an.
Insoweit findet § 11 analoge Anwendung.
Anwendung des § 11 in anderen Gesetzen: Die Frage, wann Geldmittel ab-
geflossen sind, stellt sich auch bei der Anwendung von Leistungsgesetzen, die
auf eine bestimmte Verwendung von Einkommen abstellen. So spricht § 4
Abs. 2 Satz 1 WoPG von Aufwendungen, die in einem Kj. „geleistet“ worden
sind, und § 2 Abs. 1 Satz 1 SparPG von den „im Kalenderjahr geleisteten Spar-
beitr�gen“. Da auch bei der Anwendung dieser Vorschriften eine „Periodenab-
grenzung“ erforderlich ist, sind die zu § 11 entwickelten Grunds�tze entspre-
chend anzuwenden (BFH v. 8.2.1958 – I 5/52 S, BStBl. III 1958, 69).

D. Geltungsbereich des § 11

I. Sachlicher Geltungsbereich

Geltung f�r �berschuß- und Gewinneink�nfte: § 11 gilt f©r sog. mberschuß-
einkcnfte nach § 2 Abs. 2 Nr. 4–7. Die Geltung f©r Gewinneink©nfte wird durch
den Vorbehalt im jeweils letzten Satz der Abs�tze 1 und 2, der sich auf die Ge-
winnermittlung nach § 4 Abs. 1 und § 5 Abs. 1 bezieht, eingeschr�nkt, so daß
§ 11 im Bereich der Gewinneink©nfte nur anzuwenden ist, wenn der Gewinn
durch �berschußrechnung nach § 4 Abs. 3 ermittelt wird (BFH v. 12.11.1997 –
XI R 30/97, BFH/NV 1998, 528; v. 15.11.1990 – IV R 103/89, BStBl. II 1991,
228 f.).
Geltung f�r Sonderausgaben und außergew®hnliche Belastungen: Abs. 2
gilt auch f©r den Abzug von Sonderausgaben (§§ 10 ff., s. § 10 Anm. 8a) und au-
ßergewºhnlichen Belastungen (§§ 33 ff.), s. Anm. 28.
Geltung f�r k®rperschaftsteuerpflichtige Eink�nfte: Soweit Kºrperschaften
stpfl. Einnahmen aus �berschußeink©nften haben oder Gewinneink©nfte durch
�berschußrechnung iSd. § 4 Abs. 3 ermitteln, findet § 11 ©ber § 8 Abs. 1 KStG
Anwendung (vgl. Abschn. 32 Abs. 1 Nr. 1 KStR 2004).

II. Pers®nlicher Geltungsbereich

§ 11 gilt in gleicher Weise f©r unbeschr. wie f©r beschr. Stpfl., bei beschr. Stpfl.
f©r inl�nd. Eink©nfte iSd. § 49 (BFH v. 28.3.1984 – I R 129/79, BStBl. II 1984,
620 [622]), bei unbeschr. Stpfl. auch f©r Eink©nfte aus ausl�nd. Quellen. Be-
schr�nkt stpfl. KapGes. kºnnen im Gegensatz zu unbeschr. stpfl. KapGes., die
nach § 8 Abs. 2 KStG Eink©nfte aus Gewerbebetrieb erzielen, nach der sog. iso-
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lierenden Betrachtungsweise (§ 49 Abs. 2) auch Eink©nfte aus Vermietung und
Verpachtung und aus Kapitalvermºgen haben. Insoweit ist § 11 anzuwenden (s.
§ 49 Anm. 1210, 1253 f.).

E. Verhxltnis des § 11 zu anderen Vorschriften

I. Allgemeines

Das Zu- und Abflußprinzip ist schon in § 11 nicht in reiner Form kodifiziert (s.
Abs. 1 Satz 2 u. 3, Abs. 2 Satz 2). Dar©ber hinaus kennt das EStG eine ganze
Reihe von Sondervorschriften zu Abs. 1 (s. Anm. 7) und Abs. 2 (s. Anm. 8).

II. Sondervorschriften zu Abs. 1

Durchlaufende Posten: Gem. § 4 Abs. 3 Satz 2 scheiden bei der Gewinn-
ermittlung Betriebseinnahmen und Betriebsausgaben aus, die im Namen oder
f©r Rechnung eines anderen vereinnahmt und verausgabt werden (sog. durchlau-
fende Posten, s. dazu § 4 Anm. 610 ff.).
Zufluß von Arbeitslohn im Bereich der Verm®gensbildung und Zukunfts-
sicherung: s. Anm. 68 f.
Verxußerungsgewinne iSd. § 16 Abs. 2: Die Ermittlung des Ver�ußerungsge-
winns aus der Aufgabe oder Ver�ußerung eines luf., gewerblichen oder freibe-
ruflichen Betriebs erfolgt durch Gewinnermittlung nach dem Betriebsvermº-
gensvergleich (auch wenn bis dahin eine �berschußrechnung nach § 4 Abs. 3
durchgef©hrt wurde, ebenso BFH v. 21.9.1982 – VIII R 140/79, BStBl. II 1983,
289); s. auch Anm. 100 „Nachtr�gliche Einnahmen“.
Verxußerungsgewinne iSd. § 17: F©r die Ermittlung des Ver�ußerungsge-
winns nach § 17 Abs. 2 gilt § 11 nicht.

BFH v. 17.4.1997 – VIII R 47/95, BStBl. II 1998, 102 (103); v. 9.9.1986 – VIII R 95/
85, BFH/NV 1986, 731; v. 2.10.1984 – VIII R 20/84, BStBl. II 1985, 428; v. 12.2.1980
– VIII R 114/77, BStBl. II 1980, 494; zum Auflºsungsverlust s. BFH v. 1.9.1997 – VIII
B 105/96, BFH/NV 1998, 450.

Entlohnung f�r mehrjxhrige Txtigkeit: F©r Eink©nfte, die die Verg©tung f©r
eine mehrj�hrige T�tigkeit sind, gilt das Zuflußprinzip (BFH v. 22.7.1993 – VI R
104/92, BStBl. II 1993, 795 f.). § 34 Abs. 3 gew�hrt jedoch eine Tariferm�ßigung
f©r die in einem VZ zufließenden Eink©nfte, um entstehende H�rten zu beseiti-
gen (BFH v. 10.6.1983 – VI R 106/79, BStBl. II 1983, 575).
Kapitalertragsteuer: Sonderregelungen f©r den Zufluß von Kapitalertr�gen
finden sich in § 44 Abs. 2 und 3. Die in diesen Vorschriften genannten Zu-
flußfiktionen gelten allerdings nur f©r die KapErtrSt. (str., glA Trzaskalik in
K/S/M, § 11 Rn. A 16), insoweit allerdings auch bei Geltung eines DBA, wel-
ches diesbez©glich keine Regelungen enth�lt (bzgl. DBA Schweiz s. BFH v.
8.7.1998 – I R 57/97, BStBl. II 1998, 672 [674]).
Billigkeitsregelungen: Eine Reihe von Verwaltungsrichtlinien oder -anweisun-
gen lassen aus Billigkeitsgr©nden eine Durchbrechung des Zu- und Abflußprin-
zips zu, um die Progressionswirkung bei zusammengeballten Eink©nften zu mil-
dern. Zu Mieterzuschcssen und Mietvorauszahlungen s. Anm. 35. Zur abweichenden
Verteilung bei unbilligen Ergebnissen gem. § 163 AO s. FG M©nchen v.
2.4.1984, EFG 1984, 555, rkr.

§ 11 Anm. 5–7 Vereinnahmung und Verausgabung
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Eigene Eink�nfte und Bez�ge eines Kindes nach § 32 Abs. 4 Satz 2: F©r
die Zurechnung gilt grds. das Zuflußprinzip (BFH v. 14.5.2002 – VIII R 57/00,
BStBl. II 2002, 746 [747]; v. 16.4.2002 – VIII R 76/01, BStBl. II 2002, 525 f.; v.
16.4.2002 – VIII R 96/01, BFH/NV 2002, 1027). Allerdings ist f©r die Auftei-
lung der Eink©nfte und Bez©ge innerhalb eines Kj. nach neuester Rspr. auf die
wirtschaftliche Zuordnung und damit nicht auf § 11 Abs. 1 abzustellen, denn
nach § 32 Abs. 4 Satz 6 ist maßgeblich, auf welchen Zeitraum die Eink©nfte und
Bez©ge „entfallen“, und nicht, wann sie zufließen.

BFH v. 14.5.2002 – VIII R 57/00, BStBl. II 2002, 746 (747 f.); v. 16.4.2002 – VIII R
76/01, BStBl. II 2002, 525 (526): Entlassungsgeld eines Zivildienstleistenden zur Ein-
gliederung in das Berufsleben ist dem Zeitraum der folgenden Berufsausbildung zuzu-
rechnen; BFH v. 1.3.2000 – VI R 162/98, BStBl. II 2000, 459 (461) bzgl. Weihnachts-
und Urlaubsgeld; aA FG N©rnb. v. 21.10.1997, EFG 1998, 956 (957), rkr.

III. Sondervorschriften zu Abs. 2

Absetzung f�r Abnutzung: Trotz Abflusses von Aufwendungen im Bereich
einkunftserzielender T�tigkeit kommt eine Ber©cksichtigung im Abflußjahr
nicht in Betracht, wenn die Vorschriften ©ber die Absetzung f©r Abnutzung ein-
greifen.
E Fcr den Bereich der sog. Gewinneinkcnfte mit mberschußermittlung gem. § 4 Abs. 3
sind die Vorschriften ©ber die Absetzung f©r Abnutzung oder Substanzverringe-
rung zu beachten. Dazu z�hlen neben §§ 7 ff. auch § 6 Abs. 2 (s. § 6
Anm. 1251). F©r die Ber©cksichtigung der Aufwendungen f©r die Anschaffung
oder Herstellung von nicht abnutzbaren WG des Anlagevermºgens (zB unbe-
baute Grundst©cke) enth�lt § 4 Abs. 3 Satz 4 eine Sonderregelung.
E Fcr den Bereich der sog. mberschußeinkcnfte bestimmt § 9 Abs. 1 Nr. 7, daß Abset-
zungen f©r Abnutzung und f©r Substanzverringerung und erhºhte Absetzungen
WK sind. Die Regelung setzt voraus, daß Anschaffungs- oder Herstellungsauf-
wendungen entstanden sind, und verteilt diese entsprechend dem mehrperiodi-
gen Nutzungspotential auf mehrere VZ (str., vgl. § 9 Anm. 588 mwN).
Sondervorschriften f�r die Verteilung bestimmter Erhaltungsaufwendun-
gen finden sich in §§ 11a, 11b EStG und §§ 82a Abs. 3, 82b EStDV.
Eink�nfte aus Leistungen nach § 22 Nr. 3: Nach § 22 Nr. 3 Satz 3 d©rfen
WK, soweit sie die Einnahmen aus dieser Einkunftsart ©bersteigen, nicht be-
r©cksichtigt werden (Ausschluß des Verlustausgleichs). Probleme ergeben sich,
wenn Zu- und Abflußjahr auseinander fallen. Da § 11 auch f©r die Eink©nfte
nach § 22 gilt (s. Anm. 4), f©hrte § 22 Nr. 3 Satz 3 aF zu einem vºlligen Aus-
schluß des Abzugs von WK, wenn diese nicht im Zuflußjahr angefallen waren.
Deshalb sollten nach BFH v. 3.6.1992 – X R 91/90 (BStBl. II 1992, 1017) WK
abweichend von § 11 Abs. 2 im Jahr des Zuflusses der Einnahme abziehbar sein.
Bei noch nicht sicher feststehenden Ausgaben sollte der Bescheid gem. § 165
Abs. 2 oder § 175 Abs. 1 Nr. 2 AO ge�ndert werden.
Diese aus Billigkeitsgr©nden gebotene Abweichung vom Abflußprinzip ist nach
Einf©hrung des Satzes 4 nicht mehr erforderlich, da durch die Mºglichkeit des
Verlustabzugs WK auf diesem Wege Ber©cksichtigung finden kºnnen. F©r eine
vom Wortlaut des Gesetzes abweichende Behandlung des Abflusses bleibt zu-
mindest f©r den Regelfall kein Raum mehr (aAWolff-Diepenbrock in L/B/P,
§ 11 Rn. 327; Schmidt/Wacker XXIII. § 22 Rn. 143; s. auch § 22 Anm. 377).
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Spekulationsgeschxfte: Gleiches gilt f©r WK bei Spekulationsgesch�ften (vgl.
zur alten Rechtslage BFH v. 17.7.1991 – X R 6/91, BStBl. II 1991, 916: WKAb-
zug im Jahr des Zuflusses). § 23 Abs. 3 Satz 8 enth�lt ebenfalls ein Verlustaus-
gleichsverbot, der neu eingef©hrte Satz 9 gew�hrt eine Verlustabzugsmºglich-
keit. Damit entf�llt auch diesbez©glich regelm�ßig die Rechtfertigung f©r eine
Abweichung vom Abflußprinzip (so auch BlYmich/Glenk, § 11 Rn. 95 „Speku-
lationsgesch�ft“).
Sonderausgaben (SA): Trotz des endg©ltigen Abfließens von SA kann es gem.
§ 10 Abs. 5 zu einer Nachversteuerung kommen. Dabei wird allerdings nicht das
Abflußprinzip modifiziert, sondern es entf�llt wegen der Zweckverfehlung der
Abzugsvorschrift r©ckwirkend die Ber©cksichtigungsf�higkeit der Aufwendun-
gen, so daß f©r das Jahr des SA-Abzugs eine Nachsteuer in Hºhe des Unter-
schiedsbetrags zwischen Steuerfestsetzung und Steuerfestsetzung ohne SA-Ab-
zug festgesetzt wird (§§ 30, 31 EStDV; s. § 10 Anm. 459).
Außergew®hnliche Belastungen (agB): Der Abzug von Aufwendungen als
agB setzt voraus, daß die Aufwendungen „erwachsen“. UE hat dieser Begriff
nicht die Bedeutung eines zeitlichen Abgrenzungskriteriums. Vielmehr kommt
es f©r den Abzug in entsprechender Anwendung des § 11 Abs. 2 ebenfalls auf
den Zeitpunkt des Abflusses an (dazu n�her § 33 Anm. 59).

IV. Verhxltnis zu § 42 AO (Mißbrauch von Gestaltungsm®glichkeiten)

1. Verhxltnis des Abs. 1 zu § 42 AO
Der Zu- und Abfluß ist stets mit der Erlangung bzw. dem Verlust der wirtschaft-
lichen Verf©gungsmacht ohne R©cksicht auf die F�lligkeit oder eine rechtliche
Zahlungsverpflichtung gegeben, so daß ein gewisser Gestaltungsspielraum f©r
den Stpfl. entsteht. Der Gesetzgeber hat durch die Normierung des Zu- und
Abflußprinzips in Kauf genommen, daß es durch die Zusammenballung von
Einnahmen bzw. WK in einem VZ zu stl. Zufallsergebnissen kommen kann, die
ggf. zu einer erheblichen stl. Be- oder Entlastung f©hren (BFH v. 7.11.2001 – XI
R 24/01, BStBl. II 2002, 351 [352]; v. 24.9.1985 – IX R 2/80, BStBl. II 1986,
284 [286]; FG D©ss. v. 26.3.1999, EFG 1999, 964 [965], rkr.). Diesen Spielraum
kann der Stpfl. nutzen, solange die Grenze des § 42 AO nicht ©berschritten ist
(zu den Voraussetzungen der Steuerumgehung s. Einf. ESt Anm. 466, 467).
Mißbrauch verneint: Kein Mißbrauch von Gestaltungsmºglichkeiten liegt vor,
wenn wirtschaftlich vern©nftige Gr©nde f©r das Vorziehen oder das Hinauszº-
gern des Zufließens vorliegen. Dabei hat man grds. davon auszugehen, daß der
Stpfl. seine tats�chlichen Verh�ltnisse so gestalten kann, wie es f©r ihn am vor-
teilhaftesten ist. So liegt kein Mißbrauch von Gestaltungsmºglichkeiten vor,
wenn Vorauszahlungen auf eine wiederkehrende Schuld vereinbart und geleistet
werden (zu Miet- und Pachtvorauszahlungen s. Anm. 35).
Mißbrauch bejaht: Ein Gestaltungsmißbrauch wird von der Rspr. angenom-
men, wenn Zahlungen im voraus ohne wirtschaftlich vern©nftigen Grund gelei-
stet werden, zB bei Zahlung vor F�lligkeit oder ©ber das Geschuldete hinaus.

BFH v. 11.8.1987 – IX R 163/83, BFHE 152, 440; v. 23.9.1986 – IX R 113/82,
BStBl. II 1987, 219: bzgl. Vorauszahlung von Treuh�nder- und Haftungsgeb©hren,
Verwaltungskosten, Mietgarantie vor Bezugsfertigkeit.

E Rechtsfolge: Gem. § 42 Abs. 1 Satz 2 AO entsteht im Falle des Mißbrauchs der
Steueranspruch so, wie er bei einer den wirtschaftlichen Vorg�ngen angemesse-
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nen rechtlichen Gestaltung entstanden w�re. Deshalb f©hrt § 42 AO idR nicht
zur vºlligen Nichtber©cksichtigung einer verlagerten Zahlung. Vielmehr ist die
angemessene Leistung im Kj. der Zahlung, der Rest in dem Kj., zu dem die Zah-
lung wirtschaftlich gehºrt, zu ber©cksichtigen.

2. Verhxltnis des Abs. 2 zu § 42 AO
Mißbrxuchliches Handeln: Der BFH nimmt im Hinblick auf den Abfluß nur
dann einen Mißbrauch an, wenn damit willk©rliche Manipulationen der Steuer-
schuld bezweckt sind.

BFH v. 27.7.1999 – VIII R 36/98, BStBl. II 1999, 769 (770) betr. Zahlung von St©ck-
zinsen; v. 24.9.1985 – IX R 2/80, BStBl. II 1986, 284 betr. vorausgezahlte, aber noch
nicht f�llige Schuldzinsen; v. 25.1.1963 – VI 69/61 U, BStBl. III 1963, 141 betr. die
Entrichtung hºherer KiSt. als tats�chlich geschuldet, um hºheren SA-Abzug zu errei-
chen; v. 11.10.1983 – VIII R 61/81, BStBl. II 1984, 267 betr. Pachtvorauszahlungen,
die neben dem laufenden Pachtzins geleistet werden; v. 23.9.1986 – IX R 113/82,
BStBl. II 1987, 219 betr. Vorauszahlung von WK – mit Anm. Drenseck, FR 1987,
119; Kottke, Steuerersparung, Steuerumgehung, Steuerhinterziehung, 10. Aufl. 1994,
311; s. auch Anm. 130 „Damnum“.

Gestaltungsspielrxume: Es bestehen jedoch auch beim Abfluß, der auf den
tats�chlichen Verlust der wirtschaftlichen Verf©gungsmacht abstellt, gewisse Ge-
staltungsspielr�ume, die es uU ermºglichen, eine Ausgabe in verschiedenen VZ
wirksam werden zu lassen (BFH v. 24.9.1985 – IX R 2/80, BStBl. II 1986, 284
[286]). Daher ist allein die Absicht, Steuern zu sparen, noch keine rechtsmiß-
br�uchliche Gestaltung.

BFH v. 7.11.2001 – XI R 24/01, BStBl. II 2002, 351 (352); v. 17.11.1999 – I R 11/99,
BFH/NV 2000, 776 (778); �hnlich Seer, DStR 1987, 603, der allerdings in § 11 nur ein
technisches Prinzip geregelt sieht, dessen sich der Stpfl. nach Gutd©nken bedienen
kºnne; noch weiter gehend BlYmich/Glenk, § 11 Rn. 35, wonach f©r die Anwendung
des § 42 AO im Rahmen des § 11 so gut wie gar kein Raum bleibe. Diese Ansicht
d©rfte durch die Neuregelung in Abs. 2 Satz 3, 2. HS (s. dazu Anm. 2) ©berholt sein,
wonach § 42 AO ausdr©cklich f©r Vorauszahlungen f©r Nutzungs©berlassungen an-
wendbar bleibt.

Einstweilen frei.

Erlxuterungen zu Abs. 1:
Zuflußprinzip

A. Zeitliche Zuordnung von Einnahmen („Einnahmen sind inner-
halb des Kalenderjahres bezogen, ...“, Abs. 1 Satz 1)

I. Begriff der Einnahmen (Abs. 1 Satz 1)

F©r die �berschußeink©nfte bestimmt § 8 Abs. 1 als Einnahmen alle G©ter, die
in Geld oder Geldeswert bestehen und dem Stpfl. im Rahmen einer dieser Ein-
kunftsarten zufließen. § 11 erstreckt sich sowohl auf Einnahmen iSd. § 8 Abs. 1
als auch auf Betriebseinnahmen nach § 4 Abs. 3, wobei jedoch diese Begriffe
weitgehend deckungsgleich sind (s. § 8 Anm. 5).
Zufluß als Element des Einnahmebegriffs: Abs. 1 Satz 1 enth�lt als Tatbe-
standsmerkmal den Zufluß von Einnahmen und als Rechtsfolge deren perioden-
m�ßige Zuordnung („sind ... bezogen“). Von § 11 Abs. 1 abweichend, enth�lt

E 11
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§ 8 Abs. 1, der die Einnahmen definiert, den Zufluß als Element des Einnahme-
begriffs. Beide Vorschriften sind also nicht vollst�ndig aufeinander abgestimmt.
Nimmt man beide Vorschriften zusammen, so ergibt sich, daß dem Zufluß eine
zweifache Bedeutung zukommt:
– Er ist Element des Einnahmebegriffs und soll garantieren, daß der Staat erst

den realisierten Vermºgenszuwachs belastet, und
– er ist Element der Vereinnahmung und als solches Voraussetzung f©r die rich-

tige zeitliche Zuordnung (Periodenabgrenzung, s. § 8 Anm. 6).
Daraus folgt, daß immer dann, wenn Einnahmen fingiert werden, auch der Zu-
fluß fingiert wird (dazu Anm. 38; Lademann/Fitsch, § 11 Rn. 19).

II. Zuordnung zum Kalenderjahr (= Veranlagungszeitraum:
„...sind innerhalb des Kalenderjahres bezogen“)

Abs. 1 Satz 1 sieht als Rechtsfolge den Bezug der Einnahmen vor. Diese Rechts-
folge ist zugleich Tatbestandsmerkmal des § 25 Abs. 1: Die ESt. wird nach dem
Einkommen veranlagt, das der Stpfl. im Veranlagungszeitraum (VZ = Kj.) bezo-
gen hat.

Einstweilen frei.

B. Zufluß der Einnahmen beim Steuerpflichtigen („... in dem sie
dem Steuerpflichtigen zugeflossen sind“, Abs. 1 Satz 1)

I. Allgemeines zum Einnahmezufluß

Schrifttum: Trzaskalik, Zuflußprinzip und perioden©bergreifende Sinnzusammenh�nge,
StuW 1985, 222; Hirsch, Das Abflußprinzip als Konkretisierungsstufe des Leistungsf�-
higkeitsprinzips beim Ansatz von Werbungskosten, 1987; Paus, Werbungskostenabzug bei
Vermºgenslosigkeit des Miteigent©mers, INF 2002, 235.

Dem Stpfl. m©ssen die Einnahmen zugeflossen sein; er muß also die folgenden
Voraussetzungen des Zufließens in seiner Person (s. Anm. 22 f.) verwirklichen:
– eine objektive Bereicherung (s. Anm. 26 ff.),
– Erlangung der wirtschaftlichen Verf©gungsmacht (s. Anm. 33 ff.) und
– eine Vermºgensverschiebung (von außen) auf den Stpfl. (s. Anm. 41 ff.).
Zufluß ist ein tats�chlicher Vorgang, der zur Erlangung der wirtschaftlichen Ver-
f©gungsmacht f©hrt. Das bedeutet, daß es nicht darauf ankommt, f©r welchen
Zeitraum Zahlungen oder Gutschriften usw. erfolgen.

Einstweilen frei.

II. Zufluß „beim Steuerpflichtigen“

1. Der Steuerpflichtige als Steuersubjekt
Wenn § 11 Abs. 1 vom „Stpfl.“ spricht, meint er damit das den Steuertatbestand
der Eink©nfteerzielung verwirklichende Steuersubjekt iSd. § 2 Abs. 1 und kn©pft
gleichzeitig an § 1 an (s. dazu § 2 Anm. 62). Daraus ergeben sich Folgen f©r F�lle

§ 11 Anm. 15–22 Vereinnahmung und Verausgabung
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des Zuflusses bei mehreren Stpfl. (s. Anm. 24) und bei Rechtsnachfolge (s.
Anm. 25).

2. Zusammenhang zwischen Zufluß und Abfluß beim Schuldner
Von der buchm�ßigen Behandlung beim Schuldner h�ngt der Zufluß beim
Gl�ubiger grds. nicht ab (zur Gutschrift in den B©chern des Schuldners s.
Anm. 50 ff.). Zum zeitlichen Auseinanderfallen kann es kommen, da es beim
Zufluß auf den Leistungserfolg (Anm. 33) und beim Abfluß auf die Leistungs-
handlung ankommt (Anm. 117). Ob der buchf©hrende Schuldner R©ckstellun-
gen oder Verbindlichkeiten einzustellen hat, richtet sich gem. § 5 Abs. 1 nach
den handelsrechtlichen Grunds�tzen ordnungsgem�ßer Buchf©hrung. F©r den
Zufluß beim Gl�ubiger kommt es allein auf die Erlangung der wirtschaftlichen
Verf©gungsmacht an.

RFH v. 25.4.1928, RStBl. 1928, 213; ebenso BFH v. 3.7.1964 – VI 262/63 U, BStBl. III
1965, 83; v. 4.9.1959 – VI 166/58, BB 1960, 70.

3. Zufluß bei mehreren Steuerpflichtigen
Nach der Rspr. des BFH ist die PersGes. f©r die ESt. insoweit Steuerrechtssub-
jekt, als sie in der gesamth�nderischen Verbundenheit ihrer Gesellschafter Merk-
male eines Besteuerungstatbestands verwirklicht, welche den Gesellschaftern f©r
deren Besteuerung zuzurechnen sind (BFH v. 25.6.1984 – GrS 4/82, BStBl. II
1984, 751; v. 19.8.1986 – IX S 5/83, BStBl. II 1987, 212 [214]). Erlangen dem-
nach mehrere Stpfl. die wirtschaftliche Verf©gungsmacht in ihrer gesamth�nderi-
schen Verbundenheit, so tritt bei jedem von ihnen entsprechend der tats�ch-
lichen Vermºgensverschiebung (s. Anm. 41) anteilsm�ßig ein Zufluß ein.
Bei Gemeinschaften und Personengesellschaften (zB Erben- oder Grund-
st©cksgemeinschaften, Wohnungseigent©mergemeinschaften und Soziet�ten von
Freiberuflern, nichtbuchf©hrende BGB-Ges. von Gewerbetreibenden), die
�berschußeink©nfte oder durch �berschußrechnung nach § 4 Abs. 3 ermittelte
Gewinneink©nfte haben, fließen die Einnahmen dem einzelnen Beteiligten re-
gelm�ßig in dem Zeitpunkt anteilig zu, in welchem die Einnahmen bei der Ge-
sellschaft (Gemeinschaft) eingehen. Die Zahlung an nur einen der Beteiligten
reicht grds. nicht aus, es sei denn, es liegt eine (konkludente) Genehmigung der
anderen Beteiligten vor (FG D©ss. v. 25.6.1993, EFG 1994, 104 [105], rkr.: Mit-
gl�ubigerschaft iSv. § 432 BGB).
Bruchteilsgemeinschaften: Dieselben Grunds�tze finden auch Anwendung
auf Bruchteilsgemeinschaften (BFH v. 7.10.1986 – IX R 167/83, BStBl. II 1987,
322; zur Kritik s. Wolff-Diepenbrock in L/B/P, Anh. § 11 „Bruchteilsgemein-
schaft“).

4. Zufluß bei Rechtsnachfolge
Tritt ein Fall der Rechtsnachfolge (Einzel- oder Gesamtrechtsnachfolge s. § 2
Anm. 159–164; zum Zufluß der Gegenleistung bei Abtretung s. Anm. 58) ein,
so entscheidet sich die Frage, wem die Einnahmen zugeflossen sind, ebenfalls
danach, ob der Rechtsvorg�nger oder der Rechtsnachfolger wirtschaftliche Ver-
f©gungsmacht erlangt hat (BFH v. 19.5.1981 – VIII R 143/78, BStBl. II 1981,
665). Es kommt nicht darauf an, f©r welche Zeit die Einnahmen wirtschaftlich
bestimmt waren, sondern nur darauf, wer die Zahlungen erhalten hat. Zinsen
aus im Erbgang ©bergegangenen festverzinslichen Wertpapieren gehºren beim Erben
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auch insoweit zu den Einnahmen aus Kapitalvermºgen, als sie auf den Zeitraum
bis zum Tod des Erblassers entfallen.

BFH v. 11.8.1971 – VIII R 76/70, BStBl. II 1972, 55; ebenso v. 9.3.1982 – VIII R
160/81, BStBl. II 1982, 540, f©r die Einzelrechtsnachfolge durch Vertrag zugunsten
Dritter auf den Todesfall, §§ 328, 330 BGB; OFD Frankfurt. v. 17.7.1995, BB 1995,
2148.

Die gegenteilige Auffassung von Trzaskalik (in K/S/M, § 11 Rn. B 106), der
die Einnahmen dem Erblasser zurechnen will, da sie von diesem erwirtschaftet
wurden, verkennt, daß neben dem Erwirtschaften von Einnahmen der Zufluß,
also eine Vermºgensmehrung, f©r die Besteuerung maßgebend ist, § 8 Abs. 1.
Da gem. § 1922 BGB der Erbe in die Rechtsstellung des Erblassers eintritt, muß
dem Erben die wirtschaftliche Bet�tigung des Erblassers zugerechnet werden
(vgl. § 24 Nr. 2).

Einstweilen frei.

III. Zufluß von Einnahmen

1. Objektive Bereicherung (Verm®gensmehrung)

a) Allgemeines
Der Zufluß setzt beim Stpfl. eine objektive Bereicherung, dh. eine Vermº-
gensmehrung voraus (vgl. § 8 Anm. 25).

BFH v. 7.12.1984 – VI R 164/79, BStBl. II 1985, 164 (166); v. 17.9.1982 – VI R 75/79,
BStBl. II 1983, 39 (40); v. 21.7.1987 – VIII R 211/82, BFH/NV 1988, 224.

Leistung an Dritte bewirken eine objektive Bereicherung und f©hren so zum
Zufluß, wenn an den Dritten f©r Rechnung des Stpfl. geleistet worden ist (BFH
v. 30.5.2001 – VI R 159/99, BStBl. II 2001, 815; FG Ba.-W©rtt. v. 15.7.2004,
EFG 2004, 1827, rkr.). Werden von einem Dritten als Bevollm�chtigten des
Stpfl. Zahlungen entgegengenommen, so tritt damit grds. ein Zufluß beim Voll-
machtgeber ein (BFH v. 20.2.1964 – IV 4/61 U, DStR 1964, 358 Nr. 285; v.
10.12.1985 – VIII R 15/83, BStBl. II 1986, 342; s. auch § 19 Anm. 123). Bei Zu-
kunftssicherungsleistungen (zB Beitragsaufwendungen des ArbG an eine Di-
rektversicherung) wird unter dem Gesichtspunkt des abgek©rzten Zahlungswegs
Zufluß beim ArbN im Zeitpunkt der Zahlung an die Versorgungseinrichtung
angenommen (s. Anm. 69).
Bei Zahlungen auf ein Treuhandkonto (zB Notaranderkonto) fließt die Zahlung
dem treugebenden Stpfl. grds. erst im Zeitpunkt der Auszahlungsreife zu (FG
Bbg. v. 23.7.1998, EFG 1998, 1585 [1586], rkr.); s. zum Abfluß Anm. 114.

b) Zufluß trotz fehlender Dauerhaftigkeit der Verm®gensmehrung
Es kommt nicht darauf an, daß die eingetretene Vermºgensmehrung von Dauer
ist. Das „Behaltend©rfen“ ist nicht Merkmal des Zuflusses.

BFH v. 14.12.1999 – IX R 69/98, BStBl. II 2000, 197 (198); v. 30.7.1997 – I R 11/96,
BFH/NV 1998, 308; v. 1.10.1993 – III R 32/92, BStBl. II 1994, 179 (182); v.
13.10.1989 – III R 30–31/85, BStBl. II 1990, 287 (289); BlYmich/Glenk, § 11 Rn. 18;
Nds. FinMin. v. 12.3.1986, BB 1986, 717 zur R©ckzahlung von Arbeitslohn; BMF v.
15.11.1984, BStBl. I 1984, 561 Tz. 34 zur Nießbrauchsablºsung. AA Trzaskalik in
K/S/M, § 11 Rn. B 71 ff.

Stellt sich sp�ter heraus, daß der Stpfl. den ihm zun�chst zugegangenen Wert in
einem sp�teren VZ zur©ckgew�hren muß, so entf�llt die Verf©gungsmacht nicht

§ 11 Anm. 25–28 Vereinnahmung und Verausgabung
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r©ckwirkend, sondern erst mit dem Vollzug der R©ckgabe, so daß dieser Vor-
gang nach § 11 Abs. 2 erst in einem sp�teren VZ als Ausgabe (negative Einnah-
me) zu ber©cksichtigen ist.

BFH v. 30.1.1975 – IV R 190/71, BStBl. II 1975, 776 mit Anm. Rasenack, FR 1976,
306; v. 1.3.1977 – VIII R 106/74, BStBl. II 1977, 545; v. 29.4.1982 – IV R 95/79,
BStBl. II 1982, 593.

c) R�ckforderung und Bedingung
R�ckforderung: Fließen Einnahmen wieder ab, so handelt es sich um Ausga-
ben. Auch wenn gleichzeitig mit der Einnahme ein Rcckforderungsanspruch (etwa
wegen rechtsgrundloser Leistung nach § 812 BGB) entsteht, hindert dies gem.
dem sog. Istprinzip nicht den Zufluß der Einnahme, da der Stpfl. die wirtschaft-
liche Verf©gungsmacht zun�chst erlangt (BFH v. 30.7.1997 – I R 11/96, BFH/
NV 1998, 308; v. 13.10.1989 – II R 30–31/85, BStBl. II 1990, 287 (289); § 8
Anm. 17; krit. Trzaskalik in K/S/M, § 11 Rn. B 71 ff.).
Der R©ckforderungsanspruch wirkt sich erst bei Realisierung (R©ckzahlung)
steuerlich aus (s. § 9 Anm. 80). Das gilt nach der Rspr. auch dann, wenn im Zeit-
punkt der EStVeranlagung bereits feststeht, daß ein Teil der Einnahmen (zB
Vorsch©sse) zur©ckzuzahlen ist.

BFH v. 5.9.2001 – I R 60/00, 61/00, BFH/NV 2002, 222; v. 13.10.1989 – III R 30–
31/85, BStBl. II 1990, 278 (289); v. 29.4.1982 – IV R 95/79, BStBl. II 1982, 593 mit
Anm. Offerhaus, BP 1982, 230; krit. Wolf-Diepenbrock in L/B/P, § 11 Rn. 122; Ra-
senack, FR 1976, 306, der mit Recht die Frage aufwirft, warum die Darlehenshingabe
anders behandelt wird.

Bedingung:
E Auflrsende Bedingung: Gem. § 158 Abs. 2 BGB endet mit Eintritt der auflºsen-
den Bedingung die Wirkung des Rechtsgesch�fts. Mit Erhalt der Vermºgens-
mehrung ist Zufluß anzunehmen (BFH v. 29.4.1982 – IV R 95/79, BStBl. II
1982, 593), denn die Leistungsf�higkeit des Empf�ngers ist bereits in diesem
Zeitpunkt erhºht. Die R©ckzahlung des erlangten Vermºgensvorteils nach Be-
dingungseintritt wird zu Recht erst im Jahr des Abflusses ber©cksichtigt (nach
Ansicht des BFH als negative Einnahme; uE liegen WK bzw. BA vor, s. § 8
Anm. 33; § 9 Anm. 80), denn erst zu diesem Zeitpunkt tritt eine Minderung der
Leistungsf�higkeit ein.
E Aufschiebende Bedingung: Bei einer Zuwendung unter einer aufschiebenden Be-
dingung erfolgt der Zufluß erst mit Bedingungseintritt (s. BFH v. 2.3.1993 –
VIII R 13/91, BStBl. II 1993, 602 [603] bzgl. Zinsgarantie unter der Vorausset-
zung der Beendigung der Kapitalanlage; v. 18.6.1980 – I R 72/76, BStBl. II
1980, 741 bzgl. Erfolgspr�mie).
Steuerklauseln: s. Einf. ESt Anm. 710 ff.
Kritik im Schrifttum: Die vorstehend zitierte Rspr. des BFH kann, wenn Zu-
fluß und sp�tere R©ckzahlung in verschiedenen Kj. liegen, zu Vor- oder Nachtei-
len f©hren, wenn in den verschiedenen Kj. die Steuerbelastung unterschiedlich
hoch ist. Deshalb kritisiert Trzaskalik (in K/S/M, § 11 Rn. B 77 ff., und StuW
1985, 222) diese Rspr. Der Sinnzusammenhang zwischen Erhalt und R©ckge-
w�hr der Leistung d©rfe nicht außer acht gelassen werden. Der bestehende
Schwebezustand werde erst durch die R©ckzahlung beendet, so daß diese durch
entsprechende Anwendung des § 175 Abs. 1 Nr. 2 AO in dem Kj., in dem der
Zufluß erfolgte, ber©cksichtigt werden m©sse.

E 15
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Stellungnahme: Dieser Kritik ist nicht zu folgen. Die mºglicherweise entste-
henden Vor- oder Nachteile f©r den Stpfl. sind durch das Wesen der Abschnitts-
besteuerung begr©ndet (BFH v. 29.6.1982 – VIII R 6/79, BStBl. II 1982, 755
[758]). Die Annahme eines Schwebezustands ist nicht mºglich, da der Zufluß
ein tats�chlicher Vorgang ist und das Behaltend©rfen keine Voraussetzung f©r
die Bejahung des Zuflusses ist. Eine entsprechende Anwendung des § 175
Abs. 1 Nr. 2 AO kommt nicht in Betracht.

BFH v. 13.12.1963 – VI 22/61 S, BStBl. III 1964, 184; FG N©rnb. v. 8.8.1980, EFG
1981, 86, rkr.; Tipke/Kruse, AO § 175 Rn. 30; aA FG M©nster v. 6.11.1968, EFG
1969, 124, rkr.; FG Rhld.-Pf. v. 19.12.2002, EFG 2003, 623 (624) betr. R©ckzahlung
©berzahlten Arbeitslohns, Rev., Az. BFH: VI R 17/03; Judeich, BB 1961, 673.

d) Rechtliche Zuflußhindernisse
An der Vermºgensmehrung und damit am Zufluß fehlt es jedoch, wenn dem
Stpfl. von vornherein die Verf©gungsberechtigung fehlt, wenn er zB G©ter nur
zur Aufbewahrung erh�lt oder wenn es sich um Darlehen oder durchlaufende Posten
handelt (s. § 8 Anm. 38).
Das gleiche gilt, wenn der Stpfl. aus Rechtsgr©nden an der Erlangung der wirt-
schaftlichen Verf©gungsmacht gehindert ist. Das ist zB der Fall, wenn der
Schuldner ein Zurcckbehaltungsrecht (§§ 273, 320 BGB), Verjhhrung (§ 214 BGB)
oder sonstige rechtshemmende Einreden geltend macht oder wenn die Forderung
durch rechtsvernichtende Einwendungen wie Erlaß (§ 397 BGB), Verwirkung (§ 242
BGB) untergeht. Auch der bedingungslose Verzicht verhindert den Zufluß (BFH v.
30.7.1993 – VI R 87/92, BStBl. II 1993, 884). Allerdings kann der Erlaß einer
Forderung (Verzicht) zum Zufluß f©hren, wenn er als geldwerter Vorteil den
Einnahmebegriff erf©llt, wenn also zB der ArbG dem ArbN eine Schuld als
Lohn f©r dessen Arbeitsleistung erl�ßt (BFH v. 27.3.1992 – VI R 145/89,
BStBl. II 1992, 837 [838]). Kein Zufluß liegt vor, wenn der Stpfl. seinen Schuld-
ner beerbt und seine Forderung – infolge Konfusion – untergeht (FG D©ss. v.
29.6.1964, EFG 1965, 6, rkr.; aA FG N©rnb. v. 5.11.1993 – VI 215/90, nv., betr.
Erlºschen einer Tantiemeforderung durch unentgeltlichen Betriebs©bergang).

Einstweilen frei.

2. Erlangung der wirtschaftlichen Verf�gungsmacht

a) Allgemeines
Die wirtschaftliche Verf©gungsmacht kann nicht nur durch tats�chliche Vorg�n-
ge erlangt werden (wie zB bei der Barzahlung), sondern kann sich auch in der
Abgabe bloßer Willenserkl�rungen erschºpfen (wie zB bei der Aufrechnung, s.
Anm. 55).
Herbeif�hrung des Leistungserfolgs: Der Stpfl. muß ©ber den Gegenstand
des Zuflusses tats�chlich die wirtschaftliche Verf©gungsmacht erlangen.

BFH v. 18.12.2001 – IX R 74/98, BFH/NV 2002, 643; v. 30.1.1975 – IV R 190/71,
BStBl. II 1975, 776; v. 14.2.1984 – VIII R 221/80, BStBl. II 1984, 480 (482).

Dies ist idR dann der Fall, wenn der Leistungserfolg eingetreten ist. Eine bloße
Vermºgensmehrung durch Erwerb einer Forderung reicht nicht aus, vielmehr
wird der Zufluß durch tats�chliche Zahlung oder einen der Zahlung vergleichba-
ren wirtschaftlichen Vorgang, wie Verrechnung oder Gutschrift, bewirkt.

BFH v. 9.11.1999 – VIII B 96/99, BFH/NV 2000, 473; v. 10.12.1985 – VIII R 15/83,
BStBl. II 1986, 342 (343) mwN; v. 21.7.1987 – VIII R 211/82, BFH/NV 1988, 224; v.
13.10.1987 – VIII R 156/84, BStBl. II 1988, 252 (257).

§ 11 Anm. 29–33 Vereinnahmung und Verausgabung
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Es ist f©r den Zufluß auch ausreichend, wenn der Gl�ubiger von dem leistungs-
f�higen und leistungswilligen Schuldner in die Lage versetzt wird, den Leistungs-
erfolg ohne dessen Zutun herbeizuf©hren (BFH v. 11.5.1999 – VIII R 70/95,
BFH/NV 2000, 18 [20]; v. 30.10.1980 – IV R 97/78, BStBl. II 1981, 305).

Einstweilen frei; bish. Anm. 34 s. jetzt Anm. 35.

b) Unbeachtlichkeit der Fxlligkeit und der wirtschaftlichen Zugeh®rig-
keit zu einem Veranlagungszeitraum

Fxlligkeit: Auf die F�lligkeit der Schuld kommt es grds. nicht an. Die F�lligkeit
bezeichnet einen Termin, der sich aus einer Vereinbarung oder aus den Vor-
schriften des BGB ergibt (zB §§ 271, 488, 556b, 608, 614, 641 BGB). Der Zu-
fluß ergibt sich dagegen aus den tats�chlichen wirtschaftlichen Umst�nden. Die
F�lligkeit kann aber ein Indiz sein (so BFH v. 21.10.1981 – I R 230/78, BStBl. II
1982, 139 [140]; aA Trzaskalik in K/S/M, § 11 Rn. B 46).
Nachzahlungen: Es ist grds. nicht darauf abzustellen, f©r welches Kj. die Lei-
stung erfolgen soll. So sind Nachzahlungen von uU mehrj�hrigen R©ckst�nden
aus laufenden Zahlungsverpflichtungen (Mieten, Zinsen, Tantiemen, Dividen-
den usw.) erst im Jahr der Zahlung beim Gl�ubiger zugeflossen. Anders ist es nur
bei regelm�ßig wiederkehrenden Leistungen gem. Abs. 1 Satz 2 (s. Anm. 85)
und bei laufendem Arbeitslohn (s. Anm. 88). Entsch�digungen iSd. § 24 Nr. 1
sowie Nutzungsentsch�digungen und Zinsen iSd. § 24 Nr. 3, die f©r mehr als
drei Jahre nachgezahlt werden, sind gem. § 34 Abs. 1 und 2 tarifbeg©nstigt.
Nachzahlungen f©r eine mehrj�hrige T�tigkeit kºnnen bei der Anwendung des
Tarifs gem. § 34 Abs. 3 auf drei Jahre verteilt werden.
Vorauszahlungen sind grds. mit ihrem Eingang beim Stpfl. zugeflossen (BFH
v. 29.4.1982 – IV R 95/79, BStBl. II 1982, 593; v. 13.10.1989 – III R 30–31/85,
BStBl. II 1990, 287 [289]). F©r den Zufluß vorausgezahlter Entgelte f©r Nut-
zungs©berlassungen, die f©r einen Zeitraum von mehr als f©nf Jahren geleistet
werden, bildet Abs. 1 Satz 3 eine Ausnahme; s. dazu n�her Anm. 87, 124.
Aus Billigkeitsgr©nden l�ßt die Verwaltung weitere Ausnahmen vom Zufluß-
prinzip zu. So kºnnen Mietzusch©sse auf die Laufzeit des Vertrags, maximal
10 Jahre, verteilt werden (zu den Einzelheiten s. R 163 Abs. 2 EStR).

Einstweilen frei

c) Unbeachtlichkeit von Verf�gungsbeschrxnkungen
Verf©gungsbeschr�nkungen, zB die Vereinbarung einer Sperrklausel, wonach
der Empf�nger eines Guts vor©bergehend nicht dar©ber verf©gen kann, hindern
den Zufluß nicht.

BFH v. 23.4.1980 – VIII R 156/75, BStBl. II 1980, 643; v. 16.11.1984 – VI R 39/80,
BStBl. II 1985, 136; v. 14.5.1982 – VI R 124/77, BStBl. II 1982, 469; v. 7.4.1988 – VI
R 47/88, BStBl. II 1989, 608.

Auch die Zahlung des Schuldners auf ein gepfhndetes Bankkonto f©hrt deshalb zu
einem Zufluß beim Stpfl. Denn er hat durch Angabe seiner Bankverbindung be-
reits seine wirtschaftliche Verf©gungsmacht ausge©bt.

RFH v. 29.5.1935, RStBl. 1935, 1173 (1175); BFH v. 9.7.1987 – IV R 87/85, BStBl. II
1988, 342; vgl. BFH v. 30.1.1975 – IV R 190/71, BStBl. II 1975, 776 (777).

Bei Leistungen auf ein Sperrkonto des Empf�ngers ist ein Zufluß beim Empf�n-
ger zu bejahen (BFH v. 2.8.1988 – VIII R 18/80, BFH/NV 1989, 307 [308]).
Der BFH verneint jedoch den Zufluß bei Gutschrift auf ein sog. Stornoreservekon-
to eines Versicherungsvertreters (BFH v. 12.11.1997 – XI R 30/97, BStBl. II
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1998, 252 [253]). Zum Notaranderkonto s. Anm. 27 und BFH v. 30.1.1986 – IV R
125/83, BStBl. II 1986, 404.
Ausnahmsweise Zuflußhindernis: Entscheidend ist, daß der Empf�nger trotz
der Beschr�nkung als Inhaber der Sache anzusehen ist. Deshalb ist ein Zufluß
zu verneinen, wenn mit der Beschr�nkung ein Aufschub der Leistung beabsich-
tigt ist oder sogar die Leistung nicht ernsthaft gewollt war (zB bei Familienange-
hºrigen, bei denen zu einer Sperrklausel h�ufig noch eine R©ck©bertragungs-
klausel hinzukommt).
Belegschaftsaktien: s. Anm. 68.

d) Zuflußfiktionen
Da sich die Erlangung der wirtschaftlichen Verf©gungsmacht nach den tats�ch-
lichen Verh�ltnissen richtet (s. Anm. 33 ff.), kann das Zufließen iSd. § 11 grds.
nicht fingiert werden, es sei denn, es liegt eine gesetzliche Regelung vor.

BFH v. 29.6.2000 – XI B 10/00, BFH/NV 2000, 1469 (1470); v. 1.3.1972 – I R 214/
70, BStBl. II 1972, 591 (593); v. 2.11.1962 – VI 284/61 S, BStBl. III 1963, 96; f©r die
Zul�ssigkeit von Fiktionen im Rahmen des § 11 Grieger, DStZ 1962, 49, BB 1962,
210, BetrAV 1962, 78, und BB 1966, 150 bzgl. Versorgungszusage.

Zuflußfiktionen enthalten:
p § 10 Abs. 2 Satz 1 AStG: Es handelt sich um den Fall einer gesetzlichen Fik-

tion des Zuflusses von (fiktiven) Einnahmen, wonach bei Beteiligungen an
sog. Zwischengesellschaften der Hinzurechnungsbetrag unmittelbar nach Ab-
lauf des maßgebenden Wj. der Zwischengesellschaft dem Stpfl. – im Rahmen
seiner Eink©nfte aus Kapitalvermºgen – als zugeflossen gilt.

p § 44 Abs. 2 u. 3 EStG: Diese Zuflußfiktionen gelten nur f©r Zwecke der Kap-
ErtrSt. (s. Anm. 7, 62).

p Einnahmefiktionen: Bei fiktiven Einnahmen muß zugleich auch der Zufluß fin-
giert werden (vgl. BFH v. 22.9.1994 – IX R 47/89, BFH/NV 1995, 294 [295]
zum Zufluß eines Zinsvorteils bei Gew�hrung eines zinslosen Darlehns. Der
BFH nimmt Zufluß von Einnahmen in dem Zeitpunkt an, in dem ©blicher-
weise Zinsen h�tten gezahlt werden m©ssen. Sind diese Zinsen gleichzeitig als
WK zu ber©cksichtigen, wird ebenfalls der Abfluß fingiert.). Gleiches gilt in
F�llen der verdeckten Gewinnaussch©ttung, in denen der BFH unterstellt,
daß die KapGes. an den Gesellschafter angemessene Leistungen erbringt
bzw. Entgelte erh�lt (vgl. BFH v. 3.2.1971 – I R 51/66, BStBl. II 1971, 408;
Brezing, StBp. 1974, 25; Graffe, DStZ 1989, 531). Zum Zufluß beim beherr-
schenden Gesellschafter einer KapGes. s. Anm. 62.

Einstweilen frei.

3. Verm®gensverschiebung (Leistungsaustausch)
Der Zufluß setzt grds. eine tats�chliche Vermºgensverschiebung (Leistungsaus-
tausch) zwischen zwei Rechtssubjekten voraus. Er muß daher „von außen“
kommen, wobei bloße Wertsteigerungen vorhandenen Vermºgens nicht ausrei-
chen (§ 8 Anm. 36).
Leistungsaustausch unter Angeh®rigen: Die Rspr. nimmt einen Leistungs-
austausch unter Familienangehºrigen nur an, wenn das vereinbarte Entgelt tat-
s�chlich aus dem Vermºgensbereich des Schuldners ausscheidet und in den allei-
nigen Vermºgensbereich des Gl�ubigers gelangt (BFH v. 7.9.1995 – III R 24/
91, BFH/NV 1996, 320 [321]; v. 15.1.1980 – VIII R 154/78, BStBl. II 1980,
350). So sind Arbeitsverh�ltnisse zwischen Ehegatten stl. nur anzuerkennen,
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wenn sie eindeutig und ernstlich vereinbart sind und entsprechend der Vereinba-
rung tats�chlich vollzogen werden (BFH v. 4.9.1997 – IV B 110/96, BFH/NV
1998, 202; v. 27.11.1989 – GrS 1/88, BStBl. II 1990, 160). Allerdings darf die
Nichtanerkennung nicht allein darauf gest©tzt werden, daß die Eink©nfte des Ar-
beitnehmerehegatten auf ein sog. „Oder-Konto“ fließen, ©ber das jeder Ehegatte
verf©gungsberechtigt ist. Es ist vielmehr eine Gesamtw©rdigung aller Umst�nde
vorzunehmen (BVerfG v. 7.11.1995 – 2 BvR 802/90, BStBl. II 1996, 34 [36]).

Einstweilen frei; bish. Anm. 42 s. jetzt Anm. 41.

IV. Grundformen des Zuflusses

1. Barzahlung, Bankverkehr, Wechsel
Barzahlung: Ein Geldbetrag fließt dem Gl�ubiger zu, wenn dieser ihm bar aus-
bezahlt, also ©bergeben wird.
�berweisung: Bei einer Bank©berweisung erfolgt der Zufluß zum Zeitpunkt
der Gutschrift auf dem Konto. Der Berechtigte erlangt in diesem Zeitpunkt die
wirtschaftliche Verf©gungsmacht, da der �berweisungsauftrag nicht mehr wider-
rufen werden kann. Erfolgt die Wertstellung sp�ter als die Gutschrift, erlangt
der Kontoinhaber zun�chst keine wirtschaftliche Verf©gungsmacht ©ber den
gutgeschriebenen Betrag, weil er bei vorheriger Verf©gung Zinsen an die Bank
entrichten m©ßte. Zufluß ist deshalb erst mit Wertstellung anzunehmen (Frot-
scher/DYrr, § 11 Rn. 158; aA Hess. FG v. 17.10.2001, EFG 2002, 245 [246],
rkr.). Hat der Schuldner den Betrag zwar an die Bank bezahlt, diese aber noch
keine Gutschrift vorgenommen, fehlt es ebenfalls am Zufluß (BFH v.
11.12.1990 – VIII R 8/87, BFH/NV 1991, 378).
Scheckzahlungen: Bei Scheckzahlungen ist der Betrag dem Gl�ubiger mit Hin-
gabe des Schecks zugeflossen. Es kommt nicht darauf an, ob der Scheck an Er-
f©llungs Statt oder erf©llungshalber (was im Zweifel gem. § 364 Abs. 2 BGB ge-
geben ist) hingegeben wurde. Voraussetzung ist aber, daß im Fall der Hingabe
erf©llungshalber die Auszahlung bei sofortiger Vorlage des Schecks nicht wegen
fehlender Deckung verweigert wird oder die sofortige Einlºsung nicht durch
eine zivilrechtliche Vereinbarung eingeschr�nkt ist.

BFH v. 20.3.2001 – IX R 97/97, BStBl. II 2001, 482 (483); v. 18.9.1986 – VI R 185/81,
BFH/NV 1987, 162 (163); v. 24.9.1985 – IX R 2/80, BStBl. II 1986, 284; v. 30.10.1980
– IV R 97/78, BStBl. II 1981, 305; Apitz, FR 1985, 290 ff.; aA BlYmich/Glenk, § 11
Rn. 44; Kirchhof/Seiler IV. § 11 Rn. 11; Wolff-Diepenbrock in L/B/P, § 11 Anh.
„Scheck“.

Dem BFH ist zuzustimmen. Nach allg. Grunds�tzen steht es dem Eintritt des
Leistungserfolgs gleich, wenn der Empf�nger der Leistung in der Lage ist, den
Leistungserfolg ohne weiteres Zutun des im ©brigen leistungsbereiten und lei-
stungsf�higen Schuldners herbeizuf©hren. Das ist bei der Hingabe eines (ge-
deckten) Schecks der Fall, denn mit dem Empfang des Schecks ist der Stpfl. in
der Lage, durch Einreichung bei der Bank den Leistungserfolg herbeizuf©hren.
Liegt dagegen eine ausreichende Deckung nicht vor, so ist der Zufluß erst mit
Eingang des Geldes gegeben (krit. dazu Trzaskalik in K/S/M, § 11 Rn. B 117).
Wird ein Scheck, dessen Einlºsung bei Entgegennahme mºglich war, vom
Schecknehmer nicht eingelºst (wegen Verlustes des Schecks) oder kann er ihn in-
folge zu sp�ter Vorlage nicht einlºsen (weil die Deckung zwischenzeitlich entfal-
len ist), so liegt dennoch ein Zufluß vor. Die einmal erlangte Verf©gungsmacht
wird von nachtr�glich eintretenden Umst�nden nicht ber©hrt (s. Anm. 28).
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Kreditkarte: Bei der Zahlung unter Verwendung einer Kreditkarte verpflichtet
der Karteninhaber den Kreditkartenausgeber (bzw. die bezogene Bank), an den
H�ndler eine Zahlung zu erbringen. Die Unterzeichnung des Absetzungsbelegs
durch den Karteninhaber f©hrt noch nicht zum Zufluß der Geldsumme beim
H�ndler. Zwar begr©ndet der Abrechnungsbeleg (wie auch der Scheck) eine For-
derung gegen den Ausgeber, der wesentliche Unterschied zum Scheck besteht
jedoch in der Verf©gungsmacht ©ber diese Forderung. Die Realisierung des An-
spruchs gegen den Kartenausgeber steht nicht im Machtbereich des H�ndlers;
dagegen kann der scheckrechtliche Anspruch durch Vorlage des Schecks bei der
bezogenen Bank realisiert werden. Die Gegenleistung fließt dem Vertragsunter-
nehmen (H�ndler) somit erst im Zeitpunkt der Gutschrift durch den Kartenaus-
geber zu (so auch BlYmich/Glenk, § 11 Rn. 46, und Wolff-Diepenbrock in
L/B/P, § 11 Anh. „Kreditkarte“).
Wechsel: Bei Hingabe eines Wechsels erfolgt der Zufluß bereits in dem Zeit-
punkt, in dem der Wechsel an Zahlungs Statt (§ 364 Abs. 1 BGB) gegeben wird
(RFH v. 16.4.1926, StuW Nr. 349). Wird der Wechsel nur erf©llungshalber gege-
ben (was im Zweifel gem. § 364 Abs. 2 BGB anzunehmen ist), so erfolgt der
Zufluß erst im Zeitpunkt der Diskontierung (BFH v. 5.5.1971 – I R 166/69,
BStBl. II 1971, 624; v. 1.7.1952 – 137/52 S, BStBl. III 1952, 205). Die insoweit
unterschiedliche Behandlung von Wechsel und Scheck ist mit der Funktion des
Wechsels als Kreditmittel und der des Schecks als Erleichterung des Zahlungs-
verkehrs zu erkl�ren (BFH v. 30.10.1980 – IV R 97/78, BStBl. II 1981, 305
[307]).

Einstweilen frei; bish. Anm. 46 s. jetzt Anm. 45.

2. Sonderfall: Gutschrift in den B�chern des Schuldners

Schrifttum: Beater, Steuerbarkeit und Zuflußprinzip am Beispiel von Buchgutschriften,
StuW 1996, 12 ff.; Beiser, Veranlagung wider besseres Wissen?, BB 1998, 1290 f.; Klos,
Ambros S. A.: Steuerpflicht fingierter Renditen aus betr©gerischem Kapitalanlagesystem,
INF 1998, 72; Elicker/Neumann, Staatliche Teilhabe an Scheinrenditen?, FR 2003, 221.

a) Grundsxtzliches
Von der Gutschrift auf dem Bankkonto des Zahlungsempf�ngers (Anm. 45) ist
die Gutschrift in den B©chern des Schuldners zu unterscheiden, die zun�chst
nur einen buchm�ßigen Ausweis darstellt. Erfolgt die Gutschrift in den B©chern
des Schuldners, so liegt Zufluß beim Gl�ubiger nur vor, wenn damit wirtschaftli-
che Verf©gungsmacht verbunden ist (s. Anm. 33 f.). So bejaht die stRspr. Zufluß,
wenn zum Ausdruck gebracht wird, daß der Betrag dem Berechtigten von nun
an zur Verwendung zur Verf©gung stehen soll.

BFH v. 18.12.2001 – IX R 74/98, BFH/NV 2002, 643; v. 2.3.1993 – VIII R 13/91,
BStBl. II 1993, 602 (603); v. 14.2.1984 – VIII R 221/80, BStBl. II 1984, 480 (482) –
Kontokorrentkonto; v. 14.5.1982 – VI R 124/77, BStBl. II 1982, 469; v. 22.11.1974 –
VI R 138/72, BStBl. II 1975, 350; v. 9.4.1968 – IV 267/64, BStBl. III 1968, 525; v.
24.1.1990 – I R 55/85, BStBl. II 1991, 147 (148); abl. Elicker/Neumann, FR 2003,
221 (227), da im Vergleich zum Scheck oder zur �berweisung keine besondere Qualit�t
der Forderung notwendig sei.

Es gen©gt, wenn der Stpfl. durch die Gutschrift beim Schuldner in die Lage ver-
setzt wird, jederzeit ©ber den gutgeschriebenen Betrag verf©gen zu kºnnen
(BFH v. 6.4.2000 – IV R 56/99, BFH/NV 2000, 1191 [1192]; v. 11.7.1973 – I R
144/71, BStBl. II 1973, 806, so auch Beater, StuW 1996, 12 [17 f.]). Das setzt
aber voraus, daß der geschuldete Betrag
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– im Interesse des Gl�ubigers stehenbleibt (Anm. 51),
– der Gl�ubiger Kenntnis davon hat (Anm. 52) und
– der Schuldner zahlungsf�hig und zahlungswillig ist (Anm. 53).

b) Interessenlage
Ausgangspunkt ist die �berlegung, daß der Zufluß durch gesonderte Vereinba-
rung zwischen Schuldner und Gl�ubiger bewirkt werden kann, so daß der Be-
trag fortan aus einem anderen Rechtsgrund geschuldet werden soll. Diese sog.
Novation (Schuldumwandlung, s. dazu auch Anm. 56) stellt eine Abk©rzung des
Leistungsweges durch Verrechnung dar (BFH v. 7.12.1999 – VIII R 8/98,
BFH/NV 2000, 825 [826]). F©r den Zufluß reicht es aus, wenn der Gl�ubiger in
Kenntnis der schlechten finanziellen Situation des Schuldners in die Novation
einwilligt (BFH v. 14.2.1984 – VIII R 221/80, BStBl. II 1984, 480; offengelas-
sen: BFH v. 21.7.1987 – VIII R 211/82, BFH/NV 1988, 224 [225]). Es kann
aber auch eine modifizierte Stundung gegeben sein, bei der der Gl�ubiger auf sofor-
tige Zahlung verzichtet unter der Bedingung, daß der geschuldete Betrag rentier-
lich im Betrieb des Schuldners verbleibt.
Bei der Feststellung, was die Parteien beabsichtigt haben, ist immer das Gesamt-
bild der Verh�ltnisse maßgebend (BFH v. 24.3.1993 – X R 55/91, BStBl. II
1993, 499 [500]). Neben der �ußeren Form der Vertragsgestaltung kommt es
nach der Rspr. auf Verzinsung und F�lligkeit der Verg©tung an (BFH v.
12.11.1997 – XI R 30/97, BStBl. II 1998, 252 [253]). Ein wichtiges Kriterium
stellt die Interessenlage der Parteien in bezug auf die Gutschrift dar.

BFH v. 30.10.2001 – VIII R 15/01, BStBl. II 2002, 138 (141); v. 21.7.1987 – VIII R
211/82, BFH/NV 1988, 224; v. 14.2.1984 – VIII R 221/80, BStBl. II 1984, 480 (483);
v. 14.5.1982 – VI R 124/77, BStBl. II 1982, 469 (473); FG Ba.-W©rtt. v. 12.3.1982,
EFG 1983, 113, rkr.

Danach ist die Gutschrift in den B©chern des Schuldners nicht als Zahlung an-
zusehen, wenn sie – wegen fehlender Zahlungsf�higkeit oder -bereitschaft – im
alleinigen oder ©berwiegenden Interesse des Schuldners liegt (BFH v. 29.11.
1956 – IV 287/55 U, BStBl. III 1957, 58; FG Hamb. v. 24.7.1980, EFG 1981,
85, rkr.). Wenn Gl�ubiger und Schuldner eine sp�tere Zahlung im Interesse des
Gl�ubigers vereinbaren, der Schuldner also auch bereit w�re, eine fr©here Zah-
lung zu leisten, h�lt BFH v. 18.10.1961 – I 115/60 (HFR 1962, 4 [5]) Zufluß je
nach Lage des Falles f©r mºglich.
Bei einem ArbN steht die Gutschrift der Zahlung dann gleich, wenn sie mit sei-
nem Willen und in seinem Interesse erfolgt, zB wenn er sich durch die Belas-
sung des Lohns im Betrieb des ArbG eine Kapitalanlage schaffen will (FG M©n-
ster v. 28.10.1965, EFG 1966, 173, rkr.). Die Frage, in wessen Interesse die
Gutschrift erfolgt ist, verliert jedoch dann an Bedeutung, wenn das Interesse
beider Parteien ann�hernd gleich ist (BFH v. 24.3.1993 – X R 55/91, BStBl. II
1993, 499 [501]; v. 7.12.1999 – VIII R 8/98, BFH/NV 2000, 825 [826]; v.
24.6.2003 – IX B 227/02, BFH/NV 2003, 1327).
Bedeutsam wird diese Frage insbes. bei Pensionszusagen (s. Anm. 69); zum be-
herrschenden Gesellschafter s. Anm. 62.
Gutschrift unter Verwandten: Bei verwandtschaftlichen Beziehungen zwi-
schen Gl�ubiger und Schuldner ist streng zu pr©fen, ob nicht das Stehenlassen
des geschuldeten Betrags seinen Grund in jenen Beziehungen hat (BFH v.
11.2.1965 – IV 213/64 U, BStBl. III 1965, 407), zB wenn der beim Vater ange-
stellte Sohn Investitionen des Vaters duldet, w�hrend ein fremder ArbN auf der
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Auszahlung seines Lohnes bestanden h�tte (BFH v. 29.11.1956 – IV 287/55 U,
BStBl. III 1957, 58).

c) Kenntnis des Steuerpflichtigen
Wirtschaftliche Verf©gungsmacht setzt voraus, daß der Schuldner die Mºglich-
keit der Kenntnisnahme hatte. Es kommt nicht darauf an, ob und aus welchen
Gr©nden der Stpfl. von der Mitteilung ©ber die Gutschrift keine Kenntnis ge-
nommen hat oder aus welchen Gr©nden er sonst von der Aufforderung, ©ber
den gutgeschriebenen Betrag zu verf©gen, nicht nachgekommen ist (BFH v.
22.11.1974 – VI R 138/72, BStBl. III 1975, 350 [351]). Die Kenntnis kann auch
auf st�ndiger �bung beruhen, zB Zinsgutschrift auf Sparkonto zum 31.12.
(Wolff-Diepenbrock in L/B/P, § 11 Rn. 146).

d) Zahlungsfxhigkeit und Zahlungswilligkeit des Schuldners
Gutschrift bedeutet dagegen keinen Zufluß, wenn der Schuldner zahlungsunfhhig
ist.

RFH v. 28.6.1934, StuW Nr. 588; BFH v. 9.11.1999 – VIII B 96/99, BFH/NV 2000,
473; v. 13.5.1964 – VI 265/62, StRK EStG (bis 1974) § 11 R. 55; v. 21.7.1987 – VIII R
211/82, BFH/NV 1988, 224 (225); FG Hamb. v. 30.6.1972, EFG 1973, 17; Beater,
StuW 1996, 12 (17 f.).

Am Zufluß fehlt es auch dann, wenn der Schuldner zwar zahlungsf�hig, aber
nicht zahlungswillig ist und deshalb nur gutschreibt, ohne daß ©ber den Betrag ver-
f©gt werden kann (FG Rhld.-Pf. v. 25.11.1980, nv.; Falkenroth, DB 1954, 264).
Gutschriften �ber Scheinrenditen (zB im betr©gerischen Schneeballsystem, bei
dem den Kapitalanlegern tats�chlich nicht erwirtschaftete Ertr�ge gutgeschrie-
ben werden, etwaige Auszahlungsverlangen der Anleger bis zum Zusammen-
bruch des Systems ausschließlich aus eingezahltem Kapital neuer Anleger befrie-
digt werden, die ©brigen Anleger danach jedoch mit ihren Forderungen
ausfallen) f©hren nach BFH-Rspr. dann zu einem Zufluß beim Anleger, wenn
dieser die Wahl zwischen Auszahlung und Wiederanlage hatte und zu diesem
Zeitpunkt noch Zahlungsf�higkeit und -bereitschaft des Schuldners bestand.
F©r die Beurteilung der Zahlungsf�higkeit soll es nicht darauf ankommen, ob
der Schuldner in der Lage gewesen w�re, die Auszahlungsverlangen s�mtlicher
Anleger zu befriedigen, wenn er damit nicht zu rechnen brauchte. Ebenso wenig
kommt es nach Ansicht des BFH auf die Tatsache an, daß die gutgeschriebenen
Renditen lediglich vorgespiegelt waren, also tats�chlich keine Kapitalertr�ge er-
wirtschaftet wurden.

BFH v. 10.7.2001 – VIII R 35/00, BStBl. II 2001, 646 (648 ff.); v. 18.7.2001 – VIII B
25/01, BFH/NV 2001, 1119 (1120 ff.); v. 7.10.1997 – VIII R 40/97, BFH/NV 1998,
958; v. 22.7.1997 – VIII R 57/95, BStBl. II 1997, 755 (758 ff.); aA Elicker/Neumann,
FR 2003, 221, die allerdings die Mºglichkeit des Zuflusses durch Novation (s. dazu
Anm. 56) insgesamt ablehnen; Klos, INF 1998, 72 (74); Beiser, BB 1998, 1290 (1291).

Dem BFH ist zuzustimmen. Hat der Schuldner die Mºglichkeit, sich den ge-
schuldeten Betrag auszahlen zu lassen, und l�ßt er ihn dennoch stehen, so steht
ihm die wirtschaftliche Verwertungsbefugnis zu, soweit keine Zahlungsunf�hig-
keit des Schuldners vorliegt. Konnten zum Zeitpunkt der Novation andere An-
leger noch befriedigt werden, muß auch von einer Zahlungsf�higkeit ausgegan-
gen werden. F�llt der Anleger sp�ter mit seiner Forderung aus, ist dieser
Vorgang als Vermºgensverlust in der Privatsph�re stl. unbeachtlich. Tritt hinge-
gen die Zahlungsunf�higkeit schon vor Zusammenbruch des Systems ein,
nimmt auch der BFH zutreffend keinen Zufluß an (BFH v. 30.10.2001 – VIII R
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15/01, BStBl. II 2002, 138 [142]). Der Frage der Interessenlage der Parteien
kann nach den o.g. Grunds�tzen keine Bedeutung zukommen, da nicht nur die
Anlagegesellschaft ein (betr©gerisches) Interesse an der Gutschrift hatte, son-
dern auch die Anleger ihre Rendite durch eine Wiederanlage erhºhen wollten.

3. Sonstige Erf�llungssurrogate

Schrifttum: Hoffmann, Kritische Anmerkungen zum sog. Einlagebeschluß des Großen
BFH-Senats, DB 1998, 1983.

a) �berblick
Zufluß kann auch eintreten, wenn der Gl�ubiger sich mit einer anderen als der
geschuldeten Leistung oder sogar ganz ohne Leistung f©r befriedigt erkl�rt. In
Betracht kommen Aufrechnung (Anm. 55), Novation (Schuldumwandlung;
Anm. 56) und Erlaß (Anm. 57).

b) Aufrechnung (§§ 387 ff. BGB)
Zugang der Aufrechnungserklxrung maßgeblich: Die Aufrechnung seitens
des Schuldners mit einer Forderung gegen den Stpfl. bewirkt, daß der Schuldbe-
trag dem Stpfl. in dem Augenblick zufließt, in dem die Aufrechnungserkl�rung
zugeht.

RFH v. 15.1.1931, RStBl. 1931, 526; vgl. auch BFH v. 25.10.1994 – VIII R 79/91,
BStBl. II 1995, 121 (126); v. 19.4.1977 – VIII R 119/75, BStBl. II 1977, 601 (603); zum
Abfluß s. BFH v. 24.9.1985 – IX R 22/85, BFH/NV 1986, 733 (734).

Dieser Zufluß erfordert aber, daß die Aufrechnung wirksam ist, insbes. daß eine
Aufrechnungslage (Bestehen der Hauptforderung, F�lligkeit der Gegenforde-
rung, Gegenseitigkeit und Gleichartigkeit beider Forderungen) gegeben ist.

BFH v. 2.10.1986 – IV R 173/84, BFH/NV 1987, 495; BlYmich/Glenk, § 11 Rn. 51;
Trzaskalik in K/S/M, § 11 Rn. C 10; aA FG M©nster v. 24.9.1985, EFG 1986, 229,
rkr.: Zeitpunkt der Aufrechnungslage maßgeblich.

Aufrechnungsvertrag: Eine Aufrechnung kann auch durch Abschluß eines
Aufrechnungsvertrags erfolgen. Gegenstand eines solchen Vertrags kann auch
eine k©nftige noch nicht f�llige Forderung sein (BGH v. 29.9.1969 – II ZR 51/
67, NJW 1970, 41 [42]; RG v. 16.3.1922 – VI 341/21, RGZ 104, 168, 188). In ei-
nem solchen Fall ist der Zufluß erst bewirkt, wenn die Gegenforderung f�llig ist.
Denn erst dann wird die Aufrechnung wirksam und der Stpfl. erlangt die wirt-
schaftliche Verf©gungsmacht (vgl. zum Abfluß BFH v. 24.9.1985 – IX R 22/85,
BFH/NV 1986, 733 [734]).
Verrechnungsvereinbarung: Wird vereinbart, daß ein f�lliges Leistungsentgelt
mit einem vorweg gew�hrten unverzinslichen Darlehen verrechnet werden soll,
so fließt das Leistungsentgelt erst im Zeitpunkt der Verrechnung zu, wenn die
Darlehensvereinbarung wirtschaftlich sinnvoll erscheint (BFH v. 21.9.1982 –
VIII R 140/79, BStBl. II 1983, 289).
Die umsatzsteuerliche Verrechnung ist keine Aufrechnung iSd. Zivilrechts
(BFH v. 29.6.1982 – VIII R 181/78, BStBl. II 1982, 753 [754]). Vorsteuererstat-
tungsbetr�ge sind im Jahr des tats�chlichen Zuflusses zu erfassen. Ein Abwei-
chen von § 11 Abs. 1 Satz 1 ist nicht zul�ssig (BFH v. 29.6.1982 – VIII R 6/79,
BStBl. II 1982, 755 [757 f.]); s. auch Anm. 100 „Umsatzsteuer“.
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c) Novation (Schuldumwandlung)
Die Novation besteht darin, daß die Parteien durch Vertrag an die Stelle der be-
stehenden Forderung eine andere setzen. Ihre Zul�ssigkeit ergibt sich aus § 311
BGB (Medicus, Schuldrecht I, 15. Aufl. 2004, Rn. 288).
Interessenlage: Beim Gl�ubiger liegt ein Zufluß zum Zeitpunkt der Novation
vor, wenn die Umwandlung in seinem Interesse und nicht in dem des Schuld-
ners vereinbart wurde; vgl. dazu ausf. Anm. 51.
Zahlungsfxhigkeit: Weiterhin darf der Schuldner nicht zahlungsunf�hig sein,
denn ein Zufluß in anderer Form als der tats�chlichen Zahlung kann nur dann
angenommen werden, wenn es sich um einen der Zahlung wirtschaftlich gleich-
wertigen Vorgang handelt. Das ist nicht der Fall, wenn die Forderung wertlos
ist.

BFH v. 21.7.1987 – VIII R 211/82, BFH/NV 1988, 224; BlYmich/Glenk, § 11
Rn. 56; aA Sommer, DStR 1986, 744, der Zufluß mit Abschluß des Vertrags ©ber die
Schuldumwandlung ohne Ber©cksichtigung der Interessenlage oder einer mºglichen
Zahlungsunf�higkeit des Schuldners annimmt.

d) Erlaß
Erlaß bedeutet Erlºschen der Forderung (s. § 397 Abs. 1 BGB). Er f©hrt beim
Gl�ubiger grds. nicht zu einer Einnahme, da Zufluß und R©ckzahlung grds.
nicht fingiert werden d©rfen (vgl. Anm. 38).
Verzicht: Auch der bloße Verzicht f©hrt grds. nicht zum Zufluß. So ist kein Zu-
fluß gegeben, wenn ein ArbN bedingungslos auf Teile seines Gehalts verzichtet
(BFH v. 25.11.1993 – VI R 115/92, BStBl. II 1994, 424 bzgl. DRK-Schwestern;
v. 30.7.1993 – VI R 87/92, BStBl. II 1993, 884 bzgl. Mitarbeitern eines Bistums),
ein Freiberufler eine Honorarabrechnung unterl�ßt (FG Ba.-W©rtt. v. 21.12.
1953, EFG 1954, 123), Eltern zugunsten ihres Sohnes auf Altenteiler-Leistun-
gen aus einer Hof©bernahme verzichten (Nds. FG v. 14.10.1992, EFG 1994,
209 [210], rkr.) oder Darlehenszinsen erlassen werden. FG D©ss. v. 29.4.1965,
EFG 1965, 425, rkr.; FG Ba.-W©rtt. v. 21.7.1969, EFG 1969, 598, rkr.; s. auch
BFH v. 22.9.1959 – I 5/59 U, BStBl. III 1960, 37 (dazu n�her § 2 Anm. 155 und
§ 8 Anm. 18).
Zufluß beim Glxubiger: Ein Zufluß beim Gl�ubiger ist aber dann zu bejahen,
wenn auf betriebliche Forderungen aus privaten Gr©nden verzichtet wird, da
dies wirtschaftlich einer Entnahme gleichzusetzen ist (vgl. BFH v. 16.1.1975 –
IV R 180/71, BStBl. II 1975, 526; v. 12.3.1970 – IV R 39/69, BStBl. II 1970,
518; Schmidt/Heinicke XXIII. § 11 Rn. 30 „Verzicht“; s. auch FG Hamb. v.
10.8.1984, EFG 1985, 125, rkr., zum Verzicht auf eine Forderung im Rahmen ei-
nes Spekulationsgesch�fts aus privaten Gr©nden).
Liegt dem Verzicht des ArbN auf Arbeitslohn eine Lohnverwendungsabrede zu-
grunde, kann hierin eine den Zufluß begr©ndende Verf©gung ©ber die Lohnfor-
derung zu sehen sein (vgl. BFH v. 30.7.1993 – VI R 87/92, BStBl. II 1993, 884).
Verzichtet der beherrschende Gesellschafter einer KapGes. auf einen ihm ge-
gen©ber der Gesellschaft zustehenden Verg©tungsanspruch im Wege der ver-
deckten Einlage, sieht der BFH hierin einen Zufluß des noch werthaltigen Teils
der Forderung beim Gesellschafter (BFH v. 9.6.1997 – GrS 1/94, BStBl. II
1998, 307 [310]; krit. dazu Hoffmann, DStR 1998, 1983 mwN).
Zufluß beim Schuldner: Auch beim Schuldner kann der Erlaß einer Schuld
durch den Gl�ubiger zu Einnahmen f©hren. Verzichtet zB ein ArbG auf An-
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spr©che gegen©ber dem ArbN (Darlehensr©ckzahlung, Zinsverzicht, Schadens-
ersatz), so liegt insoweit beim ArbN ein Zufluß vor.

BFH v. 27.3.1992 – VI R 145/89, BStBl. II 1992, 837 (838): Verzicht auf Schadens-
ersatzforderung wegen Besch�digung eines Kfz; v. 25.1.1985 – VI R 173/80, BStBl. II
1985, 437 (438): Verzicht auf Forderung f©r entgeltlich ©berlassenes Arbeitsger�t; v.
7.12.1984 – VI R 164/79, BStBl. II 1985, 164 (169): Verzicht auf Regreßanspruch we-
gen zu wenig einbehaltener LSt.

In Hºhe des Verzichts ist jedoch nur dann Arbeitslohn gegeben, wenn der Ver-
zicht durch die Leistung des ArbN veranlaßt war (s. § 8 Anm. 18; § 19
Anm. 241; Giloy, DStZ 1986, 222).
Der Verzicht einer KapGes. auf eine Forderung gegen einen beherrschenden Gesell-
schafter kann bei diesem zum Zufluß einer verdeckten Gewinnaussch©ttung f©h-
ren (Schulze, DB 1985, 1324; s. Anm. 62 und § 2 Anm. 155).

4. Abtretung
Bei der Abtretung ist der Zufluß beim Zedenten (alter Gl�ubiger) vom Zufluß
beim Zessionar (neuer Gl�ubiger) zu unterscheiden, wobei der Zufluß nach allg.
Grunds�tzen zu bestimmen ist:
Zufluß beim Zedenten: Erfolgt die Abtretung unentgeltlich, so ist ein Zufluß in
dem Zeitpunkt gegeben, in welchem der Zuwendungsempf�nger die wirtschaft-
liche Verf©gungsmacht erlangt, also im Zeitpunkt des Zahlungseinganges beim
neuen Gl�ubiger.

BFH v. 13.5.1976 – IV R 83/75, BStBl. II 1976, 592 (594); RFH v. 17.6.1931, RStBl.
1931, 633; FG Ba.-W©rtt. v. 4.9.1984, EFG 1985, 174, rkr.; § 2 Anm. 150; vgl. auch
BFH v. 8.12.1987 – IX R 161/83, BStBl. II 1988, 433 (434).

Bei entgeltlicher Abtretung kann der Zufluß bereits in dem Zeitpunkt erfolgen,
in dem das Entgelt an den Zedenten gezahlt wird, wenn hierin eine Verwertung
der Forderung zu sehen ist, zB Verkauf einer Forderung an ein Inkassounter-
nehmen (str., s. im einzelnen § 2 Anm. 150; s. auch § 8 Anm. 18 und 180 „Ab-
tretung“).
Gesetzlicher Forderungs�bergang: Zufluß des Arbeitslohns ist ebenso wie
bei rechtsgesch�ftlicher Abtretung auch beim gesetzlichen Forderungs©bergang
auf Sozialversicherungstr�ger gegeben, wenn der Betrag bei diesem eingeht
(BFH v. 16.3.1993 – XI R 52/88, BStBl. II 1993, 507 [509]; s. auch Urban, DB
1989, 1438, und § 19 Anm. 124).
Zufluß beim Zessionar:
E Erfolgt die Abtretung an Erfcllungs Statt iSd. § 364 Abs. 1 BGB, so liegt Zufluß
im Zeitpunkt der Abtretungserkl�rung vor (BFH v. 22.4.1966 – VI 137/65,
BStBl. III 1966, 394). Die Abtretung steht hier der Zahlung gleich. Denn zu die-
sem Zeitpunkt wird ein bestehender Vermºgensgegenstand ©bertragen. Das gilt
auch f©r eine noch nicht f�llige Forderung. Bei der sp�teren Zahlung durch den
Schuldner an den neuen Gl�ubiger liegt dann keine Einnahme mehr vor. Hin-
sichtlich der Abtretung von Lohnanspr©chen s. § 19 Anm. 600 „Abtretung“.
E Erfolgt die Abtretung erfcllungshalber, was im Zweifel anzunehmen ist, so erfolgt
ein Zufluß beim Zessionar und Abfluß beim Zedenten grds. erst, wenn eine
Zahlung auf die Forderung eingeht (BFH v. 22.4.1966 – VI 137/65, BStBl. III
1966, 394; RFH v. 29.4.1931, StuW Nr. 706). Ist allerdings die abgetretene For-
derung f�llig, unbestritten und einziehbar und unterl�ßt es der Zedent, sie sofort
einzuziehen, so ist nach Auffassung des BFH die Zession wie der Zufluß einer
Barzahlung zu behandeln (BFH v. 30.10.1980 – IV R 97/78, BStBl. II 1981, 305
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[306]; glA Frotscher/DYrr, § 11 Rn. 61). UE kann die Abtretung erf©llungshal-
ber nicht einer Barzahlung gleichgesetzt werden, da dies dem System der Ein-
k©nfteermittlung bei �berschußeink©nften widerspricht und zudem praktische
Probleme im Hinblick auf die Bewertung der Forderung geschaffen werden.

GlA Kramer in B/B, § 11 Rn. 53 „Abtretung“; BlYmich/Glenk, § 11 Rn. 59, und
Lademann/Fitsch, § 11 Rn. 28 „Abtretung“, teilen zwar diese Bedenken, stimmen
dem BFH im Ergebnis aber dennoch mit der Begr©ndung zu, daß unter den genannten
Voraussetzungen eine Abtretung an Erf©llungs Statt anzunehmen sei.

5. Schuld�bernahme
Die gleichen Grunds�tze sind auch bei einer Schuld©bernahme anzuwenden
(vgl. Nds. FG v. 8.4.1991, EFG 1992, 73, rkr.). Liegt ein Schuld©bernahmever-
trag zwischen neuem und altem Schuldner vor und hat der Gl�ubiger die Ge-
nehmigung (noch) nicht erteilt oder verweigert, so liegt im Verh�ltnis neuer und
alter Schuldner eine Erf©llungs©bernahme vor (§ 415 Abs. 3 BGB). Da hier der
alte Schuldner bis zur Erf©llung durch den neuen Schuldner verpflichtet bleibt,
liegt im Zeitpunkt der Erf©llungs©bernahme noch kein Zufluß beim alten
Schuldner vor. Anders jedoch, wenn der neue „Schuldner“ aufgrund seiner Er-
f©llungsverpflichtung gegen©ber dem alten Schuldner an den Gl�ubiger leistet.
In diesem Fall erfolgt Zufluß mit Leistung.

Einstweilen frei.

V. Zufluß in Sonderfxllen

Schrifttum: Paus, Zufluß von Dividenden bei dem beherrschenden Gesellschafter: Zivil-
rechtliche Betrachtungsweise anstatt Durchgriff durch die GmbH!, FR 1999, 751.

1. Zufluß von Gewinnanteilen

a) Gewinnanteile an Personengesellschaften
Bei PersGes. mit Gewinnermittlung durch Betriebsvermrgensvergleich iSd. § 4 Abs. 1 (§ 5
Abs. 1) kommt es nicht auf den Zufluß der Gewinnanteile (bzw. Abfluß der Ver-
lustanteile) an; vielmehr wird der anteilige Gewinn hier unmittelbar zugerechnet.
Er gilt als am Ende des Kj. (ggf. abweichendes Wj., s. § 4a) bezogen.
Bei PersGes. mit mberschußrechnung nach § 4 Abs. 3 oder mit mberschußeinkcnften
(BGB-Ges. aus Freiberuflern; geschlossene Immobilienfonds mit Eink©nften
aus Vermietung und Verpachtung) gilt das Zuflußprinzip des § 11 f©r die einzel-
nen Einnahmen. Das Ergebnis der Einnahmen-Ausgabenrechnung stellt die
Eink©nfte dar, die den einzelnen Beteiligten anteilig zuzurechnen sind (vgl. dazu
auch Anm. 24).

b) Gewinnanteile an Kapitalgesellschaften
Liegt die Beteiligung an einer KapGes. im Privatvermºgen oder gehºrt sie zum
Betriebsvermºgen eines Betriebs, dessen Gewinn nach § 4 Abs. 3 ermittelt wird,
so fließen die Gewinnanteile dem Anteilseigner gem. § 11 erst mit der Auszah-
lung oder einer ihr wirtschaftlich gleichkommenden Maßnahme (s. Anm. 45) zu.
Zufluß beim beherrschenden Gesellschafter: Dem Alleingesellschafter oder
beherrschenden Gesellschafter einer KapGes. sind Betr�ge, die ihm die Gesell-
schaft schuldet, nach der Rspr. bereits mit F�lligkeit zugeflossen, vorausgesetzt,
die Gesellschaft ist zahlungsf�hig.
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BFH v. 16.11.1993 – VIII R 33/92, BStBl. II 1994, 632; v. 14.2.1984 – VIII R 221/80,
BStBl. II 1984, 480 (482); v. 21.10.1981 – I R 230/78, BStBl. II 1982, 139; v. 22.5.1973
– VIII R 97/70, BStBl. II 1973, 815; v. 11.7.1973 – I R 144/71, BStBl. II 1973, 806; v.
6.3.1979 – VIII R 26/78, BStBl. II 1979, 510 zur beschlossenen und vorgenommenen
Vorabaussch©ttung; krit. zur Rspr. Trzaskalik in K/S/M, § 11 Rn. B 52; Frotscher/
DYrr, § 11 Rn. 118.

Die Frage des Zuflusses ist wegen der weitgehenden Identit�t der Interessen der
Gesellschaft und der Gesellschafter streng zu beurteilen, da es sonst den Gesell-
schaftern ©berlassen bliebe, den Gewinn der Gesellschaft um die Verg©tungen
zu k©rzen, ohne die Verg©tungen als Einkommen zu versteuern. Dabei ist des-
halb auf die F�lligkeit der Forderung abzustellen, weil beherrschende Gesell-
schafter es in der Hand haben, sich die Betr�ge auszuzahlen oder im Betrieb der
Gesellschaft stehen zu lassen.
E Zufluß sonstiger Ansprcche des beherrschenden Gesellschafters: Zufluß schon bei F�l-
ligkeit gilt nach der Rspr. nicht nur f©r Gewinnanteile und Gehaltsbetr�ge (FG
M©nchen v. 17.7.1969, EFG 1969, 539, rkr.), sondern auch f©r sonstige Anspr©-
che, zB auf Lizenzgebchren (BFH v. 22.5.1973 – VIII R 97/70, BStBl. II 1973,
815), Beratungsgebchren (als Rechtsanwalt oder Steuerberater, BFH v. 11.2.1965 –
IV 213/64 U, BStBl. III 1965, 407) und Zinszahlungen (BFH v. 14.2.1984 – VIII
R 221/80, BStBl. II 1984, 480). Zufluß liegt danach auch schon dann vor, wenn
die f�llige Schuld noch nicht gebucht (gutgeschrieben) oder als Verbindlichkeit
ausgewiesen ist (FG M©nchen v. 14.1.1993 – 10 V 2792/92, nv.).
E Fhlligkeit: Selbst wenn ein abweichender F�lligkeitszeitpunkt im Beschluß be-
stimmt wird, ist Zufluß im Zeitpunkt der Beschlußfassung anzunehmen, da es
der Gesellschafter sonst selbst in der Hand h�tte, den Zuflußzeitpunkt zu be-
stimmen (BFH v. 17.11.1998 – VIII R 24/98, BStBl. II 1999, 223 [224]; v.
30.4.1974 – VIII R 123/73, BStBl. II 1974, 541; krit. Paus, FR 1999, 751 [752]).
E Kapitalertragsteuerabzug: F©r die Durchf©hrung des KapErtrStAbzugs gilt der
Kapitalertrag gem. § 44 Abs. 2 auch dann mit dem im Aussch©ttungsbeschluß
genannten Auszahlungstag als zugeflossen, wenn der Empf�nger des Gewinnan-
teils Alleingesellschafter der KapGes. ist (BFH v. 18.12.1985 – I R 222/81,
BStBl. II 1986, 451).
E Beherrschende Gesellschafterstellung: s. dazu ausf. § 20 Anm. 257.
E Einbuchung einer Rcckstellung oder Verbindlichkeit: Kein Zufluß liegt beim Aus-
weis einer echten R©ckstellung vor (BFH v. 3.7.1964 – VI 262/63 U, BStBl. III
1965, 83; s. auch Anm. 33 ff.). Dies gilt auch f©r Pensionsrcckstellungen f©r beherr-
schende Gesellschafter, soweit diese ©berhaupt anerkannt werden (s. dazu § 6a;
BFH v. 28.4.1982 – I R 51/76, BStBl. II 1982, 612); denn abgesehen davon, daß
der Gesellschafter ©ber diese Betr�ge nicht verf©gen kann und bei der Pensions-
r©ckstellung ©berdies zweifelhaft ist, ob er und seine Angehºrigen den Pen-
sionsfall erleben werden, fehlt es an der F�lligkeit der r©ckgestellten ungewissen
Verbindlichkeiten.
Aber auch entstandene Verbindlichkeiten einer KapGes. gegen©ber einem be-
herrschenden Gesellschafter sind diesem dann noch nicht zugeflossen, wenn die
Hºhe der Verbindlichkeit zur Zeit ihrer Entstehung dem Gesellschafter noch
nicht bekannt ist. Deshalb ist eine vom Jahresergebnis abhhngige Tantieme fr©hestens
mit der Feststellung des Jahresergebnisses durch das zust�ndige Organ der Kap-
Ges. zugeflossen und erst dann zu versteuern (FG M©nchen v. 8.12.1999, EFG
2000, 255 [256], rkr.; FG M©nster v. 2.9.1992, EFG 1993, 152 [153], rkr.).
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Kein Zufluß bei Illiquiditxt der Gesellschaft: Selbst wenn Forderungen des
beherrschenden Gesellschafters gegen die Gesellschaft f�llig und ggf. gutge-
schrieben bzw. als Verbindlichkeit ausgewiesen sind, ist dennoch kein Zufluß an-
zunehmen, wenn die Gesellschaft zahlungsunf�hig ist.

BFH v. 14.6.1985 – VI R 127/81, BStBl. II 1986, 62 (64); v. 22.5.1973 – VIII R 97/70,
BStBl. II 1973, 815; v. 11.2.1965 – IV 213/64 U, BStBl. III 1965, 407; FG Berlin v.
29.4.2002, EFG 2002, 1088, rkr.; FG Ba.-W©rtt. v. 7.11.1996, EFG 1997, 872 (873), rkr.

Leistungsverweigerungsrecht: Ebenfalls ist kein Zufluß gegeben, wenn der
Gesellschaft ein Leistungsverweigerungsrecht zusteht (vgl. BFH v. 16.11.1993 –
VIII R 33/92, BStBl. II 1994, 632).

c) Gewinnanteile einer Kommanditgesellschaft auf Aktien (§§ 278–290
AktG)

Die KGaA ist juristische Person, enth�lt jedoch Elemente der PersGes., indem
mindestens ein Gesellschafter (Komplement�r) der Gesellschaft persºnlich haf-
tet. Seine Gewinnanteile gehºren bei diesem zu den Eink©nften aus Gewerbebe-
trieb (§ 15 Abs. 1 Nr. 3 Halbs. 1), die ihm unmittelbar zuzurechnen sind. Aus-
sch©ttungen auf die Kommanditaktien sind dagegen im Zeitpunkt des Zuflusses
als Einnahmen aus Kapitalvermºgen zu erfassen. Dies gilt auch f©r die dem
phG gehºrenden Kommanditaktien, da sie weder Betriebsvermºgen noch Son-
derbetriebsvermºgen darstellen (BFH v. 21.6.1989 – X R 14/88, BStBl. II 1989,
881 [886]; Schmidt XXIII. § 15 Rn. 891).

d) Gewinnanteile an stiller Gesellschaft
Zufluß mit Zahlung oder Gutschrift: Einem typisch stillen Gesellschafter,
der seine Beteiligung im Privatvermºgen h�lt, fließt der Gewinnanteil (§ 20
Abs. 1 Nr. 4) aufgrund der allg. Regeln des § 11 Abs. 1 Satz 1 (Anm. 13 ff.) in
dem Zeitpunkt zu, in dem er die wirtschaftliche Verf©gungsmacht ©ber den Ge-
winnanteil erlangt, zB wenn der Gewinnanteil gutgeschrieben worden ist, wenn
der Gewinnanteil dem Einlagekonto des Gesellschafters gutgebracht wird, dh.
als Erhºhung seiner Einlage stehenbleibt (RFH v. 24.1.1929, RStBl. 1929, 226;
v. 20.9.1932, StuW 1933 Nr. 20), oder wenn die Einlage durch Verluste gemin-
dert worden ist und die Gewinnanteile zur Wiederauff©llung der Einlage ver-
wendet werden (BFH v. 24.1.1990 – I R 55/85, BStBl. II 1991, 147; vgl. auch
Blaurock, Hdb. d. St. Ges., 6. Aufl. 2003, Rn. 22. 149). Die Tatsache, daß der
stille Gesellschafter einen Anspruch auf einen Gewinnanteil hat, begr©ndet f©r
sich allein noch keinen Zufluß, selbst wenn das Kj., auf dessen Gewinn sich der
Anspruch bezieht, abgelaufen ist. Unterbleiben aber nach Bilanzerstellung die
Ermittlung des Gewinnanteils und die Gutschrift im Einverst�ndnis mit dem
stillen Gesellschafter, so liegt darin eine den Zufluß auslºsende Verf©gung, wenn
die Beteiligten damit das Stehenlassen des Gewinnanteils im Unternehmen be-
zwecken (BFH v. 2.11.1962 – VI 284/61 S, BStBl. III 1963, 96). Der Zeitpunkt
des Zuflusses richtet sich nicht nach § 44 Abs. 3. Dessen abweichende Regelung
bezieht sich nur auf die Durchf©hrung des KapErtrStAbzugs (s. Anm. 7).

Einstweilen frei.

2. Verm®gensbildung und Zukunftssicherung von Arbeitnehmern

Schrifttum: Deutschmann, Verg©tungshalber gew�hrte Aktienoptionen im deutschen
und US-amerikanischen Recht, Baden-Baden, 2000; Ebel, Lohnsteuerliche Gestaltungen
durch Deferred Compensation (Arbeitnehmerfinanzierte betriebliche Altersversorgung),
FR 2000, 241 (243); Giloy, Barlohnumwandlung zur Vermºgensbildung und Zukunfts-
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sicherung aus lohnsteuerlicher Sicht, FR 1985, 365; Portner/Bhdefeld, Besteuerung von
Arbeitnehmer-Aktienoptionen, DStR 1995, 629.

a) Gewinn- und Verm®gensbeteiligungen
Gewinnbeteiligungen sind freiwillige zus�tzliche Leistungen des ArbG, an deren
Gew�hrung allerdings h�ufig Bedingungen vielf�ltiger Art gekn©pft werden.
Vermºgensbeteiligungen (zB atypische stille Beteiligung, partiarisches Darlehen
mit Beteiligung am Liquidationserlºs, GmbH-Anteile, Aktien etc.) stellen eben-
falls solche Leistungen dar. In beiden F�llen handelt es sich um zus�tzlichen Ar-
beitslohn, also um sonstige Bez©ge iSd. § 38a Abs. 1 Satz 3, die zugeflossen
sind, wenn der ArbN ©ber sie wirtschaftlich verf©gen kann.

BFH v. 14.5.1982 – VI R 124/77, BStBl. II 1982, 469; v. 7.4.1989 – VI R 47/88,
BStBl. II 1989, 608; v. 7.4.1989 – VI R 73/86, BStBl. II 1989, 928.

Bei Stehenlassen des Gewinnanteils im Betrieb kommt es vor allem darauf an,
ob der ArbN eine Wahlmºglichkeit hatte, Gutschrift oder Auszahlung zu verlan-
gen (s. n�her Anm. 56, 50 ff.).
Die Einrxumung einer stillen Beteiligung durch den ArbG stellt als Sachbe-
zug Arbeitslohn iSd. § 19 Abs. 1 Nr. 1 dar. Durch Abschluß des Vertrags ent-
steht zwischen den Beteiligten ein auf Beitragsleistung, Gewinnverteilung und
Auseinandersetzungsguthaben gerichtetes echtes Gesellschaftsverh�ltnis. Der
darin liegende geldwerte Vorteil fließt dem ArbN mit Abschluß des Vertrags zu
(Hess. FG v. 24.2.1988, EFG 1989, 482 f., rkr.).
Belegschaftsaktien: Bei der �berlassung von Belegschaftsaktien hindert eine
Sperrfrist bzgl. der Ver�ußerung den Zufluß nicht. Da dem ArbN die Befugnisse
eines Aktion�rs zustehen, kann er ©ber die wesentliche Substanz der Leistung
verf©gen (BFH v. 16.11.1984 – VI R 39/80, BStBl. II 1985, 136; BlYmich/
Glenk, § 11 Rn. 17; s. zur Gew�hrung von Anteilen an KapGes. n�her § 19
Anm. 210 ff.).
Aktienoptionsrechte: Gleiches gilt bei ArbN gew�hrten Aktienoptionsrechten,
wenn diese bºrsennotiert und damit frei handelbar sind. Wenn das Optionsrecht
verkehrsf�hig ist, sofort ©bertragen werden kann und auch von den Abtretungs-
empf�ngern ausge©bt werden w©rde, ist Zufluß mit Gew�hrung anzunehmen
(vgl. FG M©nchen v. 11.12.2002, EFG 2003, 619 [620], Rev., Az. BFH: VI R
10/03; s. auch BFH v. 26.7.1985 – VI R 200/81, BFH/NV 1986, 306 [308] betr.
Optionsrecht auf verbilligten Erwerb eines Grundst©cks).
Stock Options: Umstritten ist hingegen der Zuflußzeitpunkt von nicht handel-
baren Mitarbeiter-Optionsrechten (Stock Options). Der BFH nimmt in diesen
F�llen zutreffend Zufluß erst mit Aus©bung der Option durch den ArbN an, da
wegen der Verf©gungsbeschr�nkungen hinsichtlich der Optionsaus©bung (zB
Sperrfrist, Un©bertragbarkeit) noch kein wirtschaftliches Eigentum erlangt wird.
Der Erwerb des Optionsrechts selbst stellt lediglich eine Chance dar.

BFH v. 20.6.2001– VI R 105/99, BStBl. II 2001, 689; v. 24.1.2001 – I R 119/98,
BStBl. II 2001, 512 (515); v. 23.7.1999, BStBl. II 1999, 684 (685); nach BMF v.
10.3.2003, BStBl. I 2003, 234, ist genauer Zuflußzeitpunkt der Tag der Ausbuchung
aus dem Depot des �berlassenden; aA Portner/Bhdefeld, DStR 1995, 629: Zufluß
bereits mit Einr�umung der Option; vgl. zum Streitstand ausf. Deutschmann, 117 ff.;
Bogumil, Mitarbeiteraktienoptionen im Einkommensteuerrecht, und § 19 Anm. 219.

b) Zufluß aufgrund Versorgungszusagen gegen�ber Arbeitnehmern
Die Frage des Zuflusses von Lohn aufgrund von Versorgungszusagen (dazu
§ 19 Anm. 377) h�ngt entscheidend damit zusammen, ob es sich hierbei – wirt-
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schaftlich betrachtet – um gegenw�rtige oder erst sp�ter verf©gbare Einnahmen
handelt.
Zufluß bejaht: Maßgebend f©r den Zufluß ist, ob sich der Vorgang wirtschaft-
lich so darstellt, daß der ArbG dem ArbN Mittel zur Verf©gung gestellt und die-
ser sie zum Erwerb der Versorgungsleistung (die durch einen Dritten erfolgt)
verwendet hat (BFH v. 7.2.1990 – X R 36/86, BStBl. II 1990, 1062 [1064]; s.
auch BFH v. 9.10.2002 – V R 73/01, BStBl. II 2003, 27 betr. freie Mitarbeiter).
Hier erfolgt Zufluß unter dem Gesichtspunkt des abgek©rzten Zahlungswegs
beim ArbN im Zeitpunkt der Zahlung durch den ArbG (aA BlYmich/Glenk,
§ 11 Rn. 71: maßgebend sei der Zeitpunkt des Pr�mieneingangs bei der Versor-
gungseinrichtung). Dies ist anzunehmen, wenn der ArbG eine Pflicht des ArbN
(zB Abf©hrung des Arbeitnehmeranteils an die gesetzliche Sozialversicherung
gem. §§ 28e Abs. 1, 28g SGB IV) erf©llt, da damit der Lohnanteil im Interesse
des ArbN einbehalten und an den Dritten geleistet wird (BFH v. 29.7.1986 – IX
R 206/84, BStBl. II 1986, 747 mit Anm. Paus, DStZ 1987, 48).
Dies gilt jedoch nur dann, wenn dem ArbN vom Dritten (= Versicherung; zB
Unfallversicherungen, s. § 19 Anm. 440 ff.; Pensionskassen, s. § 19 Anm. 460 ff.;
Unterst©tzungskassen, s. § 19 Anm. 470 ff.; Direktversicherungen, s. § 19
Anm. 420 ff., FG N©rnb. v. 12.12.2001, EFG 2002, 824, rkr., Giloy, FR 1985,
366) ein eigener unentziehbarer Rechtsanspruch einger�umt wird, wobei uner-
heblich ist, ob dieser Anspruch als rechtlich und wirtschaftlich sicher anzusehen
ist.

BFH v. 16.4.1999 – VI R 60/96, BStBl. II 2000, 406 (407 f.); v. 16.9.1998 – VI B 155/
98, BFH/NV 1999, 457 (458); v. 27.5.1993 – VI R 19/92, BStBl. II 1994, 246 (247 f.)
mit krit. Anm. v. Bornhaupt, DStR 1994, 152 f.; aA Trzaskalik in K/S/M, § 11 Rn.
B 103: nur Schuldnerstellung maßgeblich.

Voraussetzung ist ferner, daß der ArbN der Zukunftssicherungsleistung zumin-
dest stillschweigend zugestimmt hat (§ 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 3 LStDV; BFH v.
15.7.1977 – VI R 109/74, BStBl. II 1977, 761).
Zufluß verneint: Dagegen liegt in den F�llen, in denen der ArbG aufgescho-
bene Kapitalleistungen zusagt, die erst nach Ablauf einer Frist f�llig werden sol-
len, noch kein Zufluß vor (Giloy, FR 1985, 366).
E Versorgungszusage: Verspricht dieser beispielsweise dem ArbN eine Versorgung
aus eigenen Mitteln (zB Pensionsr©ckstellungen, Beamtenpensionen), so liegt
darin kein Zufluß eines geldwerten Vorteils (BFH v. 3.7.1964 – VI 262/63 U,
BStBl. III 1965, 83). Ein Zufluß liegt erst in dem Zeitpunkt vor, in dem die je-
weiligen Zahlungen aufgrund der Zusage an den ArbN vorgenommen werden
(BFH v. 27.5.1993 – VI R 19/92, BStBl. II 1994, 246 [248]).
E Rcckdeckungsversicherung: Schließt der ArbG eine Versicherung ab, die dazu
dient, ihm die Mittel zur Leistung einer dem ArbN zugesagten Versorgung zu
verschaffen (= R©ckdeckungsversicherung; s. § 19 Anm. 395 ff.), so stellen die
Beitragszahlungen grds. keine beim ArbN zugeflossenen Einnahmen dar (§ 19
Anm. 406). Vielmehr sind erst die Leistungen an den ArbN aus der Versor-
gungszusage Arbeitslohn (§ 19 Anm. 410).
Wird eine arbeitnehmerfinanzierte betriebliche Altersversorgung („Deferred
Compensation“) nach dem BetrAVG vereinbart, sind f©r den Zufluß die glei-
chen Grunds�tze anzuwenden (vgl. BMF v. 4.2.2000, BStBl. I 2000, 354 f.). Da-
nach kann der Zufluß laufenden Arbeitslohns nur dadurch verhindert werden,
daß der ArbN zun�chst vollst�ndig auf die Auszahlung verzichtet (Ebel, FR
2000, 241, 243).
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E Sanierungsgelder oder Gegenwertzahlungen: Kein Zufluß stpfl. Arbeitslohns liegt
vor, wenn der ArbG anl�ßlich einer Systemumstellung der Altersvorsorge oder
anl�ßlich des Ausscheidens aus der Versorgungskasse an diese Sanierungsgelder
oder sog. Gegenwertzahlungen leisten muß. Hier fehlt es zudem an einem geld-
werten Vorteil des ArbN, da diesem die Zahlungen nicht zugute kommen.

FG Kºln v. 3.6.2004, EFG 2004, 1522 (1523 f.), Rev., Az. BFH: VI R 32/04; Birk/
Hohaus, DB 2004, 1579; Birk, BB 2004, 974; aA FG M©nchen v. 29.10.2004 – 8 K
1587/03, EFG 2005, 345, Rev., Az. BFH VI R 92/04.

Einstweilen frei.

C. Abweichungen vom Zuflußprinzip (Abs. 1 Sxtze 2, 3 u. 4)

I. Zeitliche Zuordnung regelmxßig wiederkehrender Einnahmen
(Abs. 1 Satz 2)

Schrifttum: Tehler, Die „heimliche“ Wende des BFH bei regelm�ßig wiederkehrenden
Einnahmen, DB 1987, 1168, mit Erwiderung v. Horlemann, DB 1987, 1711; GYnther,
Zur Beurteilung der wirtschaftlichen Zugehºrigkeit von regelm�ßig wiederkehrenden Ein-
nahmen durch die FinVerw., FR 1989, 428.

1. Bedeutung des Satzes 2
Das Zuflußprinzip steht als willkcrliche Zuordnungsregel im Gegensatz zum Realisa-
tionsprinzip, das den handelsrechtlichen Grunds�tzen ordnungsgem�ßer Buch-
f©hrung entspricht (§ 5 Abs. 1). Dadurch wird der Ertrag dem Besteuerungszeit-
raum zugewiesen, in dem er wirtschaftlich entstanden ist. Diese Genauigkeit ist
dem Zuflußprinzip fremd. Es werden Zuf�lligkeiten in der Erfassung von Ein-
nahmen in Kauf genommen, die sich dadurch ergeben, daß sie aus den verschie-
densten Gr©nden in einem Kj. geleistet und versteuert werden, zu dem sie wirt-
schaftlich nicht gehºren.
Zweck der Ausnahmeregelung ist es, solche Zuf�lligkeiten in den F�llen zu
vermeiden, in denen es sich um regelm�ßig wiederkehrende, also laufende Ein-
nahmen handelt (BFH v. 9.5.1974 – VI R 161/72, BStBl. II 1974, 547; v.
24.7.1986 – IV R 309/84, BStBl. II 1987, 16). Die Durchbrechung des Zufluß-
prinzips stellt eine Ann�herung an den Gedanken des Realisationsprinzips dar.
In seiner Wirkungsweise entspricht Satz 2 einem Rechnungsabgrenzungsposten
(aA Trzaskalik in K/S/M, § 11 Rn. B 87: Zweck sei die Korrektur planwidriger
Zufl©sse).
Restriktive Auslegung: Grundsatz und Ausnahme stehen in § 11 nicht gleich-
wertig nebeneinander. Aus dem Vereinfachungszweck des Satzes 1 (s. Anm. 3)
folgt, daß die in Satz 2 normierte Abweichung vom Zuflußprinzip restriktiv aus-
zulegen ist.

Str.: wie hier BFH v. 10.10.1957 – IV 98/56 U, BStBl. III 1958, 23; v. 9.5.1974 – VI R
161/72, BStBl. II 1974, 547; s. auch BFH v. 24.7.1986 – IV R 30/184, BStBl. II 1987,
16 (17); s. dazu n�her Anm. 80.

Einstweilen frei.

2. Voraussetzungen der zeitlichen Zuordnung zu einem anderen
Kalenderjahr als dem Zuflußjahr

a) �berblick
Abs. 1 Satz 2 nennt f©r die Abweichung vom Zuflußprinzip als Voraussetzun-
gen regelm�ßig wiederkehrende Einnahmen (s. Anm. 79), Zufluß kurze Zeit vor
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oder nach Beendigung des Kj. (s. Anm. 80) und wirtschaftliche Zugehºrigkeit
zu einem anderen Kj. (s. Anm. 81).

b) Regelmxßig wiederkehrende Einnahmen
„Wiederkehrende“ Einnahmen liegen vor, wenn sie ihrer Natur nach, also
aufgrund des zugrunde liegenden Rechtsgesch�fts, nicht nur einmal oder rein
zuf�llig mehrmals erzielt werden, insbes. laufende Miet- und Pachtzahlungen
(BFH v. 3.6.1975 – VIII R 47/70, BStBl. II 1975, 696), Zinsen (BFH v.
10.12.1985 – VIII R 15/83, BStBl. II 1986, 342), Renten, Arbeitslºhne und Ge-
h�lter, satzungsm�ßig zu zahlende Aufsichtsratstantiemen, monatliche Ab-
schlagszahlungen der Kassen�rztlichen Vereinigungen (BFH v. 24.7.1986 – IV R
309/84, BStBl. II 1987, 16 [17]; s. auch Anm. 100 „Arzthonorare“).
E Rein zufhllige oder freiwillige Wiederkehr reicht nicht aus: Aus dem Erfordernis eines
zugrunde liegenden Rechtsverh�ltnisses folgt im Umkehrschluß, daß rein zuf�l-
lig mehrmals erzielte Einnahmen nicht unter diese Regelung fallen (RFH v.
27.1.1944, RStBl. 1944, 363). Demnach ist es auch nicht ausreichend, wenn die
regelm�ßige Wiederkehr auf einem einheitlichen Entschluß beruht, dieser aber
nicht rechtsverbindlich geworden ist. So sind Weihnachtsgratifikationen, die ein
ArbG unter ausdr©cklichem Ausschluß einer Rechtspflicht zahlt, keine regelm�-
ßig wiederkehrenden Einnahmen, es sei denn, daß durch langj�hrige betriebliche
�bung ein Rechtsanspruch des ArbN erwachsen ist. Auch in Erf©llung einer
einmaligen Leistungspflicht erbrachte Ratenzahlungen fallen nicht unter Abs. 1
Satz 2.
E Mindestens dreimalige Wiederkehr: Ist lediglich eine ein- oder zweimalige Zahlung
vereinbart, so liegen nach dem Gesetzeswortlaut keine „wiederkehrenden Ein-
nahmen“ vor, denn die zweite Zahlung muß eine der wiederkehrenden Einnah-
men sein.

Schl.-Holst. FG v. 20.7.1972, EFG 1972, 485, rkr.; Frotscher/DYrr, § 11 Rn. 43;
zweifelnd Trzaskalik in K/S/M, § 11 Rn. B 91; zweimalige Wiederkehr halten f©r aus-
reichend: Kirchhof/Seiler IV. § 11 Rn. 52; Lademann/Fitsch, § 11 Rn. 30; Schmidt/
Heinicke XXIII. § 11 Rn. 21.

Nachzahlungen sind keine wiederkehrenden Einnahmen, auch wenn sie im Rah-
men eines Dauerschuldverh�ltnisses entrichtet werden (vgl. Anm. 35 „Nachzah-
lungen“).
Regelmxßig wiederkehrende Einnahmen liegen vor, wenn sie dem Stpfl. auf-
grund eines Rechtsverh�ltnisses oder aufgrund eines einheitlichen Entschlusses
periodisch, in bestimmten Zeitabst�nden (j�hrlich, monatlich, wºchentlich), zu-
fließen. Die Regelm�ßigkeit bezieht sich nur auf die Wiederkehr, so daß eine
gleichbleibende Hrhe der Einnahmen nicht erforderlich ist (BFH v. 24.7.1986 – IV R
309/84, BStBl. II 1987, 16 [17]; v. 3.6.1975 – VIII R 47/70, BStBl. II 1975, 696;
aA wohl BFH v. 10.10.1957 – IV 98/56 U, BStBl. III 1958, 23), wohl aber Gleich-
artigkeit (Schmidt/Heinicke XXIII. § 11 Rn. 22), zB Zinsen (BFH v. 3.6.1975 –
VIII R 47/70, BStBl. II 1975, 698), Mieten, Renten, Abschlagszahlungen der
Kassen�rztlichen Vereinigung (BFH v. 24.6.1986 – IV R 309/84, BStBl. II 1987,
16).

c) Zufluß kurze Zeit vor oder nach dem Jahreswechsel
„Kurze Zeit vor oder nach dem Jahreswechsel“ ist nach stRspr. regelm�ßig
ein Zeitraum von 10 Tagen, also der Zeitraum vom 22.12. bis 10.1.

§ 11 Anm. 78–80 Vereinnahmung und Verausgabung
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BFH v. 6.11.2002 – X B 30/02, BFH/NV 2003, 169; v. 24.7.1986 – IV R 309/84,
BStBl. II 1987, 16 (17); v. 9.5.1974 – VI R 161/72, BStBl. II 1974, 547; v. 10.12.1985 –
VIII R 15/83, BStBl. II 1986, 342.

Da vom Gesetzgeber keine Aussage gemacht worden ist, kann keine absolute
Grenze gesetzt werden, vielmehr ist nach den Verh�ltnissen des Einzelfalls zu
entscheiden (ebenso FG Ba.-W©rtt. v. 30.11.1978, EFG 1979, 252 [253], rkr.).
E Fhlligkeit: Nach hM muß auch die F�lligkeit der Einnahme kurz vor oder kurz
nach dem Jahreswechsel liegen.

BFH v. 24.7.1986 – IV R 309/84, BStBl. II 1987, 16; v. 9.5.1974 – VI R 161/72,
BStBl. II 1974, 547; Schmidt/Heinicke XXIII. § 11 Rn. 22; Wolff-Diepenbrock in
L/B/P, § 11 Rn. 258; BlYmich/Glenk, § 11 Rn. 92; Seer, DStR 1987, 603; GYnther,
FR 1989, 428.

Der Mindermeinung (Schl.-Holst. FG v. 20.7.1972, EFG 1972, 485, rkr.) ist zwar
zuzugestehen, daß dem Wortlaut des Satzes 2 ein derartiges Erfordernis nicht zu
entnehmen ist, doch ergibt sich diese Voraussetzung aus dem Gesetzeszweck (s.
Anm. 75) und dem Charakter des Satzes 2 als Ausnahmevorschrift. Nur bei F�l-
ligkeitsterminen um die Jahreswende kºnnen sich bei kurzfristigen Zahlungsab-
weichungen zuf�llige Verschiebungen ergeben (BFH v. 9.5.1974 – VI R 161/72,
BStBl. II 1974, 547).

Beispiel: Nach einem Pachtvertrag ist die Jahrespacht jeweils bis zum 5.1. im voraus
zu zahlen. Wegen Zahlungsschwierigkeiten des Schuldners fließt dem Verp�chter die
Jahrespacht f©r 01 erst am 3.1.02 zu.
Nach dem Wortlaut des Satzes 2 m©ßte die Zahlung im Januar 02 dem Kj. 01 zuge-
rechnet werden, da sie eine regelm�ßig wiederkehrende Einnahme ist und wirtschaft-
lich in das Jahr 01 gehºrt. Da sie jedoch bereits am 5.1.01 f�llig ist, kommt Satz 2 nicht
zur Anwendung. Die Zahlung muß auch kurz vor Beendigung des Kj., zu dem sie wirt-
schaftlich gehºrt, fhllig werden. Die Zahlung ist also im Jahre 02 zu versteuern (Jahr des
Zuflusses). W�re sie am 31.12.01 f�llig geworden, so w�re die Zahlung im Jahre 01 zu
versteuern gewesen.

Die unterschiedliche Besteuerung von Nachzahlungen (s. Beispiel) ist durch den
Zweck des Satzes 2 gerechtfertigt. Bei Zahlungsterminen, die vom Jahresende
weiter entfernt sind, besteht keine Gefahr zuf�lliger Verschiebung der Besteue-
rung. Es gen©gt also nicht, daß regelm�ßig wiederkehrende Einnahmen kurz vor
oder nach dem Jahresende zufließen, sondern es ist zus�tzlich die F�lligkeit der
Zahlung kurz vor oder nach dem Jahresende erforderlich.
E Nachzahlungen fcr frchere Fhlligkeitsperioden sind daher nicht nach Satz 2 zu be-
handeln (BFH v. 13.3.1964 – VI 152/63, StRK EStG [bis 1974] § 11 R. 50).

d) Wirtschaftliche Zugeh®rigkeit zu einem anderen Kalenderjahr als
dem Zuflußjahr

Satz 2 setzt voraus, daß die regelm�ßig wiederkehrenden Einnahmen dem Stpfl.
kurze Zeit vor oder nach Ende des Kj. zufließen, „zu dem sie wirtschaftlich ge-
hºren“. Leistungen gehºren wirtschaftlich zu dem Zeitraum, f©r den sie er-
bracht worden sind. Der Zufluß muß also in einem anderen Kj. als dem Jahr der
wirtschaftlichen Zugehºrigkeit erfolgen. Satz 2 behandelt zwei F�lle:
– die vorschcssige Zahlung kurz vor Ende des Kj. f©r das n�chste Jahr und
– die nachschcssige Zahlung kurz nach Beginn des Kj. f©r das vorangegangene

Jahr.
Im Tatbestandsmerkmal „wirtschaftliche Zugehºrigkeit“ fallen Voraussetzung und
Rechtsfolge zusammen; wir behandeln das Merkmal daher ergebnisorientiert bei der
Rechtsfolge in Anm. 85.
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Einstweilen frei.

3. Rechtsfolge: Zuordnung der Einnahmen zum Kalenderjahr der wirt-
schaftlichen Zugeh®rigkeit

Satz 2 hat zur Folge, daß die Einnahmen abweichend von Satz 1 nicht dem Zu-
flußjahr, sondern dem Kj. der wirtschaftlichen Zugehºrigkeit zeitlich zugeord-
net werden. Sie gelten in diesem Kj. als „bezogen“, dh. als erzielt iSd. § 2 Abs. 1.
Fxlligkeit nicht entscheidend: F©r die Beurteilung der wirtschaftlichen Zuge-
hºrigkeit einer Einnahme zu einem bestimmten Kj. hat der BFH fr©her auf den
Zeitpunkt abgestellt, zu dem die Einnahme f�llig wurde (BFH v. 9.5.1974 – VI
R 161/72, BStBl. II 1974, 547 [549]). Inzwischen stellt der BFH nur noch darauf
ab, f©r welchen Zeitraum die Zahlung geleistet wurde. Auf die F�lligkeit kommt
es danach nicht an.

BFH v. 23.9.1999 – IV R 1/99, BStBl. II 2000, 121 (122); v. 6.7.1995 – IV R 63/94,
BStBl. II 1996, 266 (267); v. 6.7.1995 – IV R 72/94, BFH/NV 1996, 209 (210); v.
24.7.1986 – IV R 309/84, BStBl. II 1987, 16 (17); so auch Trzaskalik in K/S/M, § 11
Rn. B 92; Frotscher/DYrr, § 11 Rn. 47; Wolff-Diepenbrock in L/B/P, § 11 Rn. 260;
Tehler, DB 1987, 1168 f.
Beispiel (nach BFH v. 24.7.1986 – IV R 309/84, BStBl. II 1987, 16): Der Arzt A erh�lt
von der Kassen�rztlichen Vereinigung monatlich Honorarabschl�ge, die 10 Tage nach
Ablauf des jeweiligen Monats f�llig werden. Die am 2.1.02 erhaltene Abschlagszahlung
f©r den Dezember 01 ist nach Auffassung des BFH im Jahre 01 zu erfassen, da sie
– wenn auch nicht im Dezember f�llig – dennoch wirtschaftlich zum Dezember 01 ge-
hºre.

Dieser neueren Auffassung des BFH ist zu folgen. „Wirtschaftliche Zugehºrig-
keit“ beschreibt den Zeitraum, in dem die Gegenleistung f©r die zugeflossene
Leistung erbracht wurde. Dabei kann die F�lligkeit nicht maßgeblich sein.
Trotz mºglicherweise entgegenstehender Praktikabilit�tsprobleme muß eine
Zahlung verteilt werden, wenn sie mehrere Kj. betrifft (aA BlYmich/Glenk,
§ 11 Rn. 92; Trzaskalik in K/S/M, § 11 Rn. B 92, wonach in diesen F�llen das
Zuflußprinzip gelten soll), denn die Ausnahmevorschrift des Abs. 1 Satz 2 soll
nach ihrem Zweck (vgl. Anm. 75) eine Ann�herung an das Realisationsprinzip
bewirken.

Beispiele: Erfassung wiederkehrender Einnahmen, nach der F�lligkeit

f©r F�llig am zugeflossen am wird erfaßt im Jahr

Dezember 1.12.01 5.1.02 02 (Abs. 1 Satz 1)

Dezember 30.12.01 5.1.02 01 (Abs. 1 Satz 2)

Januar 1.1.02 25.12.01 02 (Abs. 1 Satz 2)

Oktober 30.10.01 5.1.02 02 (Abs. 1 Satz 1)

November-Januar 31.12.01 5.1.02 Nov/Dez: 01 (Abs. 1 Satz 2)
Jan: 02 (Abs. 1 Satz 1)

November-Januar 31.12.01 31.12.01 Nov/Dez: 01 (Abs. 1 Satz 1)
Jan: 02 (Abs. 1 Satz 2)

Einstweilen frei.

II. Verteilung von Entgelten f�r Nutzungs�berlassungen
(Abs. 1 Satz 3)

Die neu eingef©hrte Vorschrift (s. dazu Anm. 2) l�ßt die Verteilung von Entgel-
ten f©r Nutzungs©berlassungen auf den Vorauszahlungszeitraum zu, wenn die-
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ser Zeitraum mindestens f©nf Jahre betr�gt. Auf Seiten des Zahlungsempf�ngers
besteht ein Wahlrecht zwischen der Verteilung und der Zuflußbesteuerung („kann
... verteilen“). Ihre eigentliche Bedeutung hat die Neuregelung beim Zahlenden,
f©r den nach Abs. 2 Satz 3 Pflicht zur Verteilung der Ausgaben besteht; s. n�her
zur Neuregelung Anm. 124.

III. Zeitliche Zuordnung von Einnahmen aus nichtselbstxndiger
Arbeit (Abs. 1 Satz 4)

Zufluß bei laufendem Arbeitslohn: Satz 4 verweist f©r Einnahmen aus nicht-
selbst. Arbeit auf § 38a Abs. 1 Satz 2 und 3. Unabh�ngig vom tats�chlichen Zu-
fluß gilt laufender Arbeitslohn mit Beendigung des Lohnzahlungszeitraums als
bezogen. Die Vorschrift dient der Vereinfachung des LStVerfahrens (BTDrucks.
VII/1470, 303 zu § 133). Das Zuflußprinzip des Satzes 1 ist insoweit außer
Kraft gesetzt. Auch das Prinzip der wirtschaftlichen Zuordnung von regelm�ßig
wiederkehrenden Einnahmen nach Satz 2 ist insoweit beschr�nkt; s. zu den Vor-
aussetzungen § 38a Anm. 25 ff.
Zufluß bei sonstigen Bez�gen: F©r sonstige Bez©ge, die ebenfalls zu den Ein-
k©nften aus § 19 gehºren, gilt § 38a Abs. 1 Satz 3. Danach ist das allg. Zufluß-
prinzip des § 11 Abs. 1 Satz 1 anwendbar. § 11 Abs. 1 Satz 4 stellt nur f©r den
laufenden Arbeitslohn eine Sonderregelung dar; s. zu den Voraussetzungen im
einzelnen § 38a Anm. 33 ff.
Zufluß bei pauschaler Lohnsteuer: Satz 4 verweist zudem auf § 40 Abs. 3
Satz 2, wonach auch die auf den ArbN abgew�lzte pauschale LSt. als zugeflosse-
ner Arbeitslohn gilt, so daß die pauschale LSt. vom Bruttolohn zu berechnen ist.

Einstweilen frei.

D. Vorrang der Gewinnermittlungsvorschriften
(Abs. 1 Satz 5)

Nach Abs. 1 Satz 5 bleiben die Vorschriften ©ber die Gewinnermittlung durch
Betriebsvermrgensvergleich (§ 4 Abs. 1, § 5) unber©hrt. Dabei h�ngt der Gewinn von
den Vorschriften ©ber Ansatz und Bewertung des Betriebsvermºgens und damit
gem. § 5 Abs. 1 von den handelsrechtlichen GoB – insbes. dem Realisationsprin-
zip – ab (s. § 5 Anm. 220). W�hrend bei �berschußeink©nften maßgebend ist,
wann Einnahmen zugeflossen sind, kommt es beim Betriebsvermºgensvergleich
f©r den Ausweis von Ertr�gen darauf an, wann die zugrunde liegende Leistung
bewirkt und ggf. vom Empf�nger abgenommen ist. Damit wird der Ertrag in
derjenigen Periode ausgewiesen, in welche er wirtschaftlich gehºrt.

Einstweilen frei.

E. ABC der Vereinnahmung

Abgeordnetenbez�ge: Den Abgeordneten fließen ihre Bez©ge auch dann zu,
wenn diese im vorhinein (teilweise) an die Partei abgetreten worden sind (BFH
v. 8.12.1987 – IX R 161/83, BStBl. II 1988, 433) oder wenn sich der Abgeord-
nete verpflichtet hat, einen Teil seiner Bez©ge an parteinahe Fonds (zB sog.
 kofonds, dazu Birk/Wolffgang, D V 1991, 481) zur Verf©gung zu stellen.
Abtretung: s. Anm. 58.
Aktienoptionen: s. Anm. 68.
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Angeh®rige: s. Anm. 37, 42, 51, 57.
Arbeitslohn: s. Anm. 51, 57 f., 68 f., 88 und hier „Erbbaurecht“ und „Netto-
lohnvereinbarung“.
Arbeitszeitkonten: zum Zufluß von Arbeitslohn bei sog. Arbeitszeitkonten s.
BMF v. 5.8.2002, BStBl. I 2002, 767, Tz. 154 ff.; Wellisch/N^th, DStR 2003,
309.
Arzthonorare:
E Privathrztliche Verrechnungsstelle: Eine mit der Einziehung der Honorare eines
Arztes aus seiner Privatpraxis beauftragte privat�rztliche Verrechnungsstelle ist
als sein Einziehungsbevollm�chtigter iSd. § 164 BGB anzusehen. Deshalb gelten
die f©r den Arzt bestimmten Honorare bereits im Zeitpunkt ihres Eingangs bei
der Verrechnungsstelle als dem Arzt zugeflossen.

Nds. FG v. 4.11.1960, EFG 1961, 158 (159); Schmidt/Heinicke XXIII. § 11 Rn. 30
„Arzthonorar“;Wolff-Diepenbrock in L/B/P, § 11 Anh. „Arzthonorar“; OFD Frank-
furt v. 11.10.1994, FR 1995, 34.

E Kassenhrztliche Vereinigung: Erfolgt dagegen der Einzug der Honorare durch die
Kassen�rztliche Vereinigung, liegt ein Zufluß erst mit der �berweisung an den
Arzt vor, denn dem Arzt steht der Verg©tungsanspruch nur gegen©ber der Ver-
einigung zu (BFH v. 20.2.1964 – IV 4/61 U, BStBl. II 1964, 329; OFD Frankfurt
v. 13.10.1989, DStR 1990, 148). Die Kassen�rztliche Vereinigung vereinnahmt
als eine Kºrperschaft des ºffentlichen Rechts von den Krankenkassen aufgrund
eigenen Rechts eine f©r die Leistungen aller Kassen�rzte bestimmte Gesamtver-
g©tung, die sie ihrerseits nach einem bestimmten Schl©ssel auf die �rzte verteilt.
Sie erteilt dem Arzt quartalsm�ßig Abrechnung. Dabei zieht sie die eigenen Ver-
waltungskosten ab und kann weiter einen bestimmten Prozentsatz zugunsten ei-
nes „Honorarsonderfonds“ einbehalten. Den verbleibenden Betrag zahlt die Kas-
sen�rztliche Vereinigung als Honorar an den Arzt aus der „Gesamtverg©tung“,
die sie von den Krankenkassen mit befreiender Wirkung gegen©ber dem Arzt
erhalten hat.
Die Rspr. bejaht f©r Zahlungen der Kassen�rztlichen Vereinigung die Anwen-
dung des Abs. 1 Satz 2.

BFH v. 6.7.1995 – IV R 63/94, BStBl. II 1996, 266; v. 6.7.1995 – IV R 72/94, BFH/
NV 1996, 209: Abschlußzahlung f©r das dritte Quartal wird Anfang Januar ausgezahlt;
v. 24.7.1986 – IV R 309/84, BStBl. II 1987, 16 bzgl. monatlicher Abschlagszahlungen;
Hess. FG v. 18.4.1989, EFG 1989, 446 (447), rkr.; FG Rhld.-Pf. v. 9.10.1989, EFG
1990, 232, rkr.; zust. Trzaskalik in K/S/M, § 11 Rn. B 135 „Kassen�rztliche Vereini-
gung“.

Aufrechnung: s. Anm. 55.
Aufteilung einer dem Stpfl. zugeflossenen Zahlung in Kapitalertrag und nicht
stbare Kapitalr©ckzahlung: s. Anm. 130 „Anrechnung“.
Baukostenzuschuß: zu ºffentlichen Fºrdermitteln nach dem sog. „Dritten Fºr-
derungsweg“ s. Betzwieser, DStR 2004, 617 ff.; s. zu Mietzusch©ssen Anm. 35.
Bedingung: s. Anm. 29.
Beherrschender Gesellschafter: s. Anm. 57, 62.
Betriebliche Altersversorgung: s. Anm. 69.
Bevollmxchtigter: s. Anm. 27 und hier „Arzthonorare“.
Bundesschatzbrief Typ B: Die Ertr�ge fließen dem Stpfl. in dem Zeitpunkt
zu, in dem die Endf�lligkeit erreicht ist oder die Titel an die Bundeswertpapier-
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verwaltung zur©ckgegeben werden (BMF v. 5.11.2002, BStBl. I 2002, 1346,
Tz. 3); s. auch „Damnum“.
Damnum: Bei einem Damnum (Disagio) handelt es sich um den Unterschieds-
betrag zwischen Nenn- und Verf©gungsbetrag einer Schuld. Es ist als Ausgleich
f©r einen niedrigeren Nominalzinssatz und damit als Vorauszahlung eines Teils
der Zinsen anzusehen (BFH v. 20.10.1999 – X R 69/96, BStBl. II 2000, 259
[260]). Beim Darlehensgeber stellt es daher Einnahmen aus Kapitalvermºgen
dar. Auf das Damnum ist die Neuregelung in Abs. 1 Satz 3 nicht anwendbar (s.
zur entsprechenden Regelung in Abs. 2 Satz 3 Anm. 124). Nach stRspr. fließt es,
wenn es nach dem Darlehensvertrag bei Auszahlung einbehalten wird, im Zeit-
punkt der Auszahlung des um das Damnum gek©rzten Darlehensbetrags zu.

BFH v. 7.11.1978 – VIII R 183/75, BStBl. II 1979, 169 (170); v. 6.12.1965 – GrS 2/64
S, BStBl. III 1966, 144, wonach eine Verteilung auf die Laufzeit nur bei entsprechender
vertraglicher Abrede mºglich sein soll.

Dagegen vertritt Rodin (Disagio, Diskont und Damnum im Einkommensteuer-
recht, 1988, 24 f., 111) die Ansicht, daß ein Damnum erst bei R©ckzahlung des
Darlehens dem Gl�ubiger zugeflossen sei. Dem ist nicht zu folgen. Denn der
Darlehensgeber schuldet den Nennbetrag des Darlehens und erh�lt im Wege
der Verrechnung das Damnum zur©ck.
E Schuldverschreibung: Ein Disagio bei Ausgabe einer Schuldverschreibung fließt
erst im Zeitpunkt der R©ckzahlung zu. Der Gl�ubiger kann erst zu diesem Zeit-
punkt ©ber den Unterschiedsbetrag wirtschaftlich verf©gen, da der Unter-
schiedsbetrag erst in diesem Zeitpunkt ausgezahlt, verrechnet oder einem Konto
gutgeschrieben wird. Die unterschiedliche Behandlung von Darlehen und
Schuldverschreibung ist gerechtfertigt, weil die Gew�hrung eines Darlehens auf
einem Darlehensvertrag, der Erwerb einer Schuldverschreibung dagegen auf ei-
nem Kaufvertrag beruht. Der Erwerber bezahlt nur, was er schuldet, n�mlich
den Kaufpreis, also den um das Disagio geminderten R©ckzahlungsbetrag.

BFH v. 13.10.1987 – VIII R 156/84, BStBl. II 1988, 252 (256 f.); s. dazu die Anm. von
Schmidt, FR 1988, 129; Scholtz, FR 1988, 113; Dhllerer, BB 1988, 883.

Die genannten Grunds�tze zur Schuldverschreibung sind auch beim Zufluß von
Abgeldern in Zusammenhang mit Sparbriefen (vgl. BMF v. 3.7.1986, BB 1986,
1347), Sparschuldverschreibungen, Diskontpapieren, Zero Coupon Bonds (Scholtz, FR
1988, 113 [116] mwN in Fn. 17) und seit BMF v. 20.12.1988 (BStBl. I 1988, 540
[543]) auch beim Bundesschatzbrief Typ B anzuwenden. Der Ertrag ist grds. erst im
Jahr der Einlºsung zu versteuern (BFH v. 13.10.1987 – VIII R 156/84, BStBl. II
1988, 252). Zu beachten ist jedoch, daß ein Zufluß des Abgeldes nicht nur im
Fall und im Zeitpunkt der Einlºsung (R©ckgabe) erfolgt, sondern im Falle der
vorzeitigen Ver�ußerung auch zum Zeitpunkt dieser Ver�ußerung, denn auch
dann erlangt der Gl�ubiger wirtschaftliche Verf©gungsmacht ©ber dieses Abgeld
(s. auch BMF v. 24.11.1986, BStBl. I 1986, 539; s. auch Dhllerer, BB 1988, 883;
Krawitz, FR 1990, 561).
Dividenden: s. Anm. 62.
Durchlaufende Posten: s. Anm. 7.
Erbbaurecht:
E ArbN: Bestellt ein ArbG seinem ArbN ein Erbbaurecht zu einem unange-
messen niedrigen Erbbauzins, so sollen die Vorteile, die sich aus dem unentgelt-
lichen Teil der Erbbaurechtsbestellung f©r den ArbN ergeben, diesem im Jahr
der Bestellung des Erbbaurechts zufließen.
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BFH v. 10.6.1983 – VI R 15/80, BStBl. II 1983, 642 – nur Leitsatz verºffentlicht; FG
Ba.-W©rtt. v. 5.11.1981, EFG 1982, 299 (300), rkr.

Diese Entscheidung ist uE nicht vereinbar mit der von anderen Senaten des
BFH vertretenen Ansicht, daß ein Erbbaurechtsvertrag wirtschaftlich einem
Mietvertrag gleichstehe.

BFH v. 19.3.2002 – VIII R 57/99, BStBl. II 2002, 137; v. 20.11.1980 – IV R 126/78,
BStBl. II 1981, 398; v. 20.1.1983 – IV R 158/80, BStBl. II 1983, 413.

Bei Abschluß eines Mietvertrags zwischen ArbG und ArbN mit unangemessen
niedriger Miete fließt nach dieser Rspr. dem ArbN der Vorteil nicht einmalig in
Form eines (teilweise) unentgeltlichen Nutzungsrechts zu, sondern laufend
durch die teilweise unentgeltliche Gebrauchs©berlassung. Das muß auch f©r das
Erbbaurecht gelten (glA FG Ba.-W©rtt. v. 8.11.1979, EFG 1980, 125 [126], auf-
gehoben durch BFH v. 10.6.1983 – VI R 15/80, BStBl. II 1983, 642). Mit einer
unterschiedlichen Beurteilung des Erbbaurechts als dingliches Recht und des
Mietrechts als eines obligatorischen Rechts l�ßt sich das BFH-Urt. nicht recht-
fertigen (zu der Kontroverse s. Giloy, BB 1984, 2181 ff.; Niermann, DB 1985,
256 f., und FR 1985, 293 f.; Reinhart, FR 1985, 153 f.).
E Erschließungskosten: In den F�llen, in denen der Erbbauberechtigte aufgrund
der Vereinbarung mit dem Grundst©ckseigent©mer die Erschließungskosten an
die Gemeinde zahlt, erzielt der Eigent©mer auch insoweit Eink©nfte aus VuV
(BFH v. 20.11.1980 – IV R 120/78, BStBl. II 1981, 398; v. 17.4.1985 – I R 132/
81, BStBl. II 1985, 617). Der Zufluß erfolgt erst in dem Zeitpunkt, in dem der
Eigent©mer das Grundst©ck zur©ckerh�lt. Erst in diesem Moment erh�lt er die
wirtschaftliche Verf©gungsmacht ©ber den durch die �bernahme der Erschlie-
ßungskosten herbeigef©hrten Wertzuwachs (BFH v. 21.11.1989 – IX R 170/85,
BStBl. II 1990, 310 [311]; dazu Anm. DStR 1990, 113). Damit erfolgt der Zufluß
im allgemeinen erst mit Beendigung des Erbbaurechtsverh�ltnisses.
Erbe: Einnahmen sind dem Erben von Anfang an (ex tunc) zuzurechnen und
damit als nach § 11 zugeflossen anzusehen, auch wenn sich erst sp�ter, zB nach
einem Rechtsstreit, die Erbenstellung herausstellt (FG Ba.-W©rtt. v. 17.3.1983,
EFG 1983, 561, rkr.); s. zur Rechtsnachfolge auch Anm. 25.
Erlaß: s. Anm. 30, 57.
Freianteile: Werden Freianteile aus einer Kapitalerhºhung aus Gesellschafts-
mitteln nicht an die Gesellschafter ausgegeben, so liegt kein Zufluß vor (BFH v.
21.7.1976 – I R 147/74, BStBl. II 1977, 46).
Gebxude auf fremdem Grundst�ck: s. „Heimfall“.
Gema: Zufluß der Verg©tungen bei beschr. stpfl. K©nstlern mit Auszahlung
(§ 50a Abs. 6, § 73f EStDV). Vgl. BFH v. 27.6.1963 – IV 111/59 U, BStBl. II
1963, 534.
Genossenschaft: zum Zufluß von Gewinnanteilen vgl. Anm. 61 ff.
Gesamthandsgemeinschaft: s. Anm. 24, 61.
Gesellschafter: zum Zufließen von Gewinnanteilen s. Anm. 61 ff.
Grundst�ck: s. „Nutzungsrecht“ und „Sachleistungen“.
Gutschrift: s. Anm. 45, 50 ff.
Heimfall: Werterhºhende Aufwendungen des P�chters oder Mieters eines
Grundst©cks fließen dem Verp�chter oder Vermieter in dem Zeitpunkt zu, in
dem er ©ber die hinzugef©gten Gegenst�nde (Geb�ude oder Einbauten) frei ver-
f©gen kann. Das ist regelm�ßig der Zeitpunkt, in dem mit Beendigung des
Pacht- oder Mietverh�ltnisses das Nutzungsrecht des P�chters/Mieters erlo-
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schen ist und der Vermieter/Verp�chter den Pacht- oder Mietgegenstand zu-
r©ckerh�lt (BFH v. 21.11.1989 – IX R 170/85, BStBl. II 1990, 310 [311]). An-
ders ist es, wenn dem Grundst©ckseigent©mer von vornherein Verf©gungsmºg-
lichkeiten hinsichtlich des Geb�udes zustehen oder wenn er mit dem Mieter
vereinbart, daß die Aufbaukosten eine Art Mietvorauszahlung bilden sollen. In
diesem Fall kºnnen die vom Mieter aufgewendeten Aufbaukosten dem Grund-
st©ckseigent©mer zu einem entsprechenden Teil als Mieteinnahmen der folgen-
den Jahre zugerechnet werden (BFH v. 31.7.1964 – VI 221/62, HFR 1965, 204
[205]; RFH v. 9.10.1929, RStBl. 1929, 617; v. 7.4.1930, RStBl. 1930, 378).
Hinterlegung: Soweit es sich nur um eine Hinterlegung zu Sicherungszwecken
(§§ 232 ff. BGB oder §§ 108 ff. ZPO) handelt, liegt keine Vermºgensmehrung
beim Gl�ubiger vor, so daß von daher schon ein Zufluß ausscheidet. Liegt in
der Hinterlegung ein Erf©llungssurrogat gem. § 372 BGB, ist zu differenzieren:
Eine Hinterlegung wegen Annahmeverzugs des Gl�ubigers gem. § 372 Satz 1
BGB f©hrt zum Zufluß, da der Gl�ubiger von diesem Zeitpunkt an wirtschaft-
lich ©ber den hinterlegten Gegenstand verf©gen kann. Wird dagegen hinterlegt,
weil ©ber die Person des Gl�ubigers Ungewißheit besteht (§ 372 Satz 2 BGB),
so ist ein Zufluß erst ab dem Zeitpunkt zu bejahen, ab dem die Ungewißheit be-
seitigt ist, denn erst dann kann der neue Gl�ubiger Herausgabe verlangen. Beim
alten Gl�ubiger ist Zufluß erst anzunehmen, wenn an den neuen Gl�ubiger
©bergeben wurde (FG M©nchen v. 16.3.2004, EFG 2004, 1295 f., Rev., Az.
BFH: XI R 29/04).
Honorarsonderfonds: s. „Arzthonorare“.
Hypothek: vgl. „Sicherheiten“.
Irrlxufer: Der Zufluß beim Gl�ubiger erfolgt erst mit Gutschrift auf dessen
Konto (s. Anm. 45); zum Abfluß beim Schuldner s. Anm. 130 „Irrl�ufer“.
Kapitalertragsteuer: s. Anm. 7, 62.
Kassenxrztliche Vereinigung: s. „Arzthonorare“.
Kinderfreibetrag: zum Zufluß eigener Eink©nfte und Bez©ge des Kindes s.
Anm. 7.
Kreditkarte: s. Anm. 45.
Mietkaution: Gem. § 551 Abs. 3 BGB ist die vom Mieter zu leistende Mietkau-
tion vom Vermieter auf einem Sparbuch mit gesetzlicher K©ndigungsfrist anzu-
legen. Die Zinsen stehen dem Mieter zu und erhºhen die Sicherheit. Sie fließen
dem Mieter allj�hrlich mit der Gutschrift auf dem Kautionskonto zu (so auch
BMF v. 26.10.1992, BStBl. I 1992, 693 [695]; Welzel, DStZ 1986, 437 f., und
DStZ 1987, 436). Allerdings ist Inhaber der Sparbuchforderung der Vermieter.
Er hat diese Forderung aber treuh�nderisch f©r den Mieter zu verwalten (Pa-
landt/Weidenkaff, BGB, 64. Aufl. 2005, § 551 Rn. 12b). Deshalb ist der Mieter
wirtschaftlicher Eigent©mer dieser Forderung gem. § 39 Abs. 2 Nr. 1 Satz 1 AO.
Mietvorauszahlungen: s. Anm. 7 „Billigkeitsregelungen“, 35 und hier „Heim-
fall“.
Nachtrxgliche Einnahmen: F©r nach der Betriebsver�ußerung oder -aufgabe
entstehende Betriebseinnahmen gilt § 11. Zum Wahlrecht zwischen Sofort- und
Zuflußbesteuerung bei Ver�ußerungsgewinnen nach § 16 und § 17 s. R 139
Abs. 11 und R 140 Abs. 7 Satz 2 EStR und BMF v. 3.8.2004, BStBl. I 2004,
1187.
Nachzahlungen: s. Anm. 35, 80.
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Nettolohnvereinbarung besagt, daß dem ArbN ein bestimmter Betrag ausge-
zahlt wird und der ArbG alle Lohnabzugsbetr�ge f©r den ArbN ©bernimmt und
abf©hrt. Dem ArbN fließt die vom ArbG ©bernommene LSt. im Abf©hrungs-
zeitpunkt zu, selbst wenn die einbehaltene LSt. hºher ist als die sp�ter festge-
setzte ESt. und der ArbN den Erstattungsanspruch bereits im Rahmen der Net-
tolohnvereinbarung abgetreten hat (BFH v. 16.8.1979 – VI R 13/77, BStBl. II
1979, 771; Nissen, DStZ 1980, 55). Die unwiderrufliche Abtretung von LSt-
und EStErstattungsanspr©chen vom ArbN an den ArbG kann zu negativen
Einnahmen (bzw. WK, s. Anm. 29) im Jahr der Abtretung f©hren.

Vgl. FG Hamb. v. 3.9.1986, EFG 1987, 122, aufgehoben durch BFH v. 22.6.1990 – VI
R 162/86, BFH/NV 1991, 156; Svensson, DStZ 1985, 167, und Katterbe, DStZ
1984, 431; aA BFH v. 22.6.1990 – VI R 162/86, aaO: EStErstattungsanspr©che, die
sich aus noch durchzuf©hrenden Veranlagungen ergeben, sind erst bei diesen Veranla-
gungen als negative Einnahmen zu ber©cksichtigen; s. FG D©ss. v. 12.8.1998, EFG
1998, 1678 f., rkr., zur Abtretung von Anspr©chen auf Beitragsr©ckerstattung von Ar-
beitnehmeranteilen zur gesetzlichen Rentenversicherung.

Nießbrauch: s. „Nutzungsrecht“.
Novation: s. Anm. 51, 56.
Nutzungsrecht: Die Einr�umung einer rechtlichen oder wirtschaftlichen Nut-
zungsmºglichkeit bildet f©r sich allein zwar einen geldwerten Vorteil. Als zuge-
flossen sind aber nur die aufgrund der Berechtigung tats�chlich gezogenen Nut-
zungen anzusehen (RFH v. 18.12.1929, RStBl. 1930, 302). Bei �berlassung einer
Wohnung fließt der geldwerte Vorteil jeweils monatlich in Hºhe der ersparten
Miete zu (BFH v. 22.1.1988 – VI R 135/84, BStBl. II 1988, 525 [528]; dazu Sun-
der-Plassmann, StuW 1989, 79), bei Gew�hrung eines Nießbrauchsrechts fortlau-
fend in Hºhe des jeweiligen Nutzungswerts der Wohnung (BFH v. 26.5.1993 –
VI R 118/92, BStBl. II 1993, 686). Die bloße Nutzungsmºglichkeit kann ausrei-
chen (BFH v. 16.12.1992 – I R 32/92, BStBl. II 1993, 399 [402]).
Optionsrecht: Grds. f©hrt die Einr�umung eines Optionsrechts nicht zu einem
Zufluß, da lediglich ein in der Zukunft liegender wirtschaftlich g©nstiger Um-
stand rechtlich zugesichert wird, wobei noch ungewiß ist, ob es zu einer �nde-
rung der Rechtszust�ndigkeit kommt (BFH v. 10.3.1972 – VI R 278/68,
BStBl. II 1972, 596). Es wird lediglich eine Gewinnchance einger�umt. Der Zu-
fluß erfolgt erst zum Zeitpunkt der Rechtsaus©bung; s. aber differenzierend zu
Mitarbeiter-Aktienoptionen Anm. 68.
Pfxndung/Pfandrecht: Die Bestellung eines Pfandrechts bewirkt noch keinen
Zufluß (vgl. BFH v. 30.1.1975 – IV R 190/71, BStBl. II 1975, 776 [777]), da die
Forderung lediglich gesichert wird. Der Zufluß erfolgt beim Pf�ndungsschuld-
ner erst im Zeitpunkt der Forderungseinziehung bzw. bei Zahlung durch den
Drittschuldner an den Pf�ndungsgl�ubiger (RFH v. 17.6.1931, RStBl. 1931,
632); denn wirtschaftlich betrachtet liegt eine Zahlung des Drittschuldners an
den Pf�ndungsschuldner und von diesem eine Zahlung an den Pf�ndungsgl�ubi-
ger vor. Deshalb ist auch gleichzeitig ein Zufluß beim Pf�ndungsgl�ubiger aus
dem Leistungsverh�ltnis des Pf�ndungsschuldners zu diesem und ein entspre-
chender Abfluß beim Pf�ndungsschuldner gegeben.
Rechtsnachfolge: s. Anm. 25.
Sachleistungen sind geldwerte Vorteile (§ 8 Abs. 1 und 2). Ihr Zuflußzeitpunkt
richtet sich nach den allg. Regeln. Es kommt auf den �bergang der wirtschaft-
lichen Verf©gungsmacht an (s. Anm. 33 ff.), dh., wann nach dem Kaufvertrag
Besitz, Gefahr, Nutzungen und Lasten auf den Erwerber ©bergehen.
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BFH v. 2.10.1987 – VI R 65/84, BFH/NV 1988, 86; v. 10.11.1989 – VI R 155/85,
BFH/NV 1990, 290. Der Wert eines Grundst©cks fließt danach nicht mit dem forma-
len Akt der Auflassung oder Eintragung in das Grundbuch zu, sondern in dem Augen-
blick, in dem die Tragung von Nutzungen und Lasten auf den Stpfl. ©bergeht, RFH v.
5.2.1936, StuW Nr. 194; BFH v. 23.3.1994 – VIII B 50/93, BFH/NV 1994, 786 (788);
v. 10.11.1989 – VI R 155/85, BFH/NV 1990, 290 (291).

Bei einer durch betriebsinterne Verlosung vermittelten Gewinnchance liegt Zu-
fluß erst bei Erbringung der Sachleistung, nicht schon bei Einr�umung der
Chance vor (BFH v. 25.11.1993 – VI R 45/93, BStBl. II 1994, 254 [256]). Zum
Zufluß einer stillen Beteiligung als Sachbezug s. Anm. 68, zum Vielfliegerbonus
s.Mutter, MDR 1993, 614 (615).
Scheck: s. Anm. 45.
Scheinrenditen: s. Anm. 53.
Schuld�bernahme: s. Anm. 59.
Sicherheiten: Bestellung von Sicherheiten f©r eine Forderung des Stpfl., zB
durch Sicherungs©bereignung oder Hypothek, bewirkt beim Stpfl. noch keinen
Zufluß der Forderung (vgl. „Pfandrecht“).
Sparbrief: s. „Damnum“.
Sperrkonto: s. Anm. 37.
Stille Gesellschaft: s. Anm. 64.
Stock Options: s. Anm. 68.
Stornoreservekonto: zum Zufluß einer Gutschrift auf ein solches Konto s.
Anm. 37.
Stundung: zur Abgrenzung zwischen einer sog. modifizierten Stundung und ei-
ner Schuldumwandlung (Novation) s. Anm. 51.
Treuhandkonto: s. Anm. 27.
�berweisung: s. Anm. 45.
Umsatzsteuer: Bei der Gewinnermittlung gem. § 4 Abs. 3 stellt die verein-
nahmte USt. eine Einnahme dar (zur Behandlung der USt. bei der �berschuß-
rechnung s. Ritzrow, BBK F. 8, 229); § 11 Abs. 1 Satz 1 ist anzuwenden (BFH v.
19.2.1975 – I R 154/73, BStBl. II 1975, 441). Es handelt sich nicht um einen
durchlaufenden Posten. Eine Erstattung ©berschießender Vorsteuerbetr�ge
fließt im Zeitpunkt der Zahlung durch das FA zu (vgl. H 86 EStH 2003).
Eine Vorsteuererstattung in großer Summe f©r mehrere Jahre erf©llt grds. nicht
die Voraussetzungen f©r einen Billigkeitserlaß nach § 227 AO, es sei denn, das
FA hat die Auszahlung der Betr�ge schuldhaft verzºgert (FG Kºln v. 7.10.1992,
EFG 1993, 360 f., rkr.). Zur Behandlung ustl. Vorg�nge im Rahmen der Ein-
k©nfte aus VuV s. B. Meyer, DStZ 1985, 195, zur estl. Behandlung irrt©mlich er-
statteter Vorsteuerbetr�ge s. BFH v. 4.6.1991 – IX R 12/89, BStBl. II 1991, 759.
Verdeckte Gewinnaussch�ttung: s. Anm. 38, 62.
Versicherung: zu Versicherungen, die ein ArbG zugunsten des ArbN ab-
schließt, s. Anm. 69.
Verzicht: s. Anm. 57.
Vorauszahlungen: s. Anm. 35.
Vorsteuer: s. „Umsatzsteuer“.
Wandelschuldverschreibungen sind handelbare und bºrsenf�hige Wertpa-
piere, die das Recht auf den Umtausch in Aktien enthalten. Die Frage, in wel-
chem Zeitpunkt der Zufluß eines geldwerten Vorteils aus einem Aktienerwerb
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im Zusammenhang mit einer Wandelschuldverschreibung eintritt, ist hºchstrich-
terlich noch nicht endg©ltig gekl�rt (vgl. BFH v. 5.10.2004 – VI S 6/04, BFH/
NV 2005, 13). Der RFH nahm Zufluß zum Zeitpunkt der Ausgabe an, da es bei
Aus©bung des Wandlungsrechts an einem gesonderten Erwerbsvorgang fehlt
(RFH v. 24.8.1944, RFHE 54, 128 [129]).
Gew�hrt ein ArbG seinen ArbN Wandelschuldverschreibungen, ist nach zutref-
fender Ansicht Zufluß erst mit Aus©bung des Wandlungsrechts gegeben. Es gel-
ten die gleichen Grunds�tze wie bei Mitarbeiter-Aktienoptionen (s. dazu
Anm. 68).

Bauer/Gemmeke, StB 2003, 83 (90 f.); Valentin, EFG 2001, 969 f.; FG M©nchen v.
24.6.1999, EFG 2000, 494, Rev., Az. BFH: VI R 124/99; aA FG D©ss. v. 11.4.2001,
EFG 2001, 968 (969): Zufluß bereits bei Ausgabe der Wandelschuldverschreibung; zu
Wandeldarlehen s. FG M©nchen v. 11.12.2002, EFG 2003, 616 (619), Rev., Az. BFH: VI
R 18/03; v. 11.12.2002, EFG 2003, 619 ff., Rev., Az. BFH: VI R 10/03; FG Kºln v.
11.5.2004, EFG 2004, 1760 (1761 f.), Rev., Az. BFH: VI R 41/04: Zufluß erst bei Aus-
©bung.

Wechsel: s. Anm. 45.
Wechsel der Gewinnermittlungsart: Beim Wechsel der Gewinnermittlung zur
Einnahmen-�berschußrechnung (§ 4 Abs. 3) und damit zum Zu- und Abfluß-
prinzip muß ein �bergangsgewinn ermittelt werden. Es m©ssen auf der Grund-
lage eines Bestandsvergleichs aktivierte Forderungen durch entsprechende Ge-
winnabschl�ge und passive RAP durch entsprechende Gewinnzuschl�ge
korrigiert werden, damit Betriebsvorg�nge sp�ter nicht doppelt erfaßt werden
(BFH v. 16.2.1989 – IV R 64/87, BStBl. II 1989, 708).
Wohnrecht: vgl. „Nutzungsrecht“.
Zero Bond Coupons: s. „Damnum“.
Zinsen fließen dem Gl�ubiger nach allg. Grunds�tzen mit Zahlung oder Gut-
schrift zu. Sparbuchzinsen fließen mit Ablauf des Kj. zu, f©r das sie gutgeschrie-
ben werden. Unbeachtlich ist, ob die Gutschrift bereits vor dem Jahresende oder
erst am 1. Werktag des Folgejahres erfolgt (BFH v. 3.6.1975 – VIII R 47/70,
BStBl. II 1975, 696).
Hinsichtlich der Zinsen aus abgezinsten Sparbriefen, Bundesschatzbriefen Typ
B und Zerobonds s. „Damnum“; zur Novation s. Anm. 51, 56.
Ob eine Geldleistung eine Darlehensr©ckgew�hrung oder eine Zinszahlung ist,
bestimmt grds. der Schuldner aufgrund seines Leistungsbestimmungsrechts
gem. § 366 BGB (BFH v. 10.6.1975 – VIII R 71/71, BFHE 116, 333).
Zukunftssicherungsleistungen: s. Anm. 69.

Erlxuterungen zu Abs. 2:
Abflußprinzip

A. Absetzung von Ausgaben (Abzug, Abs. 2 Satz 1)

I. Begriff der Ausgaben (Abs. 2 Satz 1)

Der Begriff der „Ausgaben“ ist im EStG im Gegensatz zu dem Begriff der
„Einnahmen“ in § 8 Abs. 1 nicht definiert. Zur Bestimmung des Ausgabenbe-
griffs kann aber der Einnahmenbegriff entsprechend herangezogen werden (Of-
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ferhaus, BB 1979, 670). Ausgaben sind danach alle G©ter, die in Geld oder Gel-
deswert bestehen und bei dem Stpfl. abfließen.
Ausgaben iSd. Abs. 2 sind Betriebsausgaben bei der Gewinnermittlung gem.
§ 4 Abs. 3, Werbungskosten (§ 9), SA (§§ 10, 10b) und agB gem. §§ 33, 33a
(BFH v. 30.7.1982 – VI R 67/79, BStBl. II 1982, 744). Auch bei den sog. negati-
ven Einnahmen handelt es sich um Ausgaben iSd. Abs. 2 (s. Anm. 28).
Abfluß als Merkmal des Ausgabenbegriffs: Abs. 2 Satz 1 enth�lt als Tatbe-
standsmerkmal das Leisten von Ausgaben und als Rechtsfolge deren perioden-
m�ßige Zuordnung („sind ... abzusetzen“). Streng wortlautgerecht ist also der
Abfluß nicht Tatbestandsmerkmal des Ausgabenbegriffs, sondern nur Tatbe-
standsmerkmal der in Abs. 2 Satz 1 vorgenommenen Periodenabgrenzung.
Wenn aber § 8 Abs. 1 f©r den Einnahmenbegriff den Zufluß voraussetzt und da-
mit zum Ausdruck bringt, daß nur die Ist-Leistungsf�higkeit besteuert werden
soll (s. § 8 Anm. 35), so muß dies umgekehrt auch f©r den gesetzlich nicht defi-
nierten Ausgabenbegriff gelten.

II. „Absetzung“ der Ausgaben
(„sind f�r das Kalenderjahr abzusetzen“)

1. Abzug im Abflußjahr
Die Absetzung der Ausgaben als Rechtsfolge des Abs. 2 Satz 1 dient der peri-
odengerechten Abgrenzung von Ausgaben. Ausgaben werden außer bei den ge-
setzlich vorgesehenen Ausnahmen nur dem Kj. zugeordnet, in dem sie abgeflos-
sen sind (BFH v. 29.6.1982 – VIII R 6/79, BStBl. II 1982, 755).
Ausnahmen vom Abflußprinzip gelten f©r Aufwendungen, die auf die Nut-
zungsdauer eines WG zu verteilen sind (§ 9 Abs. 1 Nr. 7 iVm. §§ 7, 7b), f©r re-
gelm�ßig wiederkehrende Ausgaben (Abs. 2 Satz 2) sowie bei Entgelten f©r Nut-
zungs©berlassungen (Abs. 2 Satz 3). Außerdem gilt das Abflußprinzip nicht bei
Vorliegen eines Gestaltungsmißbrauchs (s. Anm. 10).

2. Abzugsverbote
Trotz des Abfließens geldwerter G©ter bei einem Stpfl. kºnnen Ausgaben nicht
abgesetzt werden, soweit Abzugsverbote oder Abzugsbegrenzungen bestehen.
Abzugsverbote finden sich zB in § 3c, § 4 Abs. 5 und 6, § 50 Abs. 1 Satz 1 EStG,
§ 10 KStG, § 160 AO.

Einstweilen frei.

B. Abfluß von Ausgaben beim Steuerpflichtigen
(Abs. 2 Satz 1)

I. Allgemeines zum Ausgabenabfluß

Schrifttum: Trzaskalik, Zuflußprinzip und perioden©bergreifende Sinnzusammenh�nge,
StuW 1985, 222; Hirsch, Das Abflußprinzip als Konkretisierungsstufe des Leistungsf�-
higkeitsprinzips beim Ansatz von Werbungskosten, 1987; Paus, Werbungskostenabzug bei
Vermºgenslosigkeit des Miteigent©mers, INF 2002, 235.

Abs. 2 Satz 1 spricht nicht von „abfließen“, sondern von „leisten“. Zufluß iSd.
Abs. 1 und Leisten iSd. Abs. 2 sind aber korrespondierende Begriffe, so daß
nach allg. Meinung „geleistet“ wie „abgeflossen“ gelesen werden muß.
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BFH v. 8.10.1985 – VIII R 284/83, BStBl. II 1986, 481 (483); Wolff-Diepenbrock in
L/B/P, § 11 Rn. 7; Shhn, StuW 1991, 275.

Deshalb gelten f©r den Abfluß von Ausgaben grds. die gleichen Regeln wie f©r
den Zufluß von Einnahmen (s. Trzaskalik in K/S/M, § 11 Rn. C 1).
Der Abfluß ist als tats�chlicher Vorgang zu verstehen, der zum Verlust der wirt-
schaftlichen Verf©gungsmacht f©hrt. Maßgebend ist die Leistungshandlung,
nicht der Erfolg (Anm. 117). Das bedeutet, daß es nicht darauf ankommt, f©r
welchen Zeitraum Zahlungen, Gutschriften usw. geleistet werden.
Entstehende H�rten beim Abfluß werden durch § 10d ausgeglichen. Mit der
Feststellung des Abfließens von G©tern ist gleichzeitig entschieden, daß eine
Ausgabe vorliegt, wann, dh. in welchem Kj. sie zu erfassen ist (©ber abweichen-
des Wj. s. Anm. 3 „Maßgeblicher Zeitraum“) und wem sie zuzurechnen ist. Der
Zeitpunkt des Abfließens unterliegt also weitgehend der freien Disposition des
Stpfl., w�hrend das Zufließen von Einnahmen idR von einem Dritten (Schuld-
ner) abh�ngt (s. Anm. 3). Deshalb hat der Stpfl. h�ufig die Mºglichkeit, zu be-
stimmen, wann eine Ausgabe stl. wirksam werden soll, zB durch Vorauszahlun-
gen oder durch Verzºgerung der Zahlung (s. zum Gestaltungsmißbrauch
Anm. 10).

Einstweilen frei.

II. Abfluß beim Steuerpflichtigen

1. Der Steuerpflichtige als Steuersubjekt
Anders als Abs. 1 Satz 1 erw�hnt Abs. 2 Satz 1 den Stpfl. nicht. Da die Vorschrift
nur die zeitliche Zuordnung regelt, nicht dagegen die persºnliche Zurechnung (s.
zu diesen Begriffen § 2 Anm. 113), kommt dem keine Bedeutung zu.

2. Zusammenhang zwischen Abfluß und Zufluß beim Glxubiger
Begibt sich ein Stpfl. der wirtschaftlichen Verf©gungsmacht ©ber ein WG (und
fließt es demgem�ß bei ihm ab), so ist damit idR ein Zufluß bei einem anderen
Stpfl. verbunden. Zeitlich kºnnen aber Abfluß beim Schuldner und Zufluß beim
Gl�ubiger auseinander fallen, was beim bargeldlosen Zahlungsverkehr regelm�-
ßig der Fall ist (s. BlYmich/Glenk, § 11 Rn. 14), da es beim Zufluß auf den Lei-
stungserfolg (Anm. 33), beim Abfluß auf die Leistungshandlung ankommt
(Anm. 117). Auch bei Leistungen an Dritte (s. Anm. 27) kann es zu einer Inkon-
gruenz zwischen Abfluß und Zufluß kommen (insbes. bei Zukunftssicherungs-
leistungen, s. Anm. 69).

3. Abfluß bei mehreren Steuerpflichtigen
Sind mehrere Stpfl. an Eink©nften beteiligt (Gemeinschaft nach Bruchteilen
oder zur gesamten Hand), sind die Ausgaben in dem Kj. zu erfassen, in dem sie
durch die Gemeinschaft geleistet worden sind (BFH v. 19.8.1986 – IX S 5/83,
BStBl. II 1987, 212; v. 7.10.1986 – IX R 167/83, BStBl. II 1987, 322). Erfolgt
die Begleichung von Gesellschaftsschulden durch einen Gesellschafter aus des-
sen privatem Vermºgen, so steht dies einem Abfluß nicht entgegen, da durch
diese Zahlung die Gesellschaftsschuld getilgt wird und dieser Vorgang jedem
Gesellschafter nach Maßgabe des Gesellschaftsvertrags zuzurechnen ist.

§ 11 Anm. 105–110 Vereinnahmung und Verausgabung
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Vgl. BFH v. 27.6.1978 – VIII R 168/73, BStBl. II 1978, 674 f.; s. auch FG Ba.-W©rtt. v.
10.12.1981, EFG 1982, 464, rkr.; Trzaskalik in K/S/M, § 11 Rn. C 19; Paus, INF
2002, 235 (237).

4. Abfluß bei Rechtsnachfolge
Hat der Erblasser Zahlungen erhalten, die der Erbe zur©ckerstatten muß, weil
der Erblasser zB einen bestimmten Zeitpunkt nicht mehr erlebt oder eine ge-
schuldete Leistung nicht mehr erbracht hat, so liegen beim Erblasser Zufluß
und beim Erben Abfluß vor; s. zum Zufluß bei Rechtsnachfolge Anm. 25; zur
Spende in Erf©llung eines Verm�chtnisses s. Anm. 130 „Spende“.

Einstweilen frei.

III. Abfluß von Ausgaben

1. Objektive Entreicherung (Verm®gensminderung)

a) Allgemeines
Wie der Zufluß nur bei objektiver Bereicherung angenommen werden kann (s.
Anm. 26 ff.), setzt der Abfluß eine objektive Entreicherung voraus. Eine solche
liegt vor, wenn beim Stpfl. durch die Leistungshandlung (Abfluß) eine Vermº-
gensminderung eintritt (dazu Shhn/Mellinghoff, StuW 1991, 275). Dies ist
auch der Fall, wenn ihm vor der Leistungshandlung die Mittel geschenkt wurden
oder wenn er sie aus einem Darlehen finanziert (BFH v. 10.12.1971 – VI R 209/
69, BStBl. II 1972, 250; v. 10.6.1988 – III R 248/83, BStBl. II 1988, 814 [816]).

b) Leistung durch Dritte und an Dritte
Leistung durch Dritte: Grds. kann jeder Stpfl. nur eigene Aufwendungen ge-
winn- oder ©berschußmindernd ber©cksichtigen. Aufwendungen eines Dritten,
die durch die Eink©nfteerzielung des Stpfl. veranlaßt sind, kann dieser nur dann
geltend machen, wenn sie ihm als eigene zugerechnet werden kºnnen (FG
Rhld.-Pf. v. 6.5.2004 – 4 K 2754/00, nv.). So kºnnen beispielsweise Aufwendun-
gen des Ehemanns f©r den von der Ehefrau betrieblich genutzten Teil des ge-
meinsamen Geb�udes von dieser nicht als Betriebsausgaben ber©cksichtigt wer-
den (BFH v. 20.9.1990 – IV R 300/84, BStBl. II 1991, 82). Gleiches gilt f©r ein
Arbeitszimmer der Ehefrau in der Wohnung des Ehemanns.

BFH v. 23.8.1999 – GrS 2/97, BStBl. II 1999, 782 (784 f.); s. zur Problematik des Dritt-
aufwands auch § 2 Anm. 139, § 9 Anm. 43, § 18 Anm. 36; Schnorr, StuW 2003, 222;
�berblick ©ber die Rspr. Ritzrow, StW 2003, 222.

Etwas anderes gilt dann, wenn ein Dritter dem Stpfl. einen Geldbetrag zukom-
men lassen will und zur Abkcrzung des Zahlungsweges Verbindlichkeiten des Stpfl.
begleicht, die diesem aus Aufwand verursachenden Vorg�ngen entstanden sind
(BFH v. 13.3.1996 – VI R 103/95, BStBl. II 1996, 375; v. 3.4.1987 – VI R 91/
85, BStBl. II 1987, 623; Diemer, BB 1992, 36 [39 f.]). Ein Abfluß beim Stpfl.
liegt auch dann vor, wenn der Dritte als Treuhhnder oder Vertreter f©r den Stpfl.
handelt und aus dessen Mitteln bezahlt. Zahlt jedoch der Dritte aus eigenen Mit-
teln und ohne gegen©ber dem Stpfl. verpflichtet zu sein, so liegt grds. kein Ab-
fluß beim Stpfl. vor.

BFH v. 19.4.1989 – X R 2/84, BStBl. II 1989, 683, hinsichtlich der vom Vater f©r den
Sohn geleisteten Versicherungsbeitr�ge als Sonderausgaben; krit. hierzu Wolff-Die-
penbrock in L/B/P, § 11 Rn. 241, 347.
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Leistungen an Dritte begr©nden keinen Abfluß, wenn das WG noch im
Machtbereich des gesetzlichen oder gewillk©rten Vertreters des Verf©genden ist
(BFH v. 6.5.1976 – IV R 79/73, BStBl. II 1976, 560; FG Ba.-W©rtt. v.
17.3.1983, EFG 1983, 561, rkr.).
Zahlungen auf ein Treuhandkonto f©hren nicht zu einem Abfluß der Aufwen-
dungen beim Treugeber (BFH v. 1.12.1987 – IX R 104/83, BFH/NV 1989, 99;
aA Nds. FG v. 1.3.1984, EFG 1984, 393, rkr.), denn der Treuh�nder bleibt im
Innenverh�ltnis an Weisungen des Treugebers gebunden. Wirtschaftlich betrach-
tet kann der Treugeber noch ©ber den Geldbetrag verf©gen. Ist der Gl�ubiger
Treugeber, fließt die Zahlung des Stpfl. auf das Treuhandkonto (zB Notarander-
konto) grds. erst im Zeitpunkt der Auszahlungsreife ab (Nds. FG v. 6.8.1997,
EFG 1997, 1432, rkr.); s. zum Zufluß Anm. 27.

c) Fehlende Dauerhaftigkeit der Verm®gensminderung
Ebenso wie der Zufluß keine Dauerhaftigkeit der Vermºgensmehrung voraus-
setzt (s. Anm. 27), muß auch der Abfluß nicht zu einer dauerhaften oder gar
endg©ltigen Vermºgensminderung f©hren. Dies gilt selbst dann, wenn von
vornherein zweifelhaft ist, ob der Empf�nger die auf seiner Seite als Einnahme
zu klassifizierende Vermºgensmehrung endg©ltig behalten darf. Erlangt der Ver-
f©gende durch den sp�teren Eintritt einer R©ckgabe-/Weitergabeverpflichtung
seitens des Empf�ngers die verlorene Verf©gungsmacht wieder, so beseitigt dies
nicht den Abfluß (BFH v. 13.12.1983 – VIII R 173/83, BStBl. II 1984, 428
[430]). Der Abfluß kann nicht mit stl. Wirkung r©ckg�ngig gemacht werden (FG
Ba.-W©rtt. v. 20.9.1979, EFG 1980, 73, rkr.). Vielmehr sind zur©ckgezahlte Aus-
gaben als Zufluß im Erstattungszeitpunkt zu behandeln (BFH v. 30.10.1964 –
VI 346/61 U, BStBl. III 1965, 67; v. 2.4.1974 – VIII R 76/69, BStBl. II 1974,
540). Eine R©ckzahlung ist also im Jahr des Zuflusses als Einnahme bei derjeni-
gen Einkunftsart zu ber©cksichtigen, bei der sie als Ausgabe abgezogen wurde
(Nds. FG v. 17.2.1983, EFG 1983, 452, rkr.).
Sonderbehandlung der privaten Aufwendungen: Wenn beim Abzug privater
Aufwendungen, also SA und agB, ebenfalls ein vor©bergehender Verlust wirt-
schaftlicher Verf©gungsmacht ausreichend w�re, kºnnte der sp�tere Zufluß nicht
stl. erfaßt werden, da er nicht unter den Einnahmentatbestand (§ 8 Abs. 1) f�llt.
SA und agB fließen deshalb nur ab, wenn der Stpfl. tats�chlich und endgcltig mit
den Kosten belastet wird.

BFH v. 30.6.1999 – III R 8/95, BStBl. II 1999, 766 (768); v. 20.2.1976 – VI R 131/74,
BFHE 118, 331 (332); v. 21.8.1974 – VI R 236/71, BStBl. II 1975, 14.

Keine abziehbare SA oder agB liegt daher vor, wenn offensichtlich ist, daß die
Zahlung zur©ckgefordert werden kann (BFH v. 26.6.1996 – X R 73/94,
BStBl. II 1996, 646 [647]; v. 22.11.1974 – VI R 138/72, BStBl. II 1975, 350
[352]). Zwar ist im Schrifttum umstritten, ob diesem sog. Belastungsprinzip (s.
BFH v. 19.4.1989 – X R 2/84, BStBl. II 1989, 683) gefolgt werden kann (dazu
§ 33 Anm. 42; Trzaskalik in K/S/M, § 11 Rn. C 40 ff.). UE gebietet dies aber
der Grundsatz der Besteuerung nach der Leistungsf�higkeit, denn die Leistungs-
f�higkeit wird durch die Ausgabe nur insoweit verringert, als kein Ausgleich er-
wartet werden kann. Soweit der Ausgleich im Jahr der Ausgabe erfolgt (zB
Krankheitskosten werden im Jahr der Zahlung durch die Krankenkasse oder
Beihilfe erstattet), erfolgt die Verrechnung im selben VZ, so daß sich Abfluß
und Zufluß gegeneinander aufheben. Erstattungen oder zu erwartende Erstat-
tungen sind deshalb von den Aufwendungen abzuziehen (FG M©nster v.
11.11.1986, EFG 1987, 186 [187], rkr.).
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Auseinanderfallen von Abfluß- und Zuflußjahr: Probleme ergeben sich da-
gegen, wenn das Jahr der Ausgabe und des Ausgleichs auseinanderfallen. In die-
sen F�llen kºnnen die Betr�ge nur mit gleichartigen SA im Jahr der Erstattung
verrechnet werden (BFH v. 26.6.1996 – X R 73/94, BStBl. II 1996, 646 [647]; s.
auch § 10 Anm. 22a; zu agB s. § 33 Anm. 42). Wenn eine derartige Verrechnung
nicht mºglich ist, weil zB keine gleichartigen Ausgaben im Erstattungsjahr anfal-
len, ist eine Korrektur ausnahmsweise im Abflußjahr vorzunehmen. Bei be-
standskr�ftiger Veranlagung muß der Bescheid unter analoger Anwendung des
§ 175 Abs. 1 Nr. 2 AO berichtigt werden. Eine direkte Anwendung der Norm
kommt nicht in Betracht, da es sich bei dem Abfluß um einen tats�chlichen Vor-
gang handelt, welcher nicht r©ckwirkend aufgehoben werden kann. Dagegen
wendet die Rspr. § 175 Abs. 1 Nr. 2 AO unmittelbar an.

BFH v. 8.9.2004 – XI R 28/04, BFH/NV 2005, 321; v. 5.5.2004 – XI B 27/04, BFH/
NV 2004, 1365 (1366); v. 18.5.2000 – IV R 28/98, BFH/NV 2000, 1455 (1456); v.
28.8.1999, BStBl. II 1999, 95 (97); FG D©ss. v. 13.10.2003, EFG 2004, 51 (52), rkr., zur
Erstattung von KiSt.; ebenso Trzaskalik in K/S/M, § 11 Rn. C 41; aA § 10 Anm. 22a,
wonach eine Verrechnung der Erstattung vollst�ndig unterbleiben soll, wenn im Erstat-
tungsjahr keine gleichartigen Aufwendungen in ausreichender Hºhe vorliegen.

d) R�ckgxngigmachung und R�ckzahlung von Ausgaben
Erstattung: Ebenso wie ein Einnahmenzufluß kann auch ein Ausgabenabfluß
nicht mit stl. Wirkung r©ckg�ngig gemacht werden (s. Anm. 29; FG Ba.-W©rtt.
v. 20.9.1979, EFG 1980, 73, rkr.), vielmehr sind zur©ckgezahlte Ausgaben als
Zufluß im Erstattungszeitpunkt zu behandeln (BFH v. 30.10.1964 – VI 346/61
U, BStBl. III 1965, 67; v. 2.4.1974 – VIII R 76/69, BStBl. II 1974, 540). Eine
R©ckzahlung ist also im Jahr des Zuflusses als Einnahme bei derjenigen Ein-
kunftsart zu ber©cksichtigen, bei der sie als Ausgabe abgezogen wurde (Nds.
FG v. 17.2.1983, EFG 1983, 452, rkr.).
Nutzungs�berlassung: Entsteht dagegen mit dem Abfluß eines WG ein R©ck-
zahlungsanspruch, so daß es wirtschaftlich nur zur Nutzung ©berlassen wird, so
liegt lediglich eine Vermºgensumschichtung vor, ein Ausgabenabfluß ist nicht
gegeben.

BFH v. 5.2.1965 – VI 234/63 U, BStBl. III 1965, 256; FG Ba.-W©rtt. v. 10.12.1981,
EFG 1982, 464, rkr., betr. Ausgleichsanspruch gem. 748 BGB gegen Miteigent©mer; s.
auch Anm. 113.

Dies kann aber nur gelten, wenn der Anspruch von vornherein vertraglich (zB
Darlehen) oder gesetzlich feststeht, nicht dagegen, wenn er bestritten ist (FG
Schl.-Holst. v. 15.6.1976, EFG 1976, 553, rkr.). In letzterem Fall kann der volle
Betrag abgesetzt werden; erst im Jahr der Erstattung liegt insoweit ein Zufluß
von Einnahmen vor.

2. Verlust wirtschaftlicher Verf�gungsmacht

a) Allgemeines
Der Begriff Abfluß ist wirtschaftlich auszulegen (vgl. Begr. zum EStG 1934,
RStBl. 1935, 41; BFH v. 14.1.1986 – IX R 51/80, BStBl. II 1986, 453 [454]). F©r
das Abfließen gelten grds. die gleichen Regeln wie f©r das Zufließen von Ein-
nahmen (BFH v. 8.10.1985 – VI R 284/83, BStBl. II 1986, 481), so daß auf diese
Regeln zur©ckgegriffen werden kann (s. Anm. 33 ff.).
Leistungshandlung entscheidend: Die Leistung nach Abs. 2 ist mit dem Ver-
lust der wirtschaftlichen Verf©gungsmacht erbracht (BFH v. 6.3.1997 – IV R 47/
95, BStBl. II 1997, 509 [510]). Daf©r ist der Zeitpunkt der Leistungshandlung
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entscheidend. Wirtschaftlich muß eine Vermºgensminderung beim Stpfl. einge-
treten sein. Es gen©gt nicht die Begr©ndung einer Verpflichtung, weil durch die
bloße Verpflichtung noch kein Vermºgensgut verloren geht. Auf den Verlust
der rechtlichen Verf©gungsmacht kommt es nicht an. Die Leistungshandlung ist
abgeschlossen, wenn der Stpfl. von sich aus alles Erforderliche getan hat, um
den Leistungserfolg herbeizuf©hren (BFH v. 7.12.1999 – VIII R 8/98, BFH/
NV 2000, 825 [826]; v. 14.1.1986 – IX R 51/80, BStBl. II 1986, 453).

b) Unbeachtlichkeit der Fxlligkeit und der wirtschaftlichen Zugeh®rig-
keit zu einem Veranlagungszeitraum

Fxlligkeit: Auf die F�lligkeit der Schuld kommt es grds. nicht an. Der Abfluß
ergibt sich vielmehr aus den tats�chlichen wirtschaftlichen Umst�nden.

BFH v. 24.8.2004 – IX R 28/02, BFH/NV 2005, 49; v. 23.9.1999 – IV R 1/99,
BStBl. II 2000, 121; s. auch Anm. 34.

Nachzahlungen sind grds. im Jahr des Abflusses abzusetzen. Auf die wirt-
schaftliche Zugehºrigkeit zu einem anderen VZ kommt es nicht an; vgl. auch
Anm. 35.
Vorauszahlungen sind grds. mit ihrem Eingang beim Stpfl. zugeflossen. Eine
Ausnahme bildet Abs. 2 Satz 3 f©r den Abfluß vorausgezahlter Entgelte f©r
Nutzungs©berlassungen, die f©r einen Zeitraum von mehr als f©nf Jahren gelei-
stet werden; s. dazu n�her Anm. 124 und 130 „Erbbaurecht“.

3. Verm®gensverschiebung (Leistungsaustausch)
Wie der Zufluß (s. Anm. 41) setzt auch der Abfluß grds. eine Vermºgensver-
schiebung zwischen zwei Rechtssubjekten (Leistungsaustausch) voraus. Der Ab-
fluß muß daher „nach außen“ erfolgen.
Wird ein der Eink©nfteerzielung dienender Gegenstand aus beruflichem Anlaß
zerstºrt oder besch�digt, so gelten f©r den Abfluß der aufgewendeten Repara-
turkosten die allg. Regeln, dh. die Betr�ge fließen mit Bezahlung ab. Der Stpfl.
kann jedoch statt der Reparaturkosten auch die bloße Wertminderung nach § 9
Abs. 1 Nr. 7 iVm. § 7 Abs. 1 Satz 7 geltend machen (Absetzung f©r außerge-
wºhnliche Abnutzung). Geht beispielsweise ein Arbeitsmittel verloren oder wird
es besch�digt (BFH v. 29.4.1983 – VI R 139/80, BStBl. II 1983, 586) oder tritt
der Verlust eines Gegenstands, der kein Arbeitsmittel ist, anl�ßlich der Verwen-
dung f©r berufliche Zwecke ein (BFH v. 6.4.1984 – VI R 103/79, BStBl. II
1984, 434; v. 11.10.1984 – VI R 48/81, BStBl. II 1985, 10) oder wird ein Gegen-
stand, der nicht beruflich genutzt wird, aus in der Berufssph�re des ArbN lie-
genden Gr©nden entzogen (BFH v. 19.3.1982 – VI R 25/80, BStBl. II 1982,
442), so kann die eingetretene Vermºgensminderung zu WK f©hren, ohne daß
im konkreten Fall Ausgaben geleistet werden (s. auch BFH v. 4.7.1986 – VI R
227/83, BStBl. II 1986, 771). Der Abfluß vollzieht sich im Zeitpunkt des Scha-
denseintritts (BFH v. 13.3.1998 – VI R 27/97, BStBl. II 1998, 443). Im einzel-
nen ist allerdings vieles str., s. n�her § 9 Anm. 190 ff.
Zum Leistungsaustausch unter Angehºrigen s. Anm. 42.

IV. Formen des Abflusses (Barzahlung, Bankverkehr, Wechsel)

Barzahlung: Ein Geldbetrag fließt beim Stpfl. ab, wenn er ihn „aus der Hand“
gibt.
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�berweisung: Ein mittels �berweisungsauftrag gezahlter Geldbetrag ist beim
Stpfl. abgeflossen, wenn der �berweisungsauftrag der angewiesenen Bank zuge-
gangen ist. Voraussetzung ist, daß eine gen©gende Deckung auf dem Konto vor-
handen ist (bzw. ein entsprechender Dispositionskredit besteht) und die Bank
den �berweisungsauftrag unverz©glich ausf©hren kann.

BFH v. 6.3.1997 – IV R 47/95, BStBl. II 1997, 509 (510); v. 14.1.1986 – IX R 51/80,
BStBl. II 1986, 453 ff. mit Anm. Offerhaus, StBp. 1986, 118; v. 11.8.1987 – IX R 163/
83, BStBl. II 1989, 702; Hirsch, FR 1986, 316; Peterhoff, DB 1985, 2377.

Der Gegenauffassung, die Abfluß erst mit Kontobelastung des �berweisenden
annimmt (Wolff-Diepenbrock in L/B/P, § 11 Anh. „�berweisung“; BlYmich/
Glenk, § 11 Rn. 41), da sonst Probleme entst©nden, wenn der Auftrag nicht
ordnungsgem�ß ausgef©hrt wird, ist nicht zuzustimmen. Der Stpfl. hat mit der
Hingabe des �berweisungsauftrages alles Erforderliche getan und damit bereits
die wirtschaftliche Verf©gungsmacht ©ber den Betrag verloren. Auch im Zivil-
recht gen©gt f©r die Erbringung der Leistung der rechtzeitige Eingang des �ber-
weisungsauftrages bei dem Geldinstitut, falls Deckung vorhanden ist (BGH v.
27.10.1988 – IX ZR 27/88, JZ 1989, 299, zu § 407 BGB; Palandt/Heinrichs,
64. Aufl. 2005, § 270 Rn. 7 mwN).
Scheckzahlung: Unter den gleichen Voraussetzungen wie beim Zufluß (s.
Anm. 45) ist der Abfluß beim Schuldner mit �bergabe des Schecks anzuneh-
men (BFH v. 8.11.1968 – VI R 81/67, BStBl. II 1969, 76; v. 24.9.1985 – IX R 2/
80, BStBl. II 1986, 284 [286]). Dem wird entgegengehalten, daß die Vermºgens-
minderung nicht in der Hingabe des Schecks, sondern in der Belastung des
Kontos durch die bezogene Bank liege (Trzaskalik in K/S/M, § 11 Rn. C 55;
Kirchhof/Seiler, § 11 Rn. 11). Dieser Auffassung ist. nicht zu folgen. Mit der
Hingabe des Schecks (und ggf. Deckung des Kontos) hat der Schuldner alles Er-
forderliche getan, um den Leistungserfolg herbeizuf©hren. Außerdem liegt die
Vermºgensminderung darin, daß dem Scheckinhaber mit dem Scheck der Zu-
griff auf das Vermºgen des Scheckausstellers erºffnet ist. F©r die Geltendma-
chung von Sonderabschreibungen und erhºhten Absetzungen gilt die Sonder-
vorschrift des § 7a Abs. 2 Satz 5.
Kreditkarte: Wie beim Scheck fallen auch bei Zahlung durch Kreditkarte Lei-
stungs- und Erf©llungszeitpunkt auseinander. Im Schrifttum wird vertreten, daß
anders als bei der Scheckzahlung der Kaufpreis zun�chst kreditiert werde und
deshalb f©r den Abfluß beim Karteninhaber der Zeitpunkt der Zahlung des
Kartenausgebers an den H�ndler entscheidend sei (BlYmich/Glenk, § 11
Rn. 46;Wolff-Diepenbrock in L/B/P, § 11 Anh. „Kreditkarte“). Dieser Auffas-
sung ist nicht zu folgen. Vornehmliche Funktion der Kreditkarte ist es, als Zah-
lungsmittel im bargeldlosen Zahlungsverkehr zu dienen. Die Kreditfunktion
steht (anders als beim Wechsel, dazu Anm. 45) nicht im Vordergrund, sondern
ist lediglich Folge der banktechnischen Behandlung. Der Karteninhaber (Kunde)
hat mit der Unterzeichnung des Abrechnungsbelegs alles Erforderliche getan,
um den Leistungserfolg herbeizuf©hren. Mit dem Leisten der Unterschrift fließt
deshalb der Betrag beim Karteninhaber (Kunden) ab (so im Ergebnis auch
Kirchhof/Seiler, § 11 Rn. 31).
Vgl. zum Zufluß bei Kreditkartenzahlung Anm. 45.
Wechsel: Im Gegensatz zur Behandlung beim Zufluß (s. Anm. 45) ist mit der
Hingabe eines Wechsels noch kein Abfluß gegeben. Der Abfluß erfolgt erst mit
Zahlung durch den Wechselverpflichteten an den Inhaber (Kramer in B/B, § 11
Rn. 53 „Wechsel“; aA Trzaskalik in K/S/M, § 11 Rn. C 56). Ein Vergleich mit
dem Scheck ist nicht mºglich (vgl. BFH v. 30.10.1980 – IV R 97/78, BStBl. II
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1981, 305 [306]; v. 30.10.1986 – III R 56/86, BStBl. II 1987, 137), denn der
Wechsel gibt dem Inhaber im Gegensatz zum Scheck nicht die Mºglichkeit, auf
das Vermºgen des Gebers zur©ckzugreifen.

Einstweilen frei.

C. Abweichungen vom Abflußprinzip (Abs. 2 Sxtze 2 und 3)

I. Regelmxßig wiederkehrende Ausgaben (Abs. 2 Satz 2)

Wegen der Verweisung des Abs. 2 Satz 2 auf Abs. 1 Satz 2 gelten die Vorausset-
zungen f©r regelm�ßig wiederkehrende Einnahmen entsprechend f©r die Lei-
stung regelm�ßig wiederkehrender Ausgaben (s. Anm. 75 ff.).

II. Verteilung von Entgelten f�r Nutzungs�berlassungen (Abs. 2 Satz 3)

Schrifttum: Beck, Die geplante �nderung des § 11 EStG und die Auswirkung auf das
Damnum, FR 2004, 1226; Fleischmann, Erbbauzinsvorauszahlung: Anfang und Ende ei-
nes Steuersparmodells, DStR 2004, 1822; Korn/Strahl, Aktuelle Hinweise zum Richtli-
nien-Umsetzungsgesetz und EG-Amtshilfeanpassungsgesetz, K SDI 2005, 14510; Mel-
chior, �berblick ©ber das Richtlinien-Umsetzungsgesetz, DStR 2004, 2121; Shffing, Zur
Anwendung des § 11 Abs. 2 Satz 3 auf Disagien, BB 2005, 77.

Entgegen der Behandlung der Einnahmen f©r Nutzungsentgelte, f©r die nach
Abs. 1 Satz 3 ein Wahlrecht besteht (s. Anm. 87), ist die Verteilung des Abflusses
solcher Zahlungen zwingend („sind... zu verteilen“).
Die Vorschrift ist nicht auf dingliche Nutzungsverh�ltnisse beschr�nkt, hat hier
aber ihre besondere Bedeutung, vor allem bei der Vorauszahlung von Erbbau-
zinsen (s.u.) wegen der h�ufig langen Laufzeit.
Erbbauzins: Veranlaßt wurde die Gesetzes�nderung durch das Urteil des BFH
v. 23.9.2003 (IX R 65/02, BStBl. II 2003, 779 [780]), wonach in einem Einmal-
betrag im voraus gezahlte Erbbauzinsen im Zahlungszeitpunkt als Werbungsko-
sten zu erfassen waren. Der BFH hatte AK des Erbbaurechts ebenso abgelehnt
wie § 42 AO. Diese Rspr. stand im Widerspruch zur bisherigen Verwaltungsan-
weisung (BMF v. 10.12.1996, BStBl. I 1996, 1440), die in solchen F�llen An-
schaffungskosten des Erbbaurechts annahm und daher die Vorauszahlungen auf
die Nutzungsdauer verteilte. Ziel der Neuregelung war es, die durch das Urteil
bef©rchteten Mindereinnahmen zu verhindern (s. BTDrucks. 15/4050, 56); s.
zum Erbbaurecht auch Anm. 130 „Erbbaurecht“.
Der Gesetzeswortlaut beschr�nkt sich allerdings nicht auf Erbbauzinsen, son-
dern umfaßt alle Nutzungsentgelte wie Nießbrauch, Miete oder Leasing (vgl.
Beck, FR 2004, 1226 [1227]).
Damnum: Bei einem Damnum (Disagio) handelt es sich um den Unterschieds-
betrag zwischen Nenn- und Verf©gungsbetrag einer Schuld (s. Anm. 100 und
130 „Damnum“). Es ist als Ausgleich f©r einen niedrigeren Nominalzinssatz
und damit als Vorauszahlung eines Teils der Zinsen anzusehen (BFH v.
20.10.1999 – X R 69/96, BStBl. II 2000, 259 [260]). Beim Darlehensgeber stellt
es daher Einnahmen aus Kapitalvermºgen dar und es kann beim Darlehensneh-
mer als Geldbeschaffungsaufwand zu BA bzw. WK f©hren.
Es ist fraglich, ob das Damnum von Abs. 2 Satz 3 erfaßt ist. Nach der Gesetzes-
begr©ndung soll die Neuregelung nicht auf die Zahlung eines Damnums an-
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wendbar sein (BTDrucks. 15/4050, 53). Dagegen l�ßt sich eine derartige
Einschr�nkung dem Wortlaut der Vorschrift, der allgemein von „Nutzungs©ber-
lassungen“ spricht, nicht entnehmen. Unter Nutzungs©berlassung f�llt grund-
s�tzlich auch die Zurverf©gungstellung von Kapital. Da das Damnum die Vor-
auszahlung eines Teils der Darlehenszinsen darstellt, wird vertreten, daß es als
Entgelt f©r eine Nutzungs©berlassung im Sinne von Abs. 2 Satz 3 zu verstehen
sei (Beck, FR 2004, 1226 [1227 f.]; Shffing, BB 2005, 77 [78]; aA Melchior,
DStR 2004, 2121 [2122]).
Steht der Wortlaut im Widerspruch zum objektiven Sinn und Zweck der Norm,
kommt eine teleologische Reduktion in Betracht, die ihren ©berschießenden
Wortlaut einschr�nkt (Larenz, Methodenlehre der Rechtswissenschaft VI., 377,
391 ff.). Hierf©r spricht nicht nur die Entstehungsgeschichte, sondern auch der
Zweck des Abs. 2 Satz 3. Die Vorschriften wollen Einmalzahlungen f©r die Ge-
w�hrung von Nutzungsrechten entsprechend dem tats�chlich einger�umten
Nutzungsvorteil verteilen. Die Vereinbarung eines Damnums ist zwar wirt-
schaftlich Entgelt f©r Kapital©berlassung, vermindert aber bereits im Zeitpunkt
der Zahlung den Nutzungsvorteil, da sich die ausgezahlte Darlehenssumme um
die Hºhe des Damnums vermindert. Damit wird das Damnum von der Neure-
gelung nicht erfaßt.
Zeitlicher Geltungsbereich: Die Neuregelung tritt in bezug auf Erbbauzinsen
und andere Entgelte f©r die Nutzung eines Grundst©cks r©ckwirkend zum
1.1.2004 in Kraft (§ 52 Abs. 30). Im ©brigen soll die �nderung nach § 52 Abs. 1
Satz 1 erst zum 1.1.2005 gelten (so FinMin. NRW, DB 2004, 2660 [2661]). Da
die �nderung des § 52 Abs. 1 selbst erst zum 1.1.2005 in Kraft tritt (Art. 18
Abs. 3 AltEinkG v. 5.7.2004, BGBl. I 2004, 1427), gilt f©r die Gesetzes�nderung
im Jahr 2004 noch dessen alte Fassung, wonach alle �nderungen grds. zum
1.1.2004 in Kraft treten. Damit ist die Neuregelung insgesamt r©ckwirkend zum
1.1.2004 anzuwenden (so auchMelchior, DStR 2004, 2121 [2122]).
Nach Auffassung des Gesetzgebers handelt es sich dabei um eine zul�ssige un-
echte R©ckwirkung (BTDrucks. 15/4050, 58 unter Verweis auf BVerfG v.
3.12.1997 – 2 BvR 882/97, BVerfGE 97, 67 [78], und v. 14.5.1986 – 2 BvL 2/
83, BVerfGE 72, 200). Dagegen werden in verfassungsrechtlicher Hinsicht er-
hebliche Bedenken erhoben, da es sich um einen Eingriff in einen abgeschlosse-
nen Sachverhalt handele, ©ber den der Betroffene bereits wirtschaftlich dispo-
niert habe.

Fleischmann, DStR 2004, 1822 f.; Beck, FR 2004, 1226 f.; Korn/Strahl, K SDI
2005, 14510 (14514); vgl. auch BFH v. 3.2.2005 – I B 208/04, DStR 2005, 465: unechte
R©ckwirkung bei abgeschlossener Disposition unzul�ssig.

Einstweilen frei.

D. Vorrang der Gewinnermittlungsvorschriften (Abs. 2 Satz 4)

Abs. 2 Satz 4 regelt den Vorrang der Gewinnermittlungsvorschriften (§ 4 Abs. 1,
§ 5) ebenso wie Abs. 1 Satz 5 (s. dazu Anm. 93).
Vgl. zu nachtr�glichen BA Anm. 130 „Nachtr�gliche Ausgaben“.

Einstweilen frei.
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E. ABC der Verausgabung

Absetzung f�r Abnutzung: s. Anm. 8, 41.
Abtretung: s. Anm. 58.
Angeh®rige: s. Anm. 37, 42, 51, 57.
Anrechnung: Zahlt ein Stpfl. in einem bestimmten VZ von einer Gesamt-
schuld, die sich aus Aufwendungen mit Werbungskostencharakter und solchen
mit Herstellungscharakter zusammensetzt, einen Teilbetrag, ohne eine Lei-
stungsbestimmung zu treffen, so wird durch die Zahlung der Werbungskosten-
anteil der Schuld nur verh�ltnism�ßig, dem Rechtsgedanken des § 366 Abs. 2
BGB entsprechend, beglichen (FG Saarl. v. 21.8.1981, EFG 1982, 241, rkr.).

Beispiel (nach FG Saarl. aaO): Im Festpreis iHv. 200000 E f©r den Erwerb eines
Grundst©cks sind 10000 E Finanzierungskosten enthalten. Im Jahr 01 zahlt der Stpfl.
20000 E auf den Festpreis an, ohne eine Tilgungsbestimmung zu treffen. Nach dem
Rechtsgedanken des § 366 Abs. 2 BGB entfallen verh�ltnism�ßig 10000/200000 �
20000 = 1000 E auf die sofort abziehbaren Finanzierungskosten.

Gleiches gilt f©r die Aufteilung einer Zahlung in Kapitalertrag und nicht steuer-
bare Kapitalr©ckzahlung (BFH v. 30.10.2001 – VIII R 15/01, BStBl. II 2002,
138 [143]).
Aufrechnung: s. Anm. 55
Außergew®hnliche Belastung: s. Anm. 28; zu mit Darlehen finanzierten Auf-
wendungen s. hier „Darlehen“.
Bausparvertrag: Die Abschlußgeb©hr f©r einen Bausparvertrag fließt nicht be-
reits mit einer belastenden Sollbuchung auf dem Bausparkassenkonto ab, da
hierdurch lediglich eine Verpflichtung begr©ndet wird, jedoch keine wirtschaft-
liche Verf©gungsmacht verloren geht (FG M©nster v. 4.5.1995, EFG 1995,
1099, rkr.); zu Bausparvertr�gen mit Optionstarifen vgl. OFD Hann. v.
22.2.1984, DB 1984, 537.
Bevollmxchtigter: s. Anm. 27 und hier „Unterschlagung“.
B�rgschaft: Die �bernahme einer B©rgschaft oder Eingehung sonstiger Haf-
tungsverh�ltnisse f©hrt nicht zu einem Abfluß; der Abfluß liegt erst in der sp�te-
ren Leistung aufgrund der Inanspruchnahme (vgl. BFH v. 20.2.1976 – VI R
131/74, BFHE 118, 331).
Damnum: Zum Begriff s. Anm. 100 „Damnum“. Es bedeutet eine zins�hnlich
zus�tzliche Verg©tung f©r die Kapital©berlassung (BFH v. 12.7.1984 – VI R 76/
82, BStBl. II 1984, 713) und stellt damit als Geldbeschaffungsaufwand BA bzw.
WK dar. Das Damnum fließt im Zeitpunkt der Auszahlung des um das Dam-
num gek©rzten Darlehensbetrags ab.

BFH v. 8.11.1988 – IX R 96/84, BFH/NV 1989, 490; v. 8.11.1988 – IX R 143/84,
BFH/NV 1989, 345; v. 25.10.1979 – VIII R 59/78, BStBl. II 1980, 353; v. 6.12.1965 –
GrS 2/64 S, BStBl. III 1966, 144; FG Hamb. v. 11.1.1983, EFG 1983, 449, aufgehoben
durch BFH v. 13.12.1983 – VIII R 64/83, BStBl. II 1984, 426;Mayer, DStR 1984, 246;
Dedtner, StB 1983, 348.

Eine Zahlung des Damnums vor Auszahlung des Darlehens ist grds. mºglich,
kann aber zu einem Rechtsmißbrauch f©hren. Die Neuregelung des Abs. 2 Satz 3 ist
auf das Damnum nicht anwendbar (s. Anm. 124). Der BFH bejaht einen Rechts-
mißbrauch, wenn zwischen der Zahlung des Damnums und der Auszahlung der
Darlehenssumme mehr als ein Monat liegt und die Vorausleistungen des Dam-
nums durch den Stpfl. von keinerlei sinnvollen Erw�gungen getragen ist.

BFH v. 3.2.1987 – IX R 85/85, BStBl. II 1987, 492 (494); v. 13.12.1983 – VIII R 64/
83, BStBl. II 1984, 426; v. 13.12.1983 – VIII R 173/83, BStBl. II 1984, 428; v.
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14.1.1986 – IX R 188/84, BFH/NV 1986, 280; s. auch Drenseck, FR 1987, 351; Bu-
ciek, FR 1985, 253.

Dagegen geht die Verwaltung bei einer Leistung des Damnums innerhalb von
drei Monaten vor Auszahlung des Darlehens oder mindestens 30 vH der Darle-
hensvaluta davon aus, daß ein wirtschaftlich vern©nftiger Grund besteht (BMF
v. 20.10.2003, BStBl. I 2003, 546, Tz. 15), und verneint damit einen Rechtsmiß-
brauch.
Ein Damnum kann auch in der Weise geleistet werden, daß das Darlehen zu
100 vH ausbezahlt wird und das Damnum mittels eines weiteren Darlehens in
Hºhe des Damnums finanziert wird. Man spricht hierbei von sog. Tilgungsstrek-
kung. In diesem Fall liegt eine bloße Stundung des Damnums vor, so daß es auch
nach Auffassung der Rspr. erst mit den Tilgungszahlungen als abgeflossen anzu-
sehen ist.

BFH v. 13.9.1994 – IX R 20/90, BFH/NV 1995, 293 (294); v. 26.11.1974 – VIII R
105/70, BStBl. II 1975, 330; v. 8.11.1988 – IX R 177/85, BFH/NV 1989, 298; FG
Kºln v. 28.9.1995, EFG 1995, 1098 (1099), rkr.; aA FG D©ss. v. 27.10.1989, EFG
1990, 578, aufgehoben durch BFH v. 13.9.1994 aaO; s. auch BlYmich/Glenk, § 11
Rn. 88, der hier Novation annimmt.

Zur Abgrenzung Verrechnungsabrede gegen©ber Tilgungsstreckungsvereinbarung
s. BFH v. 8.11.1988 – IX R 177/85, BFH/NV 1989, 298 (299).
Darlehen: Durch Darlehen finanzierte WK, SA und agB sind im Jahr ihrer Ver-
ausgabung abgeflossen, nicht erst im Jahr der Darlehensr©ckzahlung.

BFH v. 10.6.1988 – III R 248/83, BStBl. II 1988, 814; v. 10.12.1971 – VI R 209/69,
BStBl. II 1972, 250 f©r Werbungskosten; v. 15.3.1974 – VI R 252/71, BStBl. II 1974,
513, und FG M©nchen v. 14.11.1979, EFG 1980, 389, rkr., f©r SA, s. auch FinMin.
NRW v. 13.9.1989, DStR 1989, 645; aA bzgl. agB BFH v. 18.11.1977 – VI R 142/75,
BStBl. II 1978, 147, und v. 4.10.1968 – IV R 59/68, BStBl. II 1969, 179: Maßgebend
sei allein das Jahr der Darlehensr©ckzahlung, dazu Kanzler, FR 1987, 483.

Durchlaufende Posten: s. Anm. 7.
Erbbaurecht: Erbbauzinsen fließen nach den allg. Regeln mit Zahlung ab (vgl.
BFH v. 8.6.1994 – X R 51/91, BStBl. II 1994, 779 [780]). Dies gilt nach Abs. 2
Satz 3 nicht, wenn sie f©r einen Zeitraum von mehr als f©nf Jahren geleistet wer-
den (s. dazu Anm. 124).
Erbe: s. „Spende“.
Gesamthandsgemeinschaft: s. Anm. 24, 61.
Geschxftsf�hrung ohne Auftrag: Wird durch einen Dritten als Gesch�ftsf©h-
rer ohne Auftrag (§§ 677 ff. BGB) im Interesse und entsprechend des wirklichen
oder mutmaßlichen Willens des Schuldners f©r diesen eine Verbindlichkeit er-
f©llt, so sind diese Ausgaben im Zeitpunkt der Begleichung der Schuld abgeflos-
sen und nicht erst im Zeitpunkt der Erstattung dieser Ausgaben durch den
Schuldner (FG M©nchen v. 14.11.1979, EFG 1980, 389, rkr.).
Hinterlegung: s. zum Zufluß Anm. 100 „Hinterlegung“. Ob der Schuldner die
R©cknahme gem. § 378 BGB ausgeschlossen hat, ist f©r den Abfluß unbeacht-
lich, weil er auch bei ausgeschlossener R©cknahme die wirtschaftliche Verf©-
gungsmacht verliert (ebenso BlYmich/Glenk, § 11 Rn. 95 „Hinterlegung“; aA
Trzaskalik in K/S/M, § 11 Rn. C 70 „Hinterlegung“: Abfluß nur bei ausge-
schlossener R©cknahme).
Instandhaltungskosten: Leistungen eines Wohnungseigent©mers zu der In-
standhaltungsr©ckstellung gem. § 21 Abs. 5 Nr. 4 WEG an den Verwalter des
gemeinschaftlichen Eigentums fließen nicht im Zeitpunkt der Zahlung dieser
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Beitr�ge ab, sondern erst bei Verausgabung dieser Betr�ge f©r Erhaltungsmaß-
nahmen durch den Verwalter.

BFH v. 26.1.1988 – IX R 119/83, BStBl. II 1988, 577; v. 14.10.1980 – VIII R 22/76,
BStBl. II 1981, 128 (129); Schl.-Holst. FG v. 27.11.1969, EFG 1970, 164, rkr.; Trzaska-
lik in K/S/M, § 11 Rn. C 59; aA Hess. FG v. 16.6.1983, EFG 1984, 64, aufgehoben
durch BFH v. 26.1.1988 – IX R 119/83 aaO; zu den Konsequenzen aus der Rspr. s.
Horlemann, DStZ 1990, 112.

Durch die Zahlung an den Hausverwalter verliert der Wohnungseigent©mer
nicht die wirtschaftliche Verf©gungsmacht. Aus seinem Alleineigentum entsteht
ein Miteigentumsanteil an dem durch die �berweisung entstandenen Verwal-
tungsvermºgen. Dieser Anteil ist ein Vermºgensgegenstand, der dem Woh-
nungseigent©mer weiter zugerechnet werden muß. Deshalb ist der Gegenmei-
nung, die einen Verlust der wirtschaftlichen Verf©gungsmacht wegen der
gemeinschaftlichen Verwaltung dieser Mittel annimmt, nicht zuzustimmen (aA
Jahn, DStR 1983, 626; BlYmich/Glenk, § 11 Rn. 95 „Instandhaltungsr©cklage“,
der Praktikabilit�tsgesichtspunkte anf©hrt).
Irrlxufer: Ein Abfluß liegt auch dann vor, wenn ein vom Stpfl. beauftragtes
Geldinstitut die �berweisung an den falschen Adressaten durchf©hrt und die
�berweisung im folgenden Jahr berichtigt; denn auch in diesem Fall hat der
Stpfl. von sich aus alles Erforderliche getan, um den Leistungserfolg herbeizu-
f©hren (s. Anm. 33). Der Abfluß ist auch nicht deshalb zu verneinen, weil dem
Stpfl. zugleich ein R©ckforderungsanspruch gegen den falschen Adressaten zu-
st©nde (s. dazu Anm. 115).
Kirchensteuer: vgl. Anm. 115.
Kreditkarte: s. Anm. 120.
Miteigent�mer: s. „Instandhaltungskosten“; vgl. auch Anm. 110.
Nachtrxgliche Ausgaben: F©r nach der Betriebsver�ußerung oder -aufgabe
entstehende Betriebsausgaben gilt § 11; s. zum umstrittenen Wahlrecht bzgl.
Schuldzinsen BFH v. 6.3.1997 – IV R 47/95, BStBl. II 1997, 509 (510) (Wahl-
recht), v. 22.9.1999 – XI R 46/98, BStBl. II 2000, 120 (121) (kein Wahlrecht).
Nachzahlungen: s. Anm. 35, 80.
Nettolohnvereinbarung: s. Anm. 100 „Nettolohnvereinbarung“.
Novation: Die gleichen Voraussetzungen wie beim Zufluß (s. Anm. 56) gelten
auch f©r den Abfluß durch Novation (vgl. BFH v. 7.12.1999 – VIII R 8/98,
BFH/NV 2000, 825; v. 6.4.2000 – IV R 56/99, BFH/NV 2000, 1191).
Pfandrecht: Die Bestellung eines Pfandrechtes bewirkt noch keinen Abfluß
(vgl. Anm. 100 „Pf�ndung/Pfandrecht“).
Rechtsnachfolge: s. „Spende“.
Scheck: s. Anm. 120.
Sonderausgaben: s. Anm. 115.
Sonstige Eink�nfte: zum Abflußzeitpunkt von WK s. Anm. 8.
Spekulationsgewinn: zum Abflußzeitpunkt von WK s. Anm. 8.
Spende: Eine Spende, die der Erbe zur Erf©llung einer Verm�chtnisaufwen-
dung an eine gemeinn©tzige Organisation leistet, ist nicht mehr beim Erblasser
abgeflossen, da dessen StPflicht mit dem Tod beendet ist (BFH v. 23.10.1996 –
X R 75/94, BStBl. II 1997, 239 [240]). Mangels Freiwilligkeit der Zuwendung ist
eine Ber©cksichtigung nach § 10b Abs. 1 allerdings auch beim Erben ausge-
schlossen (BFH v. 22.9.1993 – X R 107/91, BStBl. II 1993, 874 [875]).
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Stille Gesellschaft: Der Abfluß von Verlustanteilen an einer stillen Gesellschaft
setzt voraus, daß der Jahresabschluß des Unternehmens festgestellt oder vom
FA gesch�tzt worden und von der Kapitaleinlage des stillen Gesellschafters ab-
gebucht worden ist (BFH v. 7.9.2000 – III R 33/96, BFH/NV 2001, 415 [418];
v. 22.7.1997 – VIII R 57/95, BStBl. II 1997, 755 [761]): Danach erfolgt der Ab-
fluß erst bei Beendigung der stillen Gesellschaft, wenn vereinbart ist, daß erst zu
diesem Zeitpunkt eine Verrechnung erfolgen soll (FG D©ss. v. 2.4.1993, EFG
1993, 710 [711], rkr.).
Treuhandkonto: s. Anm. 114.
�berweisung: s. Anm. 120.
Umbuchung: Bucht die Finanzkasse ©berzahlte Steuern auf andere Steuerarten
um (zB ©berzahlte ESt. oder USt. auf f�llige KiSt.), so ist der umgebuchte Be-
trag erst im Jahr des Zugangs der Umbuchungserkl�rung als SA abziehbar (BFH
v. 5.2.1960 – VI 204/59, BStBl. III 1960, 140). Der BFH behandelt dabei die
Umbuchung als Aufrechnung (s. dazu Anm. 55).
Unterhaltsaufwendungen: Auf nach § 33a Abs. 1 abziehbare Unterhaltsauf-
wendungen ist nach Auffassung der BFH § 11 Abs. 2 Satz 2 nicht anwendbar,
da hier im allgemeinen nicht bestimmte, periodisch wiederkehrende Zahlungs-
termine gesetzt sind (BFH v. 22.5.1981 – VI R 140/80, BStBl. II 1981, 713).
Unterschlagung: Abfluß liegt bereits mit Entwendung des Geldes vor. Eine
evtl. R©ckzahlung durch den T�ter f©hrt zu erneutem Zufluß beim Stpfl. (vgl.
BFH v. 6.5.1976 – IV R 79/73, BStBl. II 1976, 366, mit zust. Anm. von Litt-

mann, DStR 1976, 610). Die Unterschlagung durch einen Bevollm�chtigten l�ßt
den Zufluß beim Vollmachtgeber unber©hrt (RFH v. 8.1.1936, RStBl. 1936, 135
[137], betr. Unterschlagung von Mieteinnahmen durch den Hausverwalter).
Verm®gensverlust: s. Anm. 119.
Verrechnungskonto: Die Lastschrift auf einem Verrechnungskonto f©hrt dann
zu einem Abfluß, wenn damit der Verlust der wirtschaftlichen Verf©gungsmacht
des Schuldners ©ber diesen Betrag eintritt. Das ist der Fall, wenn in der Last-
schrift nicht nur das buchm�ßige Festhalten einer Forderung zu sehen ist, son-
dern dar©ber hinaus zum Ausdruck gebracht wird, daß der Betrag dem Gl�ubi-
ger von nun an, zB infolge einer Aufrechnung oder Novation, zur Verf©gung
steht (BFH v. 8.10.1985 – VIII R 284/83, BStBl. II 1986, 481 [484]; Nds. FG v.
21.8.1991, EFG 1992, 188, rkr., betr. Zahlungen an eine Forstkleiderkasse).
Versicherungsprxmie: Erfolgt eine Einzahlung auf einen noch nicht abge-
schlossenen Vertrag, so ist ein Abfluß im Zeitpunkt der Leistung nur dann zu
bejahen, wenn am Vertragsabschluß keine begr©ndeten Zweifel bestehen (BFH
v. 25.2.1972 – VI R 104/69, BStBl. II 1972, 484).
Vorauszahlungen: zum Mißbrauch von Gestaltungsmºglichkeiten durch Vor-
auszahlungen s. Anm. 10; zur Vorauszahlung von SA, WK und BA s. Iwon, NSt
Nr. 7 1989, 95; zur Vorauszahlung von WK Drenseck, FR 1987, 119; zur Vor-
auszahlung von Nutzungsentgelten s. Anm. 124.
Wechsel: s. Anm. 120.
Wechsel der Gewinnermittlungsart: s. Anm. 100 „Wechsel der Gewinn-
ermittlungsart“.
Zinsen: Bei einem Teilzahlungskredit sind Zinsen und Bearbeitungsgeb©hren
im Gegensatz zum Damnum idR nicht als zu Beginn in vollem Umfange veraus-
gabt anzusehen, sondern gelten anteilig mit jeder Rate als abgeflossen. Die Be-
rechnung geschieht degressiv nach der sog Zinsstaffelmethode (BFH v.
26.9.1979 – VI R 82/76, BFHE 128, 539; vgl. Nissen, DStZ 1980, 55).
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��Á{�Á �¿ÃÃ§��Á�w{ wÂ m¡y¨ ��¨ �Á��¨�Á{ ¡Ã§ ¤l ¡Á��§����Á ¼��§¹ �»¹ ¤w¨� �¡§
p������ �¿Á Â�y¨�¨�Á ¯�½~Ã¹ ��¨ rwÁu�Á~�§�¨�w�Ã�Á{ {�Á����� Ât§§�Á §w� �¡§
¤¡yÃ¨��y� �wÁy�w�Ãw�y ¡�§t��Á ¼��§¹ �»¹

ff² ¥��y��p��u�sr�p{

 n¯r��~�¯¯�{�r�p{�p� ��¨�w�§ ��¨ °qo Ãw�z �§ ��� {¨�z�¨�Á r¨y¡Ã��Á{§¡�~�¡Á�
��¨��wÃ� ¡�~ Â�y¨�¨� m¡y¨� ¡Ã§ ¤�¨��Á{§u¿§��Á ¡����w�y�Á¹ rÁ�§½¨��y�Á�� ¬�¨x
�¡Ã��Á{§�¿¨§�y¨w~��Á yw�Ã� ��¨ �qo ~t¨ {�§����§�w�¨w{ ¼�{Ã¹ �qo �¹ ��¹¾¾¹¾À}� �
¬n �À��}� � �¯��Ã¹ nnn ¾À}À� À|� �Á� �¹ ��¹¾�¹¾ÀÀ� � n£ ° ¾}���À� �¯��Ã¹ nn
¾ÀÀ�� }�À� �Á��¨ nn �� Â�µ»¹
£��p�h mo�� �² ��²�²mo�� ¼�p�Ã¹ n ¾À��� �¾�¥ �¯��Ã¹ n ¾À��� }¾|� w¬Â¹
r¯�s¬x�Á�¬´ �¹ �¹|¹¾À�¾� �p�Ã¹ n ¾À�¾� ���¥ �¯��Ã¹ n ¾À�¾� À�»� r¨§�Â¡Ãw{�
{�§���Ãw�y� °�{�Ã�Á{ ��¨ ¬�¨��wÃ�Á{ �¿Á r¨y¡Ã��Á{§¡�~��Á��Á{�Á ��¨�y ¦ ���
�Á�§½¨��y�Á� ��¨ ¬¿¨{¡�� ��¨ ¿¡¹ �qox°��y�§½¨��y�Á{¹
�² j£�k �p� ¨ �² ��²�²moo� ¼�p�Ã¹ n ¾ÀÀ�� ¾¾�}¥ �¯��Ã¹ n ¾ÀÀ�� |¾¾»� r§
�w¨� ¡�§�¨t�uÃw�y {�¨�{�Ã�� �¡§§ Á¿�y Áw�y� ��¨��wÃ��¨ r¨y¡Ã��Á{§¡�~�¡Á� �¿ÃÃx
§��Á�w{ ¡�{��¿{�Á ��¨��Á Â�§§� ��ÁÁ �wÁ p������ Áw�y� Â�y¨ ��¨ rwÁu�Á~�§x
�¨�w�Ã�Á{ {�Á���� �w¨�¹
£�jp�rh mooo���������� �² �|²�²mooo ¼�p�Ã¹ n ¾ÀÀÀ� |��¥ �¯��Ã¹ n ¾ÀÀÀ� ��|»�
��§�y¡~~�Á{ ��§ ¦ ���¥ Ã����Â¡Ãw{� �Á��Á��Á{ ¡�~ r¨y¡Ã��Á{§¡�~�¡Á�� ��¨ �¿¨
��Â ¾¹¾¹¾ÀÀÀ �Á�§�¡Á��Á w§� ¼¦ �| ��§¹ |¡ ¯¡�� ¾ r¯�s¬»¹
g��{rh ���| �² �o²m�²���� ¼�p�Ã¹ n ����� ����¥ �¯��Ã¹ n ���|� ¾��»� ¤w���¨x
�wÁ~ty¨�Á{ ��§ ¦ ���¹ sw� µ��~¡§§�Á{ w§� �¨§�Â¡Ã§ ¡�~ r¨y¡Ã��Á{§¡�~�¡Á� ¡Á��x
��Á��Á� ��¨ Á¡�y ��Â �¾¹¾�¹���� �Á�§�¡Á��Á w§� ¼¦ �| ��§¹ |¡ ¯¡�� � r¯�s¬»¹
rÁ�§�¡Á��Á w§� ��¨ r¨y¡Ã��Á{§¡�~�¡Á� wÂ m¡y¨ ��¨ ¢¡yÃ�Á{ ¼qp ¶tÁ§��¨ �¹
�|¹¾¾¹���|� rqp ���}� }�|� ¨u¨¹¥ bkuf`a__� s� ���|� ¾��¾¥ ¡� ekUulatU� s�
¾ÀÀÀ� ¾���¥ [iT`kRl�dutlV`a__� ¦ �¾ °Á¹ ¾}�¥ dRl`kQu�SVP_UPRj ££¬¹
¦ �¾ °Á¹ ��¥ \Zkuf� m¡y¨�§�¡Á� ���|� ¦ ��� �ÁÂ¹ m ��x�»¹ sw� p�{�Á¡Á§w�y�
§��ÃÃ� ¡�~ �w� s�¨�y~ty¨�Á{ ��¨ �¡�¡¨��w��Á ¿��¨ wy¨�Á ��§�yÃ�§§ ¡�¹ s¡Á¡�y
u�ÁÁ��Á wÂ m¡y¨ ���| ���¡yÃ�� r¨y¡Ã��Á{§¡�~��Á��Á{�Á Áw�y� ¡�~ Â�y¨�¨� m¡yx

j }À

¦ ��� r¯�s¬ �ÁÂ¹ ¾�� �py�p{ � mm j£�h
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¨� ��¨��wÃ� ��¨��Á� ��ÁÁ �w� �¡�Â¡zÁ¡yÂ�Á ��¨�w�§ wÂ m¡y¨ ���� ��¨�y{�~ty¨�
¿��¨ ¡�{�§�yÃ¿§§�Á ��¨��Á¹ s¡ ¦ ��¡ ~t¨ �w� ¬�¨��wÃ�Á{ ¡�~ ��Á ��~Ã�§§ ¡�§��ÃÃ�
¼§¹ �ÁÂ¹ ¾�»� w§� �w�§ �r ¡��y ~t¨ §�wÁ� �Á��Á��Á{ §¡�y{�¨��y�¹

fff² �������p{

¢���u ��¨ µ¿¨Â w§� �§� ��Áw{�¨ �wÁu¿ÂÂ�Á§§�¡¨u�Á o¡�§��§w���¨Á �w� ¯¡Áw�x
¨�Á{ wy¨�¨ p������ ��¨�y �wÁ� §�Ã¹ ��{tÁ§�w{�Á{ �� �¨Ã�w�y��¨Á ¼�{Ã¹ �®s¨��u§¹
��¾�¾¾� ¾�»¹ ¯�½~Ã¹� �w� wÂ m¡y¨ ��§ ��~Ã�§§�§ �¿Á r¨y¡Ã��Á{§¡�~��Á��Á{�Á
Áw�y� ��Â o��y§�§����¨§¡�� �Á��¨Ãw�{�Á� �w¨� �§ {�§�¡����� ��Á ����{ �¿Á ��~x
��Á��Á{�Á ¡�~ Â�y¨�¨� m¡y¨� �� ��¨��wÃ�Á �Á� �¡Âw� �w� p�§¡Â�§����¨Ã¡§� v�
Á¡�y ��Á ½�¨§�ÁÃw�y�Á ¬�¨y�Ã�Áw§§�Á �� ��¨¨wÁ{�¨Á¹ sw� ��Ã�§§w{� ¬�¨��wÃ�Á{ ��¨
��~��Á��Á{�Á Á¡�y ��¨ ¤¡yÃ ��§ ¯�½~Ã¹ ¡�~ Â�y¨�¨� m¡y¨� �¨{�Á�� �¡Âw� �wÁ�¨x
§�w�§ �w� �Á{�¨�Á ¬�¨Ã�§��¿¨�¨¡{§Â�{Ãw�yu�w��Á ��§ ¦ ¾�� �Á� ¡Á��¨�¨§�w�§ �w�
¡�~ ��§�wÂÂ�� p������ ��§�y¨�Áu��Á ¤¡yÃ¨��y�� ��¨ ¦¦ ¾¾¡ �Á� ¾¾�¹

f ² h�r��p{��¯�u�y

¦ ��� {wÃ� ½�¨§�ÁÃw�y ~t¨ �Á��§�y¨�Áu� �Á� ��§�y¨�Áu� ¯�½~Ã¹ �Á� §¡�yÃw�y ~t¨
p������ wÂ nÁÃ¡Á� �Á� wÂ ��§Ã¡Á�� §¿��w� �w� �¨�w�Ã��Á rwÁutÁ~�� wÂ nÁÃ¡Á� ��
��¨§����¨Á §wÁ�¹ ��w q�¨w�Á�¿yÁ�Á{�Á u¿ÂÂ� �w� ¬¿¨§�y¨w~� {¨�§¹ Áw�y� ��¨ �Áx
��Á��Á{� �¡ ��w �wÁ�¨ rw{�ÁÁ����Á{ u�wÁ� rwÁu�Á~�§�¨�w�Ã�Á{§���w{u�w� ¡�§{�t��
�w¨� �Á� ��w �wÁ�¨ ¬�¨Âw���Á{ ¡Á ���y§�ÃÁ�� q�¨w�Á{�§�� u�wÁ� µ����Á{ ��
¤¿yÁ����u�Á �¨~¿Ã{� ¼�qo �¹ |¹À¹���� � n£ ° �}�ÀÀ� �qo�µ¬ ���¾� |�À�
�Á� �ÁÂ¹ ¾}¥ ¡� �w§y�¨ yw�¨»¹ �Á��¨§ �r ��w ¬�¨Âw���Á{ ��¨ q�¨w�Á�¿yÁ�Á{
¡Á �wÁ�Á s¡��¨Âw���¨ ¼Ã�Á{�¨ ¡Ã§ � ¶¿Á¡��¥ �{Ã¹ �qo �¹ ¾}¹¾�¹���} � nnn ° ���
�}� s¯�°r ����� ���� ���¨¹ ¬�¨Âw���Á{ ¡Á ¿��¡�yÃ¿§� ¯��y�u¨¡Áu�»¹

 ²  �¯y�r�pu �� �p��¯�p  n¯�y¯u~��p

 �¯y�r�pu �� � o�� ¤�¨�� wÂ m¡y¨ ¾ÀÀ� ��¨ ¤lx³¡�§�y���¨¡{ ~t¨ ¬�¨Âw�x
��Á{§�wÁutÁ~�� {�Ã��Á� {�Â¡�y�� u¡ÁÁ Á¡�y ��¨ ��~y���Á{ ��¨ ¬¿¨§�y¨w~��Á
��Â ½¡�§�y¡Ãw�¨��Á ¤lx����{ Á¡�y�¨�{Ãw�y �w� ¬�¨��wÃ�Á{ �¿Á r¨y¡Ã��Á{§¡�~x
��Á��Á{�Á Âw� ��¨ q¿Ã{� ��§ ����{§ ¡Á��wÃw{�¨ ��~��Á��Á{�Á wÁ §½���¨�Á m¡yx
¨�Á {���yÃ� ��¨��Á ¼qp �¡¹x¤t¨��¹ �¹ �¾¹¾¹���}� rqp ���}� }À�� ¨u¨¹»¹
 �¯y�r�pu �� � mm� sw� °�{�Ã�Á{ w§� �wÁ� ��§Á¡yÂ��¿¨§�y¨w~� ��Â ��~Ã�§§x
½¨wÁ�w½ ��§ ¦ ¾¾ ��§¹ � �Á� ~ty¨� wÂ r¨{��Áw§ �� �wÁ�¨ ��§¿Á��¨�Á ��§�y¨�wx
��Á{§Â��y¿�� ~t¨ Á¡�y ¡ÃÃ{¹ p¨�Á�§����Á §¿~¿¨� ¡����w�y�Á��Á ��~�¡Á�¹
 �¯y�r�pu �� �� mm� �p� mm�� ��w {Ã�w�y�Á °��y�§~¿Ã{�Á �¨Â�{Ãw�y� ¦ ��� �wÁ�
����Ãw�y �Á�t¨¿u¨¡�w§�y�¨� ¬�¨��wÃ�Á{§Â�{Ãw�yu�w�¹ ¤w¨� �wÁ p������ wÁ �wÁ�Â
¯¡Áw�¨�Á{§{��w���rÁ��w�uÃ�Á{§��¨�w�y ¿��¨ �wÁ �¡���ÁuÂ¡Ã t��¨�w�{�Á� ��
¤¿yÁ����u�Á {�Á����� y¡��Á �w� ¯¿Á��¨¨�{�Ã�Á{�Á ��¨ ¦¦ ¾¾¡ �Á� ¾¾� Âw� wyx
¨�Á �Á{�Á ¬¿¨¡�§§����Á{�Á u�wÁ� ��§���Ãw�y� �������Á{ ¼�{Ã¹ ¦ ¾¾¡ �ÁÂ¹ | �Á�
¦ ¾¾� �ÁÂ¹ |»¹

 f²  �¯~�y¯�p~¯�{�p

°�{�ÃÂ�zw{ ½¨t~� �w� qwÁ¬�¨�¹ �w� o�y� �¿Á r¨y¡Ã��Á{§¡�~��Á��Á{�Á �Á� �w�
¬¿¨¡�§§����Á{�Á ~t¨ �w� ¬�¨��wÃ�Á{ ¡�~ q¿Ã{�v¡y¨� wÂ �¨§��Á m¡y¨� wÁ ��Â ��¨
����{ ��{�y¨� �w¨�¹ ��~{¨�Á� ��¨ ��§�yÁw��§��§����¨�Á{ �Ã�w�� �w� qwÁ¬�¨�¹
¡��¨ ��¨��y�w{�� wÁ v���Â q¿Ã{�v¡y¨ �¨Á��� �� ½¨t~�Á �Á� {{~¹ ��Á ��w��¨�Á ��x
��{ �¿Á wÂ r¨§�v¡y¨ �� Á¨��y� ¡Á�¨u¡ÁÁ��Á ��~��Á��Á{�Á ¡���Ã�yÁ�Á¹ s�¨
¯�½~Ã¹ Â�§§ �w� ��Ã�{� �¡y�¨ �w§ ��¨ ��§�¡Á�§u¨¡~� ��¨ Ã�����Á ¬�¨¡ÁÃ¡{�Á{ ¡�~x

j£�h � mm �py�p{ �ÁÂ¹ ��� ¦ ��� r¯�s¬
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���¡y¨�Á ¼�qo �¹ ¾}¹¾�¹¾ÀÀ� � n£ ° |À�À|� �qo�µ¬ ¾ÀÀ�� �À�� �Á� �¹
�¹¾¾¹¾ÀÀÀ � n£ � ���ÀÀ� �qo�µ¬ ����� |�� Â�µ»¹ Â{�u�y¨� u¡ÁÁ ��¨ ¯�½~Ã¹
��w �Á��¨Ã¡§§�Á�Â ¿��¨ �� {�¨wÁ{�Â ����{ wÂ r¨§�v¡y¨ �w� ¬�¨��wÃ�Á{ ��¨ ��~x
��Á��Á{�Á Á¡�y�¨�{Ãw�y ��¡Á�¨¡{�Á¥ §¹ yw�¨�� �ÁÂ¹ ¾|»¹

rwÁ§���wÃ�Á ~¨�w¹

j¯r����¯�p{�p �� � ��� ��² m j£�k �
 �¯��ur�p{ �np {¯�z�¯�q j¯y�r��p{��~��p�

f² ��{lp�u{�p{�������p�� h¯�z�¯� j¯y�r��p{��~��p��p{�p ��u
�nyp{������p ´��² m £��� m³

m² h¯�z�¯�¯ j¯y�r��p{��~��p�
��{tÁ§�w{� ��¨��Á Á�¨ ��~��Á��Á{�Á� �w� Á¡�y ¡ÃÃ{¹ p¨�Á�§����Á ¡Ã§ ¤l wÂ
°¡yÂ�Á �wÁ�¨ rwÁu�Á~�§¡¨� ¡�{��¿{�Á ��¨��Á u�ÁÁ�Á �Á� ��¨ r¨y¡Ã��Á{ �¿Á
¼¤¿yÁx»p������Á �w�Á�Á¹
j¯y�r��p{��~��p��p{�p Ãw�{�Á �¿¨� ��ÁÁ ���¡§ ��§��y�Á��§ wÁ§�¡Á�{�§����
¿��¨ wÁ§�¡Á�{�y¡Ã��Á �w¨� ¼°�Á¿�w�¨�Á{�Á¥ °�½¡¨¡��¨�Á»¹ µw�y� ��{tÁ§�w{� §wÁ�
§¿Âw� �w� t�Ãw�y�Á Ã¡�~�Á��Á ���¨w��§u¿§��Á� �w� ~t¨ ��Á Á��¨y¡Ã� �wÁ�§ p����x
��§ ¡Á~¡ÃÃ�Á ¼¬�¨§w�y�¨�Á{�Á� ��Ã���y��Á{� o�w��Á{ �¡¹¥ �{Ã¹ ¦ ¾�{ �ÁÂ¹ ¾|»¹
qt¨ �w� ��{¨�Á��Á{ �� �l� ¼Á¡�y�¨�{Ãw�y�Á» ol �Á� r¨y¡Ã��Á{§¡�~��Á��Á{�Á
{�Ã��Á �w� ¡ÃÃ{¹ p¨�Á�§����¥ §¹ �¡y�¨ ¦ � �ÁÂ¹ �À�� �¶q �¹ ¾�¹�¹����� �¯��Ã¹ n
����� ���� �Á� ° �¾¹¾ r¯�° ���}¹
h��������{¯u~~� §¹ ¦ � �ÁÂ¹ ��� ~~¹
±h¯�z�¯�° ��~��p��p{�p� sw� l¿§��Á ~t¨ Â�y¨�¨� r¨y¡Ã��Á{§Â¡zÁ¡yÂ�Á
wÁÁ�¨y¡Ã� �wÁ�§ ¬¢ u�ÁÁ�Á ��§¡ÂÂ�Á{�~¡§§� ��¨��Á¹ sw� ¬�¨��wÃ�Á{ ��§ ¼¡�x
�w�¨��Á» ��~�¡Á�§ w§� wÂÂ�¨ ��Ã�§§w{� ��ÁÁ �wÁ Áw�y� Á�¨ ��ÃÃw{ �Á�������Á��¨
¯�¬¿¨��wÃ �� �¨�¡¨��Á w§�¹ rwÁ� ��w��¨{�y�Á�� rwÁ§�y¨�Áu�Á{ ��§ ¤¡yÃ¨��y�§ w§�
¡�~{¨�Á� ��§ p�§����§����u§� ��Áw{�¨ �wÁu¿ÂÂ�Á§§�¡¨u� ¯�½~Ã¹ �� ��{tÁ§�w{�Á
¼§¹ �ÁÂ¹ �»� ¡���Ã�yÁ�Á ¼�{Ã¹ �qo �¹ ��¹¾�¹¾ÀÀ� � n£ ° ���À¾� �¯��Ã¹ nn ¾ÀÀ��
}À¾� ¬�¨��wÃ�Á{ �¿Á ¾||� s¶ ¿yÁ� ³¨t~�Á{ ��¨ p¨�z� ��§ ��~�¡Á�§»¹

�² h������� �u� pu�y� �� �up�q ���¯u����¯q�{�p {�y�¯�p �p� l��¯�u�v
{�p� �nyp����s�p �u�p�p

±©u�y� �� �up�q ´£np��¯v³���¯u����¯q�{�p {�y�¯�p° ��������� �¡§§ §w�y
�¡§ p������ wÂ ³¨w�¡���¨Â�{�Á ��§ ¯�½~Ã¹ ��~wÁ��Á Â�§§¹
���¯�u�{�p� �nyp����s�p �u�p�p� §¹ �w� s�~wÁw�w¿Á wÁ ¯¡�� � �Á� �ÁÂ¹ ¾}
�Á� ¾�¹
ª�z{��ru�y�¯ ��u�µ�ps�� sw� ��w��Á ¬¿¨¡�§§����Á{�Á Â�§§ �¡§ p������ wÂ
¢�w�½�Áu� ��¨ k�w§��Á{ ��§ r¨y¡Ã��Á{§¡�~�¡Á�§ �¨~tÃÃ�Á¹ ¶¡z{��Ãw�y w§� �¡Âw�
��¨ ��~Ã�§§��w�½�Áu� ¼¦ ¾¾ ��§¹ �»¹ sw� ¬�¨y�Ã�Áw§§� ��y¨�Á� ��¨ s�¨�y~ty¨�Á{
��¨ �¡�Â¡zÁ¡yÂ�Á §wÁ� �Á�¨y��Ãw�y¹

��uµu�r� s�¨ ¯�½~Ã¹ ¨�Á¿�w�¨� wÂ m¡y¨ ���} �wÁ ¶w��y¡�§ Âw� �¨�w {Ã�w�y {¨¿z�Á ¤¿yx
Á�Á{�Á¹ �� q��¨�¡¨ ���� Á���� �wÁ Á���¨ ¶w���¨ ���w ¤¿yÁ�Á{�Á ~t¨ ~¨�w��¨�~Ãw�y�
¢���u� ¡Á§�¡�� �w� �w§y�¨ ~t¨ ¤¿yÁ����u�¹ s�¨ ¯�½~Ã¹ ���¡yÃ� ¾}��� " wÂ s���Â��¨
���}� �w� ¨�§�Ãw�y�Á °��yÁ�Á{�Á wo�¹ ¾���� " wÂ ¶�¨� ����¹
sw� wÂ ¶�¨� ���� ¡Á{�~¡ÃÃ�Á�Á ¤�¨��Á{§u¿§��Á Ât§§�Á wÂ m¡y¨ ���� wÁ �¿ÃÃ�¨ o�y�
¡�{��¿{�Á ��¨��Á¹ sw� wÂ m¡y¨ ���} ���¡yÃ��Á ¾}��� " u�ÁÁ�Á v� Á¡�y �Á�¨¡{ ��§

j �¾
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¯�½~Ã¹ ¡�~ �w� m¡y¨� ���} �w§ ���À ��¨��wÃ� ��¨��Á¹ s¡ ��§¹ � Áw�y� �wÁ{¨�w~�� ��ÁÁ ~t¨
�wÁ p������ wÂ k¡�~� ��§ ¬�¨��wÃ�Á{§��w�¨¡�Â§ �w� «t��¨�w�{�Á��ª µ����Á{ ��
¤¿yÁ����u�Á ��{~�ÃÃ�� u¡ÁÁ ��¨ ����{ t��¨ �¡§ m¡y¨ ���� ywÁ¡�§ ~¿¨�{�~ty¨� ��¨��Á¹

ff² ¥��y�~nr{�� ��yr¯��y� ��¯ {r�u�yq�zu{�p
 �¯��ur�p{ ��~ ���u �u ~lp~ e�y¯�

m² ±hr�u�yq�zu{�°  �¯��ur�p{
s�¨ ¯�½~Ã¹ y¡� �¡§ °��y� ��¨ ¤¡yÃ ��§ ¬�¨��wÃ�Á{§��w�¨¡�Â§¹ s¡ �w� ¬�¨��wÃ�Á{
{Ã�w�yÂ�zw{ §�wÁ Â�§§� u¡ÁÁ � ��{wÁÁ�Á� Âw� ��Â m¡y¨� wÁ ��Â �w� r¨y¡Ã��Á{§x
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��p�yq�p �np ��¯ �up��p{�u¯s�p{ u¿ÂÂ�Á wÁ ���¨¡�y�� ��ÁÁ wÂ r¨§�x
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§w�y�w{�� u¡ÁÁ �¨ wÁ ��Á q¿Ã{�v¡y¨�Á ¤l Á¡�y ��¨ {���yÃ��Á ¬�¨��wÃ�Á{§Â��y¿x
�� ¡��w�y�Á� §¿��w� §w� Áw�y� ��¨�w�§ wÂ r¨§�v¡y¨ ¡�{��¿{�Á ��¨��Á¹
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µ¤� ����� ��¾�� ¨u¨¹»¹
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¨��Â� ¼s¡�y�¿��Á¥ l�ÃÃ�¨¥ ®¨¿�u�Á¨��Â�¥ ¤¡§�yut�y�¥ ¯�y�wÂÂ����¨¥ ¯¡�x
Á¡» ��¨ ¤¿yÁ~Ã��y� ��yÃ�Á� ��ÁÁ §w� �¿Á ��Á µ����¨Á ��¨ ¤¿yÁ�Á{ Âw���¨x
��Á��� ��¨��Á ¼�{Ã¹ �qo �¹ À¹À¹¾À�� � ¬nnn ° }��À � �¯��Ã¹ nn ¾À�¾� �}�� ��
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��§ p������§ ¼�{Ã¹ �qo �¹ ¾À¹À¹���� � £ ° }¾�À�� �¯��Ã¹ nn ����� �À|� �Á��¨
nn ��»¹
¥��y�~nr{� w§�� �¡§§ ��¨ Á¿�y Áw�y� ��¨t�u§w�y�w{�� ®�wÃ ��¨ r¨y¡Ã��Á{§¡�~��Áx
��Á{�Á wÁ �¿ÃÃ�¨ o�y� wÂ m¡y¨ ��¨ ¬�¨��z�¨�Á{ ¡�{��¿{�Á ��¨��Á Â�§§¹ sw�§
w§� �¡§ m¡y¨� wÁ ��Â �w� rwÁu�Á~�§�¨�w�Ã�Á{§���w{u�w� ��¨�y ��Á ���¨{¡Á{ ��§
�w¨�§�y¡~�Ãw�y�Á rw{�Á��Â§ ¡Â p������ �Á���¹ °�{�ÃÂ�zw{ y¡� ��¨ ����{ ��¨
¨�§�Ãw�y�Á r¨y¡Ã��Á{§¡�~��Á��Á{�Á �¡Âw� wÂ m¡y¨ ��§ ���¨{¡Á{§ �¿Á p�~¡y¨�
µ����Á �Á� k¡§��Á �� �¨~¿Ã{�Á ¼�qo �¹ �¹�¹¾ÀÀ� � ¬nnn ° �����}� �qo�µ¬
¾ÀÀ¾� �À|»¹
sw� °�{�Ã�Á{ §��ÃÃ� §w�y�¨� �¡§§ u�wÁ� µ¡�y��wÃ� �¡��¨�y �Á�§��y�Á� �¡§§ Á¡�y
���Á�w{�Á{ ��¨ rwÁu�Á~�§�¨�w�Ã�Á{§���w{u�w� wÁ §½���¨�Á m¡y¨�Á ��¨ ��w��¨� ��x
��{ �¿Á ¤l Áw�y� Â�y¨ Â�{Ãw�y w§�¹ ��§ �w�§�Â µ¿¨Â����u �¨{w�� §w�y� �¡§§
wÂ ¬�¨��z�¨�Á{§v¡y¨ �w�v�Áw{�Á r¨y¡Ã��Á{§¡�~��Á��Á{�Á ��§���Ãw�y ¡�{��¿{�Á
��¨��Á Ât§§�Á� �w� ¡Á §w�y ¡�~ ��utÁ~�w{� ¬¢ �Á�~¡ÃÃ�Á ��¨�Á¹ ¤�¨��Á wÁ ~¨tx
y�¨�Á m¡y¨�Á r¨y¡Ã��Á{§¡�~��Á��Á{�Á Áw�y� ��¨t�u§w�y�w{�� u¡ÁÁ ��¨ �Á��¨�Ãw�x
��Á� ¤lx����{ Áw�y� Á¡�y{�y¿Ã� ��¨��Á ¼�{Ã¹ ¦ ¾¾¡ �ÁÂ¹ �¥ ¡� [iT`kRl�
dutlV`a__� ¦ �¾ °Á¹ ¾}�� rW_mPV wÁ []VQPgk_�[Va_Qu� ¦ �¾ °Á¹ ¾��� �Á� �w§x
y�¨ yw�¨»¹

ff² jup�¯up{�p{ up �up ���¯u����¯q�{�p n��¯ ��~{���
��¯ jups�p~��¯�u�r�p{ ´��² � £��� �³

s�¨ ¬�¨��wÃ�Á{§��w�¨¡�Â �Á��� ¡��y �¡ÁÁ Âw� ��¨ wÁ �ÁÂ¹ �� �¡¨{�§��ÃÃ��Á
°��y�§~¿Ã{� �¿¨��w�w{� ��ÁÁ �¡§ p������ wÁ �wÁ ���¨w��§��¨Â�{�Á �wÁ{��¨¡�y�
�w¨� ¿��¨ Áw�y� Â�y¨ ��¨ rwÁu�Á~�§�¨�w�Ã�Á{ {�Á���� �w¨�¹
jup�¯up{�p{ up �up ���¯u����¯q�{�p� ´� �Á� �¡ÁÁ �wÁ p������ wÁ �wÁ ��x
�¨w��§��¨Â�{�Á �wÁ{��¨¡�y� ��¨��� w§� Á¡�y ��Á ¡ÃÃ{¹ rwÁÃ¡{�{¨�Á�§����Á �� ��x
�¨��wÃ�Á¹ sw� °�{�Ã�Á{ ��¨ywÁ��¨�� �¡§§ ��¨ p��¯�¹ �Á��¨Ãw�{�Á�� rwÁutÁ~��
��¨�y ¡�z�¨���¨w��Ãw�y� ��~��Á��Á{�Á {�ÂwÁ��¨� ��¨��Á¹
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��~{��� ��¯ jups�p~��¯�u�r�p{ ~ty¨� Á¡�y ��Â p�§����§�¿¨�Ã¡�� wÁ ¡ÃÃ�Á
q�ÃÃ�Á ��¨ �¿¨��w�w{�Á ���Á�w{�Á{ ��§ ¬�¨��wÃ�Á{§��w�¨¡�Â§� wÁ ��Á�Á �¡§ p�x
����� �¿Â §�Ã��Á ¯�½~Ã¹ Áw�y� Â�y¨ ��¨ rwÁu�Á~�§�¨�w�Ã�Á{ {�Á���� �w¨�¹

��uµu�r�� µ����Á{ ��§ p������§ �� ½¨w�¡��Á ¤¿yÁ����u�Á� �qo �¹ �|¹¾¾¹¾ÀÀ� � n£
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" ls[s�{[u�ux^y[ o[^y��sj^yZiu{[] ¤��y§�Ã� �¡§ rw{�Á��Â ¡Â p������ �Á� Á����
��¨ Á��� rw{�Á�tÂ�¨ �§ ��w��¨ ��¨ rwÁu�Á~�§�¨�w�Ã�Á{� w§� ��¨ p�§����§�¿¨�Ã¡��
¡�§Ã�{�Á{§~�yw{¹ ° �¾¹¾ ��§¹ � r¯�° ���} §�y¨�w�� ��w �Á�Á�{�Ã�Ãw�y�¨ °��y�§x
Á¡�y~¿Ã{� �w� q¿¨�~ty¨�Á{ ��§ ����{§ �¿Á r¨y¡Ã��Á{§¡�~��Á��Á{�Á ��¨�y ��Á
°��y�§Á¡�y~¿Ã{�¨ �¿ ¹̈ nÂ m¡y¨ ��§ rw{�Á��Â§���y§�Ã§ �¨~¿Ã{� �wÁ� ��w�Ãw�y� ��~x
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~¡ÃÃ ¡Ã§ ��½w§�y� q�ÃÃ� ��§ �Á�Á�{�Ã�Ãw�y�Á r¨��¨�§ ¼§¹ ¦ � �ÁÂ¹ ¾|�» §wÁ� �¡y�¨
Áw�y� ¡Ã§ ��~{¡�� ��¨ rwÁu�Á~�§�¨�w�Ã�Á{ ��¨�y ��Á ¯�y�Áu�¨�r¨�Ã¡§§�¨ �� ��x
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